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1. Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Thema des Nationalsozialismus an den Grazer 

Hochschulen bzw. speziell mit der Präsenz des Nationalsozialismus unter den Studierenden1 schon vor 

dem „Anschluss“ 1938. Konkret eingegangen wird dabei vor allem auf die Zeit von Juni 1933 bis März 

1938, in der das Betätigungsverbot der NSDAP galt. Gezielt soll dabei fokussiert werden, wie sich die 

Studierenden in die Arbeit der NSDAP einbrachten bzw. wie sie in dieser Zeit nationalsozialistisch tätig 

waren. Im Rahmen dieser Betrachtungen soll eine nationalsozialistische Flugschrift analysiert werden, 

die von Studierenden der Universität Graz illegal herausgegeben wurde. Die illegale Presse- und 

Propagandatätigkeit der Nationalsozialisten in Österreich soll im Zuge dieser Analyse ebenso 

betrachtet werden.  

In verschiedenen Forschungsfeldern wird das Thema des Nationalsozialismus an den Hochschulen 

thematisiert. So widmet die Universitätsgeschichte der Zeit des Nationalsozialismus mehr oder 

weniger viel Raum. Zu nennen sind hier vor allem die Publikationen des ehemaligen Archivars des 

Grazer Universitätsarchives Walter Höflechner, der die Entwicklungen rund um den 

Nationalsozialismus an der Universität mit komprimierten Informationen in die politische Geschichte 

der Universität einbettet. Seine neueste Publikation der Geschichte der Karl-Franzens-Universität bis 

20052 ist dabei auch die umfangreichste und ausführlichste. Fehlende Quellenangaben erschweren die 

Nachverfolgbarkeit der Informationen jedoch. Außerdem finden sich zu den Strukturen der 

nationalsozialistischen Studierenden während des Verbotes der NSDAP wenige Informationen. 

Einschlägig diesbezüglich ist nach wie vor die Monographie Weingands, in welcher dieser sich mit der 

Entwicklung des Nationalsozialismus an der Technischen Hochschule Graz beschäftigt und dabei auch 

verstärkt auf studentische Aktivitäten eingeht.3  

                                                           
1 In der verwendeten Literatur ist ausschließlich von „Studenten“ die Rede. Da eine gendergerechte Schreibweise 
in der älteren Literatur nicht vorausgesetzt werden kann, war im Zuge dieser Arbeit zu einem großen Teil nicht 
zu eruieren, ob es sich tatsächlich ausschließlich um männliche Studierende gehandelt hat oder ob auch Frauen 
beteiligt waren. Hinweise geben nur etwa Statistiken auf den Anteil von studierenden Frauen in der NSDAP, in 
denen zwischen 1933 und 1938 keine Frau verzeichnet ist. Vgl. dazu Botz Gerhard, Strukturwandlungen des 
österreichischen Nationalsozialismus (1904-1945), in: Historical Social Research 28 (2016), S. 214–240. Auch in 
Statistiken zur HörerInnenzahl der Grazer Hochschulen wird angegeben, dass der Frauenanteil an keiner Fakultät 
bei mehr als 35 Prozent lag. Vgl. Binder Dieter Anton, Der Weg der Studenten in den Nationalsozialismus, in: 
Österreichischer Verein für Studentengeschichte (Hrsg.), Die Vorträge der 9. österreichischen 
Studentenhistorikertagung Leoben 1990. Wien 1990, S. 39–48, hier S. 39. Aus diesem Grund kann davon 
ausgegangen werden, dass unter den nationalsozialistischen Studierenden wenig bis keine Frauen waren, 
weshalb auch in dieser Arbeit vorwiegend die männliche Schreibweise benutzt wird. Scheinen Frauen auf, wird 
dies auch sprachlich markiert. Frauen sind in der männlichen Schreibweise nicht automatisch mitgemeint.  
2 Höflechner Walter, Geschichte der Karl-Franzens-Universität Graz. Von den Anfängen bis in das Jahr 2005 (= 
Allgemeine Wissenschaftliche Reihe Herausgegeben von der Karl-Franzens-Universität Graz 1). Graz 2006. 
3 Weingand Hans Peter, Die Technische Hochschule Graz im Dritten Reich. Vorgeschichte, Geschichte und 
Nachgeschichte des Nationalsozialismus an einer Institution. Graz 1995. 
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Aufschluss über die studentischen Strukturen geben aber vor allem auch Beiträge zur 

Studierendengeschichte. Hierbei ist vor allem Gehler mit seinen zahlreichen Beiträgen zur 

österreichischen Studentengeschichte zu nennen.4 Auch die Publikationen zur Geschichte diverser 

Verbindungen an den Grazer Hochschulen sind dabei aufschlussreich.5 Die Rolle der Universität wird 

in Forschungsansätzen zur Entwicklung des Nationalsozialismus in Österreich (bzw. konkret in der 

Steiermark) betrachtet. Sie wird dabei meist als einflussreiche Institution in der Gesellschaft analysiert. 

Von einem soziologischen Standpunkt aus beschäftigt sich damit Fleck, der auch einen Ansatz zu 

Einfluss und Stärke der universitären Strukturen über die Universität hinaus liefert.6  

Bezüglich illegaler Aktivitäten von Studierenden ist vor allem ein von der ÖH publizierter Sammelband 

zur Geschichte der Österreichischen Hochschulen im 20. Jahrhundert mit einem Beitrag von 

Weingand/Wurzer7 zu illegalen Aktivitäten steirischer Studierender zu nennen. Die illegalen 

Pressetätigkeiten der NSDAP wurden vorwiegend in Abhandlungen zu Pressetätigkeiten der illegalen 

Parteien in Österreich behandelt.8  

Ziel der Arbeit ist es, die Präsenz des Nationalsozialismus an den Grazer Hochschulen in der Zeit 

zwischen 1933 und 1938 aufzuzeigen. Es sollen verschiedene Aspekte behandelt werden, an denen der 

Aufstieg des Nationalsozialismus an den Grazer Hochschulen zu sehen ist und an denen die Präsenz 

gemessen werden kann. Fokussiert werden dabei vor allem die illegalen Aktivitäten von Studierenden. 

Dazu muss auch beantwortet werden, ob Studierende der Universität Graz Träger des 

Nationalsozialismus waren und woran das zu erkennen ist. Es soll analysiert werden, welche 

Entwicklungen an der Universität ein Erstarken des Nationalsozialismus unter den Studierenden 

gefördert hat. Außerdem soll untersucht werden, ob die Hochschulen und die Personen in ihnen zur 

Verbreitung nationalsozialistischen Gedankenguts beigetragen haben. Bezüglich der illegalen Agitation 

soll analysiert werden, welche Strukturen sich herausbildeten und zu welchen Aktionen es kam.  

                                                           
4 Siehe u. a. Gehler Michael, Studentenverbindungen und Politik an Österreichs Universitäten. Ein historischer 
Überblick unter besonderer Berücksichtigung des akademischen Rechtsextremismus vom 19. Jahrhundert bis 
heute, in: Helmut Reinalter/Franko Petri/Rüdiger Kaufmann (Hgg.), Das Weltbild des Rechtsextremismus. Die 
Strukturen der Entsolidarisierung. Innsbruck 1998, S. 338–428. 
5 Vgl. dazu beispielsweise Ebner Wolfgang, Geschichte der Grazer akademischen Burschenschaft Marcho 
Teutonia. Graz 1985. 
6 Fleck Christian, Steirische Hochschulen und Nationalsozialismus, in: Heimo Halbrainer/Gerald 
Lamprecht/Ursula Mindler (Hgg.), NS-Herrschaft in der Steiermark. Positionen und Diskurse. Wien–Köln–Weimar 
2012, S. 491–501. 
7 Weingand Hans Peter/Wurzer Markus, Innensichten und Außenblicke: Studentische NS-Aktivitäten in Graz und 
Leoben 1930-1938, in: Österreichische HochschülerInnenschaft (Hrsg.), Österreichische Hochschulen im 20. 
Jahrhundert. Austrofaschismus, Nationalsozialismus und die Folgen. Wien 2013, S. 54–84. 
8 Siehe dazu u. a. Lewonig Judith, Die illegale Publizistik der verbotenen Parteien in der Steiermark von 1933 bis 
1938, Dissertation. Wien 1983. 
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Aktionen, wie etwa die Herausgabe von Flugschriften und Flugblättern können Aufschluss über die 

Präsenz geben. Anhand der Analyse und Interpretation der nationalsozialistischen Flugschrift 

„Aufbruch“ bzw. „Der Aufbruch“ ist es das Ziel zu zeigen, wie der Nationalsozialismus unter den 

Studierenden propagiert wurde. Dabei sollen sowohl Themen als auch Aufbau, Stil, Funktion und 

Wirkung behandelt werden. Hierzu muss erwähnt werden, dass die schlechte Überlieferungslage der 

Flugschrift die Analyse sehr erschwert hat. So waren weder der genaue Zeitraum der Publikation zu 

eruieren, noch die Zahl der Auflage, der Verbreitungsraum oder die Regelmäßigkeit, mit der sie 

publiziert wurde. Themen und Tendenzen können daher nur für die jeweiligen Zeitpunkte 

angenommen werden, ein Längsschnitt zur Flugschrift war aus diesem Grund nicht möglich.  

Um die Entwicklungen innerhalb der Universität Graz im Hinblick auf den Nationalsozialismus 

nachvollziehen zu können, werden im ersten Kapitel der Arbeit allgemeine Tendenzen, politische 

Aspekte und ideologische Wegbereiter an den Grazer Hochschulen fokussiert. Es soll aufgezeigt 

werden, worauf der Nationalsozialismus auf Hochschulboden aufbauen konnte. Dabei steht vor allem 

die Radikalisierung verschiedener Tendenzen, wie Antisemitismus, Deutschnationalismus oder 

Antidemokratismus, im Mittelpunkt. Ein Aspekt in diesem Kapitel wird auch die Rolle der Universität 

in der Verbreitung solcher Tendenzen sein. Es soll betrachtet werden, ob die an der Universität 

vertretenen Ideologien in die Gesellschaft getragen wurden und wenn ja, wie das geschah. Bezüglich 

der politischen Radikalisierung soll auch auf die studentischen Unruhen am Beginn des 20. 

Jahrhunderts eingegangen werden, die diese Radikalisierung zeigen. Für das bessere Verständnis der 

politischen Entwicklung der Grazer Hochschulen wird ein Blick auf das politische Eingreifen des Staates 

in die Hochschulen geworfen. 

Im zweiten Kapitel werden einerseits politische Einstellungen und Ideologien und andererseits die 

Struktur der Studierenden am Beginn des 20. Jahrhunderts näher beleuchtet. Ziel ist es hier, 

verständlich zu machen, wie die Studierenden organisiert waren, da dies für die Arbeit in der Illegalität 

für die nationalsozialistischen Studierenden eine wichtige Voraussetzung darstellte. Dabei soll in einem 

ersten Schritt auf die von den Studierenden vertretenen Ideologien eingegangen werden. In weiterer 

Folge wird die Rolle der Vereine und Verbindungen, in denen einige Studierende organisiert waren, 

erörtert. Im Vordergrund stehen dabei die am stärksten vertretenen deutschnationalen Verbindungen, 

die sich mit ihrer Begeisterung für einen Anschluss an Deutschland schon früh dementsprechendem 

Gedankengut zuwandten. Des Weiteren soll die Rolle der ebenfalls sehr deutschnationalen und 

antisemitischen Deutschen Studentenschaft analysiert werden. In diesem Zusammenhang wird auch 

die Entwicklung des Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbundes an den Grazer Hochschulen 

fokussiert. Um die Rollen der einzelnen Komponenten zu erfassen, sollen immer auch 

außeruniversitäre Faktoren berücksichtigt werden. So etwa Mitgliedschaften in nationalsozialistischen 
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Organisationen außerhalb der Universität. Ebenfalls eingegangen wird in diesem Kapitel auf die 

weiteren Karrieren der nationalsozialistischen Studierenden. Ziel ist es, zu analysieren, ob das soziale 

Netzwerk an der Universität auch dazu beigetragen hat, dass Studierende später in hohen Position in 

der NSDAP tätig waren.  

Mit der konkreten Frage nach Strukturen und Aktionen der nationalsozialistischen Studierenden 

während der Phase des Verbotes der NSDAP und all ihren Teilorganisationen beschäftigt sich das dritte 

Kapitel. Ziel ist es, zu zeigen, wie sich die nationalsozialistischen Studierenden der Grazer Hochschulen 

in der Illegalität organisierten und zu welchen konkreten Aktionen es kam. Dabei werden Strukturen 

betrachtet, die innerhalb der Universität aufrechterhalten oder neu geschaffen wurden. Daneben soll 

aber auch untersucht werden, in welche außeruniversitären Strukturen sich die Studierenden 

eingliederten. Danach werden konkrete nationalsozialistische Aktivitäten Thema sein. Wiederum 

sollen sowohl Aktionen auf Hochschulboden als auch Aktionen außerhalb der Universität, in die 

Studierende involviert waren, betrachtet werden.  

Im Hinblick auf die Analyse und Interpretation der nationalsozialistisch studentischen Flugschrift soll 

die allgemeine illegale Presse- und Propagandaarbeit der Nationalsozialisten in Österreich und speziell 

in der Steiermark betrachtet werden. Diesem Thema widmet sich das vierte Kapitel zur illegalen NS-

Propaganda und –Pressetätigkeit. Dazu muss zuvor die allgemeine Lage des Pressewesens in 

Österreich angesehen werden, da die Entwicklung der NS-Presse auch stark von gesetzlichen 

Veränderungen abhängig war. Dem folgt die Betrachtung der Entwicklung der NS-Presse. Daneben soll 

ein Überblick über die verschiedenen Arten der Erzeugnisse, über Aufbau, Stil und Themen sowie 

Funktion und Wirkung der Presseerzeugnisse gegeben werden.  

Im fünften und letzten Kapitel soll schließlich eine Quellenanalyse und –interpretation der Flugschrift 

„Der Aufbruch“ vorgenommen werden. Konkret wird auf die Fragen eingegangen, welche Themen in 

der Flugschrift zentral waren, wie Aufbau und Stil ausgesehen haben und welche Funktion und 

Wirkung die Flugschrift hatte. Da zwischen den analysierten Ausgaben eine Zeitspanne von über drei 

Jahren liegt, soll ein Vergleich dieser stattfinden. Bezüglich der Inhalte wurde untersucht, ob die 

Flugschrift über die Jahre radikaler wurde, was zum Verhältnis zu Deutschland respektive Österreich 

zu finden ist, ob sich antisemitische Tendenzen verschärften und ob auf zeitgeschichtliche Ereignisse 

eingegangen wurde. Weiters fließt in die Betrachtung die Frage nach dem Ziel der VerfasserInnen ein. 
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2. Die Universität Graz am Beginn des 20. Jahrhunderts  

Um ein Bild von der Größe der Universitäten am Beginn des 20. Jahrhunderts zu bekommen, seien hier 

einführend einige statistische Zahlen genannt, die darüber Aufschluss geben sollen. In den 1930er-

Jahren waren an der Universität Graz circa 2000 HörerInnen eingetragen. An der Technischen 

Hochschule studierten zu dieser Zeit ungefähr 500 HörerInnen.9 Die Zahlen ändern sich bis 1938 kaum, 

so ist für das Wintersemester 1937/38 an der Universität Graz eine GesamthörerInnenzahl von 2015 

Personen und an der Technischen Hochschule Graz eine GesamthörerInnenzahl von 481 Personen 

verzeichnet.10 Der Frauenanteil lag bei maximal 20 Prozent. An der Philosophischen Fakultät war ihr 

Anteil mit 35 Prozent am höchsten, wobei er in der Juridischen Fakultät nur bei fünf Prozent lag. An 

der Katholisch-Theologischen Fakultät schien keine einzige Studentin auf.11 Die gesamte Grazer 

Bevölkerung betrug im Jahr 1934 circa 153 000 Personen.12 Somit machten die Studierenden in Graz 

in den 1930er-Jahren nicht ganz drei Prozent der Gesamtbevölkerung und damit einen relativ kleinen 

Teil dieser aus.13 Wie jedoch von einigen AutorInnen festgestellt wird, sind AkademikerInnen, obwohl 

prozentuell eindeutig in der Unterzahl, dennoch sehr einflussreiche Personen in der Gesellschaft.14 Sie 

sind deshalb nicht unwesentlich für diverse Entwicklungen in der Steiermark in den 1930er-Jahren.  

Die Entwicklung des Nationalsozialismus an den Grazer Hochschulen wird erst nachvollziehbar, wenn 

verschiedene Faktoren berücksichtigt werden, die das Aufkommen des Nationalsozialismus 

ermöglichten und begünstigten. Dazu zählen etwa ideologische Vorläufer, die den Weg für den 

Nationalsozialismus bereitet haben. Einen weiteren wesentlichen Faktor stellt die Politisierung der 

Hochschulen dar, die sich am Beginn des 20. Jahrhunderts abgezeichnet hat sowie auch die damit 

                                                           
9 Vgl. Binder, Weg, S. 39. 
10 Vgl. Kernbauer Alois, Der lange Marsch zur "politischen Hochschule". Die Grazer Hohen Schulen in den ersten 
Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft, in: Stefan Karner (Hrsg.), Graz in der NS-Zeit 1938-1945. Graz-Wien-
Klagenfurt 1999, S. 179–193, hier S. 186. 
11 Vgl. Binder, Weg, S. 39. 
12 Vgl. Magistrat Graz (Hrsg.), Bevölkerungsstatistik der Landeshauptstadt Graz. Stand 1.1.2015. Graz 2015; 
http://www.graz.at/cms/beitrag/10105538/5074477 [Abruf: 19.01.2017]. 
13 Im Vergleich dazu betrug die Grazer Bevölkerung am 1.1.2016 280 258 Personen. Für das Studienjahr 2015/16 
sind an den öffentlichen Grazer Universitäten knapp 46 000 Studierende verzeichnet. Sie machen heute somit 
rund 16 Prozent der gesamten Grazer Bevölkerung aus. Vgl. dazu Land Steiermark (Hrsg.), Steiermark. 
Wohnbevölkerung am 1.1.2016. Wanderungen 2015, in: Steirische Statistiken (2016) H. 10, S. 42; 
www.statistik.steiermark.at/cms/dokumente/10004611_103034729/b0fc7680/Heft%2010-
2016%20Bev%C3%B6lkerung%2001012016%2C%20Wanderungen%202015%20-%20Internet.pdf [Abruf: 
20.03.2017]. Statistik Austria (Hrsg.), Hochschulstatistik. Ordentliche Studierende an öffentlichen Universitäten 
2015/16 nach Universität. Erstellt am 09.08.2016; 
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bildung_und_kultur/formales_bildu
ngswesen/universitaeten_studium/021635.html [Abruf: 20.03.2017]. 
14 Vgl. Halbrainer Heimo/Lamprecht Gerald, Nationalsozialismus in der Steiermark. Opfer. Täter. Gegner (= 
Nationalsozialismus in den österreichischen Bundesländern 4). Innsbruck–Wien–Bozen 2015. Fleck, Steirische 
Hochschulen, S. 491-501. Moll Martin, NS-Eliten in der Steiermark und steirische NS-Eliten. Herkunft, Rolle und 
Selbstverständnis 1938-1945, in: Heimo Halbrainer/Gerald Lamprecht/Ursula Mindler (Hgg.), NS-Herrschaft in 
der Steiermark. Positionen und Diskurse. Wien–Köln–Weimar 2012, S. 89–115. 
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verbundenen, für die Hochschulen sehr prägenden Auseinandersetzungen zwischen den 

verschiedenen studentischen Lagern. In die Betrachtung miteinbezogen werden müssen auch 

Beschlüsse und Veränderungen innerhalb der Universität und das Eingreifen des Staates in die 

Hochschulpolitik als Antwort auf politische Entwicklungen auf Hochschulboden, da diese die 

Entwicklungen entscheidend mitbestimmten.  

2.1 Ideologische Wegbereiter des Nationalsozialismus auf Hochschulboden  

2.1.1 Deutschnationalismus 

Vor allem der Deutschnationalismus spielte an der Universität schon ab dem 19. Jahrhundert eine 

bedeutende Rolle. Sowohl die meisten Studierenden als auch die Lehrenden waren deutschnational 

eingestellt und arbeiteten darauf hin, die Österreichischen Universitäten „deutsch“ zu machen. Dies 

ist an einigen Entwicklungen an den Österreichischen Universitäten und somit auch an der Grazer 

Universität erkennbar.  

Höflechner gliedert die Studentenschaft in Graz nach 1918 in ein deutschnational-wehrhaftes Lager, 

ein deutschnational-katholisches Lager, eine Gruppe jüdischer Studierender, sozialistische 

Studierende, auslandsdeutsche (damit sind Studierende aus den Nachfolgestaaten der Monarchie 

gemeint)- und reichsdeutsche Studierende und nicht-deutsche, ausländische Studierende.15 Schon bei 

dieser Einteilung ist zu erkennen, dass das Attribut „deutsch“ oder „nicht-deutsch“ zu sein, eine große 

Rolle gespielt hat.  

Die deutschnationale und deutschnational katholische Studentenschaft verstand sich immer mehr als 

Vertretung der gesamten Studentenschaft an den Österreichischen Hochschulen. Man wollte alle 

„Fremdstaatlichen" und „Fremdnationalen" von den Universitäten vertreiben bzw. einen Numerus 

clausus einführen, um deren Zahl zumindest so niedrig wie möglich zu halten. Trotz einer eigentlichen 

Gleichstellung aller, unabhängig von Nationalität oder Konfession per Gesetz, wurden solche 

Beschlüsse 1918 an den Universitäten in Graz, Innsbruck und Wien gefasst.16  

Die Definition „deutsch“ bezog sich allerdings nicht auf eine deutsch oder österreichisch 

staatsbürgerliche Zugehörigkeit sondern auf die „deutsche Volkszugehörigkeit“17, von der etwa 

                                                           
15 Vgl. Höflechner, Karl-Franzens-Universität, S. 102. 
16 Vgl. Höflechner, Karl-Franzens-Universität, S. 102. 
17 Vgl. dazu Steber Martina/Gotto Bernhard, Volksgemeinschaft im NS-Regime. Wandlungen, Wirkungen und 
Aneignungen eines Zukunftsversprechens, in: Vierteljahresheft für Zeitgeschichte. 62. Jg. (2014) H. 3, S. 433-468. 
Die AutorInnen heben hervor, dass die Volksgemeinschaft nie etwas Realem entsprach sondern eine 
Gesellschaftsutopie darstellte, die in dieser Form nie existierte. 
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jüdische Studierende ausgeschlossen waren18, wie sich an der Entwicklung der studentischen 

Interessensvertretung auf Universitätsboden zeigt.  

Ab 1919 gab es als Interessensvertretung die Deutsche Studentenschaft (DSt).19 Sie wurde von den 

Studierenden gewählt und traf sich jährlich zum sogenannten „Deutschen Studententag“ mit allen 

Vertretern aus Deutschland und Österreich. Nur „deutsch-arische" Studierende konnten Mitglieder 

der DSt sein.20 Die „deutsche Volkszugehörigkeit“ war somit ein Kriterium für eine Mitgliedschaft und 

um an den Wahlen teilnehmen zu können. Ausgeschlossen wurden dadurch vor allem jüdische 

Studierende. Neben Deutschnationalismus und dem völkischen Gedanken war in der DSt von Beginn 

an ein starker Antisemitismus zu bemerken. 

Dass sich die DSt in dieser Form entwickeln konnte, hatte den Grund, dass vor allem die großen 

Hochschulen in Österreich den Kern des Deutschnationalismus bildeten. Zu den größeren 

Universitäten zählten die Wiener- und Grazer Universität und die Wiener- und Grazer Technische 

Hochschule. Sie sahen es als ihre Aufgabe, die Universitäten „deutsch" zu halten und fremden Einfluss 

zu verhindern. Die Grazer Hochschulen übertrafen dabei die Wiener Hochschulen noch an Radikalität. 

So wurde deklariert, dass die Gesamtheit der Studentenschaft nur Studierende „deutscher 

Volkszugehörigkeit“ seien. Darum sollten auch alle Vertreter in einem allgemeinen 

Studentenausschuss nur „deutsche" Studierende sein. Von den „nicht-deutschen" Studierenden, die 

dennoch österreichischer Staatsbürgerschaft waren, durfte pro angefangenen 50 Studierenden ein 

Vertreter, jedoch insgesamt höchstens zwei, in den Studentenausschuss, allerdings nur in beratender 

Funktion. Diese Hochschulpolitik wurde auch von der steirischen Landesregierung unterstützt.21  

Verstärkt wurde das Phänomen des Deutschnationalismus dadurch, dass Wissenschaft ab 1918 für 

einen nationalen22 Wiederaufbau funktionalisiert wurde. Die Autonomie der Wissenschaft wurde 

somit zurückgedrängt und den politischen Zielen untergeordnet. Die Universitäten wollten zwar nicht 

                                                           
18 Vgl Grüttner Michael, Studenten im Dritten Reich. Paderborn-München-Wien-Zürich 1995, S. 26-27. 
19 Vgl. dazu Kapitel 3.3 Die Rolle der Deutschen Studentenschaft. 
20 Vgl. Perglau-Hämmerle Susanne, Die politische und soziale Funktion der österreichischen Universität. Von den 
Anfängen bis zur Gegenwart. Innsbruck 1986, S. 157. 
21 Vgl. Lichtenberger-Fenz Brigitte, "…Deutscher Abstammung und Muttersprache". Österreichische 
Hochschulpolitik in der Ersten Republik. Wien-Salzburg 1990, S. 21–22. 
22 Der Begriff „national“ muss hier differenziert gesehen werden, da er in Bezug auf die Erste Republik oft 
gleichgesetzt wird mit „deutschnational“. Österreich als eigene Nation fand nur bei einer Minderheit Anklang. 
Zum österreichischen Nationalbewusstsein vgl. Bruckmüller Ernst, Die Entwicklung des Österreichbewußtseins, 
in: Robert Kriechbaumer (Hrsg.), Österreichische Nationalgeschichte nach 1945. Die Spiegel der Erinnerung: Die 
Sicht von innen 1. Wien–Köln–Weimar 1998, S. 369–396. Mommsen Hans, Österreichs Weg vom habsburgischen 
Nachfolgestaat zur demokratischen Nation, in: Helmut Konrad/Wolfgang Neugebauer (Hgg.), Arbeiterbewegung 
- Faschismus - Nationalbewusstsein. Festschrift zum 20jährigen Bestand des Dokumentationsarchivs des 
österreichischen Widerstandes und zum 60. Geburtstag von Herbert Steiner. Wien–München–Zürich 1983, S. 
381–389. 
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parteipolitisch agieren, sahen sich aber als politische Kraft, die im Sinne des Deutschnationalismus 

handelten.23  

2.1.2 Antidemokratische Tendenzen 

Neben deutschnationalen wurden auch antidemokratische Tendenzen verstärkt spürbar. Sie können 

als ein weiteres Kriterium für eine Radikalisierung und als Wegbereiter des Nationalsozialismus 

gesehen werden. Sie zeigen außerdem, dass in der Ersten Republik Österreichs Universitäten in ihrer 

politischen Entwicklung geprägt wurden.  

Antidemokratische Tendenzen wurden begünstigt durch die Ablehnung der parlamentarischen 

Demokratie und der republikanischen Staatsform in weiten Kreisen des Bürgertums. Sowohl 

Studierende als auch Lehrende rekrutierten sich hauptsächlich aus dem Bürgertum, wodurch sich 

autoritäre Tendenzen an den Hochschulen vermehrt durchsetzen konnten.24  

Die restriktive Hochschulpolitik der Zwischenkriegszeit erschwerte den Zugang zum Studium für viele 

Gesellschaftsschichten.25 Das Bürgertum konnte den Restriktionen noch am ehesten entgehen. Aber 

auch für die bürgerliche Schicht, die traditionell am stärksten an den Universitäten vertreten war, 

sanken die Berufsaussichten, da der akademische Arbeitsmarkt aufgrund der wirtschaftlichen Krise26 

kleiner wurde. Da dadurch die soziale Mobilität eingeschränkt wurde, verstärkte sich die 

Empfänglichkeit für autoritäre Tendenzen. Das Elitebewusstsein, das dadurch drohte verloren zu 

gehen, und die Arbeitslosigkeit unter Akademikern verstärkten die antiegalitären Tendenzen an den 

Universitäten.27  

Innerhalb der Studierenden lassen sich antidemokratische Tendenzen beispielsweise an der 

Entwicklung der Interessensvertretungen veranschaulichen: Seit 1849 gab es an den Universitäten 

keine offizielle studentische Vertretung mehr, bis 1919 die DSt entstand. Die Funktion von 

Repräsentanten der Studentenschaft übernahmen daher die 1867 entstandenen Korporationen, die 

sich in die drei großen Gruppen der deutschnationalen, katholischen und sozialdemokratischen 

Korporationen gliederten. Die Studierenden organisierten sich auf Vereinsbasis innerhalb dieser 

                                                           
23 Vgl. Höflechner, Karl-Franzens-Universität, S. 88. 
24 Vgl. Perglau-Hämmerle, Universität, S. 156–157. 
25 Um eine „Vermassung“ der Universitäten zu vermeiden, wurden vom austrofaschistischen Ständestaat 
Restriktionen überlegt und eingeführt, um die Zahl der Studierenden einzudämmen. Die Studien wurden 
beispielsweise verschult und zusätzliche Prüfungen eingeführt. Ausbildungsanforderungen in verschiedenen 
Berufen wurden erhöht. Überlegt wurde auch die Fernhaltung von Frauen vom Studium und die Einführung eines 
allgemeinen Numerus clausus. Vgl. Fischer-Kowalski Marina, Universität und Gesellschaft in Österreich, in: Heinz 
Fischer (Hrsg.), Das politische System Österreichs. Wien–München–Zürich 1982, S. 571–615. 
26 Für einen kurzen Überblick zur wirtschaftlichen Lage in Österreich vgl. Wolfram Herwig (Hrsg.), Österreichische 
Geschichte 1890-1990. Der lange Schatten des Staates. Österreichische Gesellschaftsgeschichte im 20. 
Jahrhundert. Wien 1994, S. 279-310. 
27 Vgl. Perglau-Hämmerle, Universität, S. 181. 
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politischen Lager, eine gemeinsame Vertretung fehlte. Dabei war der Deutschnationalismus ein 

wichtiger Faktor vor allem innerhalb der Burschenschaften. Dem deutschnationalen und katholischen 

Lager gemeinsam war der Antisemitismus. Die Zielsetzungen der Burschenschaften waren 

antidemokratische und antiegalitär, man wollte eine politische Elite schaffen.28  

Verstärkt wurden antidemokratische Tendenzen außerdem vom Staat, der ab 1933 sukzessive 

demokratische Formen an den Hochschulen abschaffte. So wurden mehr oder weniger demokratisch 

gewählte Interessenvertretungen verboten, Zwangsmitgliedschaften in der einzigen parteiähnlichen 

Organisation eingeführt und auch gewählte akademische Funktionäre nur unter bestimmten 

Voraussetzungen anerkannt.29 

Die antidemokratische Lage an Österreichs Hochschulen zusammen mit dem Antisemitismus und dem 

Kampf gegen Liberalismus und Sozialismus waren die Wegbereiter für die „Säuberung" der 

Hochschulen nach der nationalsozialistischen Machtübernahme im März 1938.30  

2.1.3 Antisemitismus 

Antisemitische Strömungen in der Zwischenkriegszeit gingen vor allem von der geistigen Elite, im Falle 

der Steiermark also von den Grazer Hochschulen, aus.31 Wenn auch zu Beginn nur sehr verschleiert, so 

war ein Ziel der Österreichischen Hochschulen die Beschränkung jüdischer Studierender (sowohl 

österreichischer als auch ausländischer). Zumindest sollten sie aber aus den Studierendenvertretungen 

ausgeschlossen werden. Diese Forderungen wurden gestellt, bevor die DSt an der Grazer Universität 

gegründet wurde. Anstelle einer Interessensvertretung, die die Gesamtheit der Studierenden erfasste 

und einem gleichen, direkten Verhältniswahlrecht zugrunde lag, so wie es vom Unterrichtsministerium 

vorgesehen war, wurde eine „deutsche" Studierendenvertretung gefordert. Wahlberechtigt sollten 

nur Studierende „deutscher Volkszugehörigkeit“ aus Österreich sein. So wurde schon als Vorgänger 

der DSt ein „deutsch-arischer“ Studierendenausschuss gewählt.32  

Nicht nur unter den Studierenden wurde ab 1918 der Antisemitismus vorangetrieben. Die Universität 

Graz setzte 1918 eine eigene Senatskomission ein, die für die Zulassungen von ausländischen 

                                                           
28 Vgl. Perglau-Hämmerle, Universität, S. 156–157. 
29 Vgl. Höflechner Walter, Zur Geschichte der Universität Graz, in: Kurt Freisitzer/Walter Höflechner/Hans-Ludwig 
Holzer u. a. (Hgg.), Tradition und Herausforderung. 400 Jahre Universität Graz. Graz 1985, S. 3–76, hier S. 54-55. 
Zur staatlich Betriebenen Hochschulpolitik siehe auch Kapitel 2.3.2 Der Staat mischt sich ein. 
30 Vgl. Stadler Friedrich, Emigration der Wissenschaft - Wissenschaft von der Emigration. Ein ungeschriebenes 
Kapitel österreichischer Zeitgeschichte, in: Friedrich Stadler (Hrsg.), Vertriebene Vernunft 1. Emigration und Exil 
österreichischer Wissenschaft 1930-1940. Münster 2004, S. 9–41, hier S. 13. 
31 Vgl. Bergmann-Pfleger Katharina, Geschichte der Universitätsbibliothek Graz 1938-45. Wien 2010, S. 19. 
32 Vgl. Lichtenberger-Fenz Brigitte, Österreichs Universitäten und Hochschulen. Opfer oder Wegbereiter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft (Am Beispiel der Universität Wien), in: Gernot Heiß/Siegfried 
Mattl/Sebastian Meissl u. a. (Hgg.), Willfährige Wissenschaft. Die Universität Wien 1938 bis 1945. Wien 1989, S. 
3–15, hier S. 7. 
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Studierenden zuständig war und diese hinsichtlich ihres „Deutschtums" überprüfen sollte. Vor allem 

jüdische Studierende aus den östlichen Nachfolgestaaten Österreichs sollten von der Universität 

ferngehalten werden. Sie bekamen den Antisemitismus am stärksten zu spüren. „Nicht-arische" 

Studierende wurden gesondert von den restlichen BewerberInnen behandelt, um ihre Zahl besonders 

niedrig zu halten.33  

Die Aufnahmebeschränkungen zielten zu Beginn offiziell darauf ab, die Zahl der ausländisch jüdischen 

Studierenden zu verringern. Die Auslegung der Zugehörigkeit von Juden und Jüdinnen verlief allerdings 

sehr willkürlich, wie beispielsweise Gerichtsprozesse aus der Ersten Republik bezüglich der 

Staatszugehörigkeit einzelner Personen zeigen. Einigen Personen aus ehemaligen österreichisch-

habsburgischen Ländern wurde die österreichische Staatsbürgerschaft nach Zerfall der Monarchie 

verwehrt, da sie jüdisch waren, selbst dann, wenn sie deutschsprachig waren. Sie wurden demnach 

nicht als der „deutschen“ Bevölkerung zugehörig empfunden.34  

Mit den 1920er-Jahren verschärften sich antisemitische Tendenzen noch mehr. Durch die Einführung 

eines Numerus clausus wurde versucht, die Zahl der jüdischen und ausländischen HörerInnen zu 

verringern.  

Einen Versuch, einen solchen Numerus clausus in den Hochschulen einzuführen, gab es beispielsweise 

im Jahr 1920. Das Unterrichtsministerium lehnte den bereits ausgearbeiteten Entwurf jedoch ab. Ein 

versuchter Numerus clausus 1923 für jüdische ausländische Studierende wurde zwar vom 

Unterrichtsministerium nie bestätigt, jedoch dennoch von einzelnen Hochschulen in die Tat 

umgesetzt.35 In einem Bundesgesetz wurde allerdings in den 1920er-Jahren als Antwort auf den stärker 

werdenden Antisemitismus in der Bevölkerung verankert, dass sich alle Universitäten als „deutsche 

Forschungs- und Lehranstalten“ bezeichnen müssten.36  

Die antisemitischen Tendenzen richteten sich auch gegen sozialdemokratische Studierende, die 

oftmals den jüdischen Studierenden gleichgesetzt wurden. Die Sozialdemokraten formierten sich 

1918/19 an der Grazer Universität, wurden jedoch von der DSt nicht anerkannt und kandidierten somit 

auch nie für diese. Der Kampf gegen den Antisemitismus, der von den Sozialdemoraten unterstützt 

wurde, war der DSt ein Dorn im Auge. Der Ausschluss und die Differenzen zwischen den beiden Lagern 

führten zu Auseinandersetzungen zwischen den Sozialdemokraten und den Mitgliedern der DSt.37  

                                                           
33 Vgl. Höflechner, Karl-Franzens-Universität, S. 104. 
34 Vgl. Höflechner, Karl-Franzens-Universität, S. 103. 
35 Vgl. Lichtenberger-Fenz, Österreichs Universitäten, S. 6. 
36 Vgl. Lichtenberger-Fenz, Österreichs Universitäten, S. 6. Höflechner, Karl-Franzens-Universität Graz, S. 104. 
37 Vgl. Seewann Harald (Hrsg.), Hochschulpolitik in Graz in den Jahren 1919 bis 1938 und das nationale 
Korporationsstudententum. Graz 1999, S. 16. 
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2.2 Nationalsozialistische Tendenzen 

„Neben dem Bedürfnis einer möglichst vollständigen Berücksichtigung aller gesellschaftlichen 

Subsysteme ist aber vor allem darauf hinzuweisen, dass die steirischen Hochschulen ein 

Kristallisationspunkt der lokalen Nazi-Bewegung waren, die in jenen Demonstrationen gipfelte, die Graz 

den Titel ‚Stadt der Volkserhebung‘ einbrachten.“38 

Diese Entwicklung, von der Fleck hier bezüglich der Rolle der Universität in der Verbreitung 

nationalsozialistischen Gedankenguts spricht, vollzog sich schrittweise. Die Steigerung von 

antidemokratischen, antisemitischen und deutschnationalen Tendenzen trug dazu bei, den 

ideologischen Boden für den Nationalsozialismus zu bereiten. Durch den Nationalsozialistischen 

Deutschen Studentenbund (NSDStB)39 hatten die Nationalsozialisten erstmals eine offizielle 

Organisation an den Grazer Hochschulen.  

Schon lange vor 1938 hat sich an den Universitäten sozusagen der geistige „Anschluss" vollzogen. 

Autoritäre Ideologien lieferten dafür unter anderem den Nährboden und führten zur schrittweisen 

Auslöschung der geistigen Vernunft. Eine nicht glaubwürdige Hochschulautonomie mit ständigen 

staatlichen Interventionen hatte einen schleichenden Rechtsruck zu Folge. Die Studierenden forderten 

einen Numerus clausus für alle „nicht-arischen“ Studierenden und versuchten, jüdische und 

sozialistische Hochschullehrer zu boykottieren. Das alles war noch vor 1933 an den Universitäten zu 

bemerken.40  

Die Jahre 1925-1930 sind laut Höflechner jene, in denen die Grazer Hochschulen zu „Hochburgen einer 

radikal deutschnationalen Weltanschauung [...]"41 wurden. Obwohl nicht alle Professoren Verfechter 

der deutschnationalistischen Ideologie waren, haben auch nur wenige etwas gegen die radikalen 

Entwicklungen auf Hochschulboden unternommen. Ab 1928 agierte der NSDStB an den Hochschulen. 

Er war zwar keine Massenorganisation und hatte lediglich eine kleine Zahl an Mitgliedern, dennoch 

waren diese eine Gruppe radikaler Kämpfer, deren Ziel es war, die Hochschulen „unter totalen 

nationalsozialistischen Terror zu setzen [...]".42 

Der NSDStB wurde an den Österreichischen Hochschulen zu Beginn der 1930er-Jahre stärker, wobei er 

an der Universität Graz mit 21,3 Prozent bei den Wahlen innerhalb der DSt noch am wenigsten 

                                                           
38 Fleck, Steirische Hochschulen, S. 491. 
39 Der NSDStB (Nationalsozialistischer Deutscher Studentenbund) war eine nationalsozialistische 
Studentenorganisation, die ausgehend von Deutschland im Jahr 1926 gegründet wurde und der NSDAP 
unterstand. Siehe auch Kapitel 3.4 Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund. 
40 Vgl. Stadler Friedrich, Die andere Kulturgeschichte. Am Beispiel von Emigration und Exil der österreichischen 
Intellektuellen 1930-1940, in: Michael Gehler/Rolf Steininger (Hgg.), Österreich im 20. Jahrhundert. Von der 
Monarchie bis zum Zweiten Weltkrieg. Wien-Köln-Weimar 1997, S. 499–558, hier S. 508. 
41 Höflechner Walter, Wissenschaft, Hochschule und Staat in Österreich bis 1938, in: Christian Brünner/Helmut 
Konrad (Hgg.), Die Universität und 1938. Wien- Köln 1989, S. 57-74, hier S. 68–69. 
42 Höflechner, Wissenschaft, S. 68-69. 
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Stimmen bekam. An der Technischen Hochschule Graz erreichte er 1930 beispielsweise die absolute 

Mehrheit.43 Der Antisemitismus an den Universitäten ist dabei ein wichtiger Aspekt, der den 

Nationalsozialismus für die Studierenden attraktiv machte. Zusätzlich wurden antiklerikale und 

nationale Stimmen gegen die katholischen Korporationen laut. Neugründungen katholischer 

Verbindungen wurden zu unterdrücken versucht. In dieser Hinsicht entfernten sich das katholische 

und deutschnationale bzw. auch das nationalsozialistische Lager voneinander. Eine Angleichung fand 

jedoch aufgrund des zunehmenden Antisemitismus statt.44 

Es gibt mehrere Gründe, die den Aufstieg des NSDStB an den Grazer Hochschulen erklären. Ein Faktor 

sind etwa die Wahlerfolge der NSDAP in Deutschland von 1930 an. Damit steigerten sich auch die 

Wahlerfolge des NSDStB an den Österreichischen Hochschulen. In Wien wurde er somit zur stärksten 

Fraktion, was in Graz für Propagandazwecke genutzt wurde. Hinzu kam, dass dem NSDStB innerhalb 

der DSt größere Bedeutung zukam. Zu diesem Zeitpunkt versuchten die deutschnationalen und 

katholischen Studenten der Grazer Deutschen Studentenschaft allerdings noch eine 

nationalsozialistische Machtübernahme an den Grazer Hochschulen zu verhindern und zögerten 

Neuwahlen hinaus. Eine nationalsozialistische Führung an der Hochschule hätte Einbußen der 

Hochschulautonomie bedeutet, da der NSDStB von der Weisung der NSDAP abhängig war.45  

Trotz seiner Radikalität wurde der NSDStB an der Universität, wenn auch nicht von allen Studierenden, 

so doch von einem Großteil des Lehrkörpers, geduldet. Von den Lehrenden wurde er höchstens als 

undiszipliniert beschrieben, erfuhr von ihnen ansonsten aber Unterstützung. Politische Tendenzen, 

wie etwa die Ablehnung der Demokratie und des demokratischen Parteiensystems, verbanden sie 

sogar miteinander.46 

Wie präsent der Nationalsozialismus schon vor 1938 an einigen Fakultäten der Grazer Universität war, 

lässt sich auch noch an einem anderen Aspekt bezüglich der Lehrenden erkennen. So wurden nach 

dem „Anschluss“ 1938 Personen aus dem Lehrkörper entlassen, die nicht eindeutig im 

nationalsozialistischen Lager standen.47 Die Entlassungen waren in den einzelnen Fakultäten 

                                                           
43 Obwohl Neuwahlen hinausgezögert wurden und 1932 keine Wahlen der DSt stattfanden, rühmte sich die 
Technische Hochschule Graz nach der nationalsozialistischen Machtergreifung 1938 damit, die erste 
nationalsozialistische Hochschule im deutschen Sprachraum gewesen zu sein, nachdem der NSDStB 1932 bei den 
Wahlen einen hundertprozentigen Wahlsieg erreicht hätte. Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 105-106. 
44 Vgl. Binder, Weg, S. 39–40. 
45 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 105-106.  
46 Vgl. Perglau-Hämmerle, Universität, S. 158. 
47 Bedacht werden muss hier allerdings, dass von manchen Professoren kurz nach dem „Anschluss“ das 
Beitrittsdatum zur NSDAP korrigiert wurde, um es so aussehen zu lassen, als wäre man schon früher Mitglied der 
Partei gewesen. Während dem Verbot der NSDAP ab Juni 1933 Mitglied der Partei gewesen zu sein, galt nämlich 
als besonders ehrenhaft. Vgl. dazu Scheiblechner Petra, 1200 Wissenschafter der "österreichischen" 
medizinischen Fakultäten und deren Mitgliedschaft bei NS-Formationen, in: Wolfgang Freidl/Alois 
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unterschiedlich hoch. Eine wesentlich geringere Anzahl an Entlassungen an der Philosophischen und 

Medizinischen Fakultät lässt darauf schließen, dass hier schon zuvor viele nationalsozialistische 

Lehrende tätig waren.48  

Dass an den Universitäten schon vor dem „Anschluss“ begeisterte Nationalsozialisten tätig waren, zeigt 

sich auch darin, dass schon kurz nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten in Österreich an der 

Grazer Universität und der Technischen Hochschule Graz triumphale Feiern abgehalten wurden. 

Studierende und Professoren, die sich als „nationalsozialistische Studentenschaft und 

Professorenschaft“ bezeichneten, brachten den damaligen Rektor der Karl-Franzens-Universität, Josef 

Dobretsberger, dazu, von seinem Amt zurückzutreten.49  

2.3 Die Rolle der Universität in der Verbreitung 

Analysiert man die Rolle der Universität in der Verbreitung des Nationalsozialismus, muss beachtet 

werden, dass Konzepte, auf denen dieser aufbauen konnte, schon früher tief in der Gesellschaft 

verankert waren und nicht erst durch den Nationalsozialismus eingeführt werden mussten. So waren 

im ausgehenden 19. und frühen 20. Jahrhundert Antisemitismus, Deutschnationalismus und 

Antislawismus spürbare Denkrichtungen. Der Antisemitismus reichte dabei in Österreich schon bis ins 

Mittelalter zurück. Als politische Komponente wurde er ab dem ausgehenden 19. Jahrhundert als 

Konzept von den Parteien aufgegriffen. Daneben bildeten auch antiliberale, antidemokratische und 

antisozialistische Tendenzen ein Fundament, auf das der Nationalsozialismus aufbauen konnte. 50 

Dennoch stellten die Universitäten ein einflussreiches Gebilde innerhalb der Gesellschaft dar. So 

wurde der Nationalsozialismus, der sich unter den Personen an den Universitäten ausgebreitet hat, 

auch in die Gesellschaft getragen. Auch wenn die Universität sicher nicht als einzige Komponente 

gesehen werden kann, muss ihr dennoch ein weitreichender Einfluss zugeschrieben werden, was die 

Verbreitung von Ideologien in der Gesellschaft betrifft.  

Lichtenberger-Fenz meint, dass im Schutz der Hochschulautonomie Theorien und politische 

Handlungsmuster entwickelt und verwirklicht wurden, „die später das Fundament 

nationalsozialistischen Gedankengutes bildeten"51. So wurde beispielsweise durch die 

                                                           
Kernbauer/Richard H. Noack u. a. (Hgg.), Medizin und Nationalsozialismus in der Steiermark. Innsbruck 2001, S. 
170–190, hier S. 170–174. 
48 Vgl. Lichtenegger Gerlad, Vorgeschichte, Geschichte und Nachgeschichte des Nationalsozialismus an der 
Universität Graz, in: Verein Kritische Sozialwissenschaft und Politische Bildung (Hrsg.), Grenzfeste Deutscher 
Wissenschaft. Über Faschismus und Vergangenheitsbewältigung an der Universität Graz. Graz 1985, S. 48–71, 
hier S. 52. 
49 Vgl. Kernbauer, Marsch, S. 180–181. 
50 Vgl. Halbrainer Heimo/Lamprecht Gerald/Mindler Ursula, Unsichtbar. NS-Herrschaft: Widerstand und 
Verfolgung in der Steiermark. Graz 2008, S. 26–27. 
51 Lichtenberger-Fenz, Österreichs Universitäten, S. 5. 
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Zugangsbeschränkung für jüdische Studierenden schon Ende des 19. Jahrhunderts ein Grundstein 

gelegt für die schrittweise Entwicklung des Einbruches rassistischer Vorstellungen.52  

Fleck hält fest, dass die Akademiker Mitte des 20. Jahrhunderts zwar nur ein Prozent der 

Gesamtbevölkerung ausmachten, dass dieses eine Prozent jedoch einflussreich war und ein dichtes 

Netzwerk bildete.53 Warum dies so war, führt er in seinen Überlegungen zur Rolle der Universität in 

der Gesellschaft allgemein aus. Die Stellung der Universität in der Gesellschaft kann über zwei Fragen 

erfasst werden: „Was tut sie bzw. was tun die in ihr Tätigen und wie bzw. mit welchen Folgen wird das 

getan?“54 Er führt aus, welche Eigenheiten die Institution Universität aufweist und wie diese vor, 

während und nach der NS-Herrschaft ausgestaltet wurden. Die sechs genannten Funktionen und 

Mechanismen sind folgende:  

Er meint, dass erstens Universitäten Wissen produzieren, das zweitens innerhalb der Universitäten an 

Studierende weitergegeben wird. Als dritten Mechanismus führt er an, dass Studierende durch ihren 

Universitätsabschluss ein Zertifikat bekommen, das sie dazu berechtigt, einflussreiche 

gesellschaftliche Positionen einzunehmen. Die Universitäten besitzen viertens eine Autonomie, durch 

die sie relativ frei sind, was beispielsweise die Rekrutierung von Personal betrifft. Die Selbstverwaltung 

führt außerdem dazu, dass Universitäten gegen Übergriffe von außen geschützt sind, was als fünfter 

Punkt angeführt wird. Sie nehmen umgekehrt sogar eine kulturelle Hegemonialstellung ein bezüglich 

konkreter Politikberatung oder abstrakten Maximen, die der Gesellschaft nahegelegt werden, was zum 

sechsten Punkt führt: Universitäten tragen zur sozialen und kulturellen Reproduktion bei.55  

Das bedeutet, die Autonomie, die die Universität hat, gibt ihr die Möglichkeit, relativ ungehindert 

Ideologien innerhalb der Universität weiterzugeben. Da Studierende durch den Hochschulabschluss 

aber auch berechtigt sind, in einflussreichen Positionen außerhalb der Universität zu agieren und zu 

arbeiten, gibt ihnen das die Möglichkeit, diese Ideologien auch darüber hinaus weiterzugeben und 

diese hierarchischen Strukturen trotz politischer Brüche aufrechtzuerhalten.  

Laut Halbrainer/Lamprecht nahm das akademische Milieu der Grazer Hochschulen bezüglich des 

Nationalsozialismus und des „Anschluss“ eine bedeutende Rolle ein. Studierende und Lehrende gelten 

als Wegbereiter deutschnationalen, faschistischen, antisemitischen und rassistischen Gedankenguts. 

Ihr Wirken beschränkte sich nicht nur auf die Hochschulen, es griff darüber hinaus und in die 

Gesellschaft hinein. Das war beispielsweise gegeben durch das öffentliche Auftreten Studierender und 

Studentenverbindungen bei Demonstrationen. Weiters durch die Mitgliedschaft von Akademikern in 

                                                           
52 Vgl. Lichtenberger-Fenz, Österreichs Universitäten, S. 5. 
53 Vgl. Fleck, Steirische Hochschulen, S. 497. 
54 Fleck, Steirische Hochschulen, S. 492. 
55 Vgl. Fleck, Steirisch Hochschulen, S. 492–493.  
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einem weit verzweigten deutschnationalen Vereinsnetz. Als Universitätsprofessoren und somit als 

Personen mit einer hohen Position in der hierarchisch strukturierten Gesellschaft kam ihnen 

besonderer Einfluss in der Gesellschaft zu. Dazu kam, dass einige Universitätsprofessoren in führenden 

politischen Positionen tätig waren. So etwa der Landeshauptmann Anton Rintelen56 oder der spätere 

Gauhauptmann Armin Dadieu57.58  

Was weiters zeigt, dass die Personen an den Universitäten sehr empfänglich für den 

Nationalsozialismus waren, allerdings nicht isoliert auf der Universität blieben, ist, dass gemessen am 

gesamtgesellschaftlichen Anteil Personen in akademischen Berufen und Studierende in der NSDAP 

überrepräsentiert waren. (auch wenn die NSDAP eine Partei darstellte, die verschiedene Sozialgruppen 

anzog). Sie waren vor allem in der Führungsschicht der NSDAP tätig.59 Es ergibt sich somit also ein 

Wechselspiel zwischen Beeinflussung der Universität durch Nationalsozialisten, die an der Universität 

tätig sind, aber auch umgekehrt eine Beeinflussung anderer gesellschaftlicher Bereiche durch die 

Besetzung einflussreicher Positionen mit Studierenden und Professoren.  

Mit dem Dermatologen Rudolf Polland sei nur ein weiteres Beispiel für einen Professor genannt, der 

maßgeblich an der Verbreitung nationalsozialistischen Gedankenguts beteilig war. Er gründete schon 

1934 die Grazer Gesellschaft für Eugenik60. In seiner Wissenschaft versuchte er das Verständnis für 

„Rassenhygiene“ und „Rassenreinheit“ zu wecken und zu verbreiten. Er gilt als ein Wegbereiter des 

akademischen Rassismus und der Nürnberger Rassengesetze61. Zur Zeit des Nationalsozialismus wurde 

er Mitglied des Grazer Erbgesundheitsgerichtes und Reichssippenamt-Gutachter.62 In seinem Ziel, die 

                                                           
56 Rintelen wurde 1876 in Graz geboren und studierte von 1894-1898 Jus in Graz. Nach seiner wissenschaftlichen 
Karriere in Graz, Wien und Prag trat Rintelen 1918 in die Politik ein. In der christlichsozialen Partei wurde er 
zuerst zum Landeshauptmannstellvertreter und wenig später im Mai 1919 zum Landeshauptmann gewählt und 
war kurzzeitig auch in der Bundespolitik tätig. Er sympathisierte mit dem Nationalsozialismus und war in den 
Juliputsch 1934 verwickelt. Vgl. Gorke Peter, Anton Rintelen (1876-1946). Eine polarisierende steirische 
Persönlichkeit. Versuch einer politischen Biographie, Dissertation. Graz 2002. Dieter Anton Binder, Rintelen, 
Anton d. J., in: NDB. Band 21. Berlin 2003, S. 641-642. 
57 Dadieu wurde 1901 in Marburg geboren und studierte ab 1919 Chemie an der TH Graz. Er habilitierte 1929 
und blieb in Graz, wo er als Professor der Physikalischen Chemie tätig war. Ab 1927 war Dadieu Mitglied des 
Steirischen Heimatschutzes, ab 1932 Mitglied der NSDAP und 1936 trat er auch der SS bei. Er war von 1940-45 
Gauhauptmann der Steiermark, 1942 SS-Oberführer und von 1943-45 Gaudozentenbundführer der Steiermark. 
Vgl. Grüttner Michael, Biographisches Lexikon zur nationalsozialistischen Wissenschaftspolitik (= Studien zur 
Wissenschafts- und Universitätsgeschichte 6). Heidelberg 2004. 
58 Vgl. Halbrainer/Lamprecht, Nationalsozialismus, S. 57–58. 
59 Vgl. Staudinger Eduard, Zur Entwicklung des Nationalsozialismus in Graz von seinen Anfängen bis 1938, in: 
Stadt Graz (Hrsg.), Historisches Jahrbuch der Stadt Graz. Graz 1988, S. 31–74, hier S. 74. 
60 Zu Rassenhygiene, Eugenik und dementsprechenden Institutionen in der Steiermark siehe die Beiträge in Freidl 
Wolfgang/Sauer Werner (Hgg.), NS-Wissenschaft als Vernichtungsinstrument. Rassenhygiene, 
Zwangssterilisation, Menschenversuche und NS-Euthanasie in der Steiermark. Wien 2004. 
61 Bzgl. der Nürnberger Rassegesetze siehe Essner Cornelia, Die „Nürnberger Gesetze“ oder Verwaltung des 
Rassenwahns 1933-1945. Paderborn-Wien 2002. 
62 Vgl. Rütgen Herbert, Antisemitismus in allen Lagern. Publizistische Dokumente zu Ersten Republk Österreich 
1918-1938. Graz 1989, S. 348–349. 
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Wiedererstarkung des deutschen Volkes voranzutreiben, sprach er der Steiermark eine spezifische 

Funktion zu. Als „Grenzland“ sollte sie als Schutzwall und Wächter fungieren, um das „Deutschtum“ im 

Südosten zu bewahren und sozusagen keine Einflüsse von außen zuzulassen. 1938 bekam Polland eine 

Medaille für besondere Verdienste hinsichtlich der „Wiedervereinigung“ Österreichs und 

Deutschlands. 63 

Durch ihre Tätigkeit in der NSDAP haben etliche Lehrenden dazu beigetragen, dass der 

Nationalsozialismus Anklang unter den Studierenden fand. Aber nicht nur durch ihre eigene Tätigkeit, 

sondern auch dadurch, dass sie aggressive Ausschreitungen seitens nationalsozialistischer 

Studierender duldeten.64 Die Rolle der Universität in der Verbreitung des Nationalsozialismus ist also 

einerseits auf Hochschulboden selbst relevant, andererseits aber auch dadurch, dass auf 

verschiedenen Wegen Ideologien von den Hochschulen in andere gesellschaftliche Bereiche getragen 

wurden. 

Am „Deutschen Studententag“ im Juni 1931, der in Graz stattfand, waren nicht nur Studierende, 

sondern auch zahlreiche Führungspersonen aus Politik und Kirche anwesend, die der DSt und ihrer 

Vorgehensweise auf Hochschulboden durchaus positiv gegenüberstanden. Die Steiermark wurde etwa 

in der Eröffnungsrede als „deutsche“ Südostecke beschworen und somit dem völkischen Prinzip 

wiederum enorme Wichtigkeit zugesprochen. Jene Vertreter des Staates, die am Deutschen 

Studententag teilnahmen, waren laut Höflechner mit hoher Wahrscheinlichkeit für die Ideen der DSt. 

Diese Führungskräfte des Staates und der Wirtschaft wurden an den Hochschulen ausgebildet, was 

zeigt, dass die Entwicklung an den Hochschulen von hoher Bedeutung auch für die 

gesamtgesellschaftliche Entwicklung Österreichs war.65  

2.3 Studentische Unruhen und Reaktionen des Staates 

2.3.1 Studentische Unruhen  

Ab 1923 kam es an der Universität Graz zu Ausschreitungen gegenüber jüdischen Studierenden und 

Professoren, wie beispielsweise gegenüber David Herzog, einem Dozenten für Semitische Philologie 

und Landesrabbiner der Steiermark. Der Akademische Senat rügte zwar die Studierenden, die in diese 

Vorfälle verwickelt waren, distanzierte sich aber nicht von den antisemitischen Ausschreitungen.66 

                                                           
63 Vgl. Sauer Werner, Akademischer Rassismus in Graz. Materialien zur Wissenschaftsgeschichte der Grazer 
Universität, in: Verein Kritische Sozialwissenschaft und Politische Bildung (Hrsg.), Grenzfeste Deutscher 
Wissenschaft. Über Faschismus und Vergangenheitsbewältigung an der Universität Graz. Graz 1985, 72–87, hier 
S. 73-76. 
64 Vgl. Pauley Bruce F., Der Weg in den Nationalsozialismus. Ursprünge und Entwicklung in Österreich. Wien 1988, 
S. 95–96. 
65 Vgl. Höflechner, Wissenschaft, S. 73–74. 
66 Vgl. Höflechner, Karl-Franzens-Universität, S. 104–105. 
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Noch vor dem Anschluss Österreichs an Deutschland verließen viele jüdische Wissenschaftler die 

Hochschulen unfreiwillig aber auch freiwillig ob des radikalen Rassismus und Antisemitismus.67  

Die Politisierung der Hochschulen ab der Ersten Republik war ein Auslöser für vermehrte Unruhen 

unter den Studierenden. Nachdem am Beginn des 20. Jahrhunderts die DSt als Vertretung aller 

„deutschen“ Studierenden gegründet wurde, bildeten auch andere Nationalitäten Vereine und 

Verbindungen, die als Interessenvertreter fungieren sollten. Sie gehörten meist den jeweiligen 

politischen Lagern ihrer Heimatländer an, was weiteren Zündstoff für politische Auseinandersetzungen 

auf Hochschulboden brachte. Die DSt wurde zwar zu diesem Zeitpunkt noch von den 

Deutschnationalen dominiert, doch auch die katholischen Studierenden gewannen immer mehr an 

Bedeutung und Zuwachs und wurden somit zu Konkurrenten. 68 

Mit dem Erstarken der Nationalsozialisten auf Hochschulboden kam es zu Auseinandersetzungen 

zwischen ihnen und den wehrhaften deutschnationalen Verbindungen. Die beiden standen sich bis 

1932 noch feindlich gegenüber. Die Deutschnationalen, welche noch die Führung in der DSt über 

hatten, versuchten einen Aufstieg des NSDStB zu verhindern.69 Zu diesem Zeitpunkt arbeiteten das 

wehrhafte deutschnationale und das katholische Lager noch zusammen.70 Das änderte sich allerdings 

in den frühen 1930er-Jahren. Der NSDStB bekam in dieser Zeit immer mehr Einfluss und verursachte 

eine Spaltung zwischen wehrhaftem deutschnationalen und katholischem Lager. Diese Entwicklung 

führte zu Ausschreitungen zwischen den einzelnen Lagern.71  

Ausgehend von Graz kam es im November 1932 zu Straßenkrawallen und Universitätsunruhen, die sich 

gegen die katholischen Verbindungen richteten. Beteiligt waren hierbei auch die nichtstudentische SA 

und SS. Auslöser dafür war eine Veranstaltung des „Deutschen Verein Südmark“, bei der es zu 

gewalttätigen Ausschreitungen ausgehend von wehrhaft-deutschnationalen und 

nationalsozialistischen Studierenden gegen katholische Studierende kam. Eine regelrechte Schlacht, in 

der etwa zertrümmerte Sessel als Waffen verwendet wurden, wurde angezettelt. Die 

Auseinandersetzungen setzten sich in den folgenden Tagen innerhalb und außerhalb der Universität 

fort. Als Antwort auf das zuvor genannte Ereignis veranstalteten die katholischen Studierenden eine 

Demonstration, bei der es erneut zu gewalttätigen Auseinandersetzungen kam. An den Tagen darauf 

                                                           
67 Vgl. Stadler, Emigration, S. 16. 
68 Vgl. Höflechner, Geschichte, S. 45-46. 
69 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 18. 
70 Katholische und deutschnationale Verbindungen konkurrierten zwar schon früher miteinander, nach dem 
Ersten Weltkrieg und dem dortigen gemeinsamen Fronterlebnis sah es allerdings so aus, als hätten sich die 
Verbindungen einander angenähert. Dazu kam, dass auch die katholischen Verbindungen vermehrt 
deutschnational auftraten. Vgl. Höflechner, Geschichte, S. 45.  
71 Vgl. Klamper Elisabeth, "Sie sollen nicht haben, des Ostens Deutsche Mark, so lang noch deutsche Knaben sie 
schirmen waffenstark". Die Studenten und der "Anschluss", in: Historisches Museum der Stadt Wien (Hrsg.), 
Wien 1938. Wien 1988, S. 178–195, hier S. 183–184. 
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kam es zu Raufereien, als wehrhafte Studierende die Universitätseingänge blockierten. Seitens des 

Rektors wurden daraufhin jegliche Ansammlungen verboten, was den Auseinandersetzungen ein 

vorläufiges Ende bereitete. Von Graz aus griffen die Vorfälle auch auf die anderen Hochschulen 

Österreichs über. Grund für die Übergriffe war, dass sich die katholische Studentenschaft nicht zu einer 

Einigung mit der nationalsozialistischen Studentenschaft gewinnen lassen konnte. Die katholische 

Studentenschaft erklärte daraufhin die Deutsche Studentenschaft von ihrer Seite als aufgelöst. Der 

Versuch, eine eigene katholische Hochschülerschaft zu etablieren, scheiterte jedoch und die Übergriffe 

auf Angehörige der katholischen Verbindungen setzten sich auch 1933 fort.72  

Die Ausschreitungen wurden im Jahr 1933 immer radikaler, was u. a. die Demoralisierung durch die 

steten Krawalle ab 1932 zu Grunde hatte. Weiters wurden die Unruhen durch die Machtergreifung 

Hitlers in Deutschland 1933 und die Ausschaltung des Parlaments in Österreich73 angefacht. Das Verbot 

der NSDAP führte ebenso zu erneuten Ausschreitungen seitens der nationalsozialistischen 

Studierenden.74 So kam es im Jahr 1933 zu einigen von ihnen initiierten Demonstrationen. Das 

Hauptgebäude wurde dabei einmal für mehrere Stunden besetzt und Professoren und Assistenten am 

Hineinkommen gehindert. Außerdem wurde an der Universität nationalsozialistische Propaganda 

verbreitet und es kam zu Angriffen auf jüdische Studierende, bei denen diese teilweise ernsthafte 

Verletzungen erlitten. Auch außerhalb der Universität machten sich die nationalsozialistischen 

Studierenden bemerkbar, was zu Auseinandersetzungen zwischen ihnen und der Polizei führte. Die 

zahlreichen Demonstrationen und Auseinandersetzungen führten zeitweise sogar zu Schließungen 

einzelner Hochschulen, da ein geregelter Universitätsbetrieb unter diesen Bedingungen nicht 

stattfinden konnte.75  

                                                           
72 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 20. Höflechner Walter, Die Baumeister des künftigen Glücks. Fragmente 
einer Geschichte des Hochschulwesens in Österreich vom Ausgang des 19. Jahrhunderts bis in das Jahr 1938 (= 
Publikationen aus dem Archiv der Universität Graz 23). Graz 1988, S. 435-436. 
73 Dollfuß gelang es 1933 mittels eines Staatsstreiches die österreichische Regierung aufzulösen und ein 
autoritäres System einzuführen. Nach und nach wurden alle Parteien verboten und auch andere Organisationen, 
die die Regierung gefährden hätten können. So wurde am 19. Juni 1933 auch ein Betätigungsverbot für die 
NSDAP und all ihre Teilorganisationen ausgesprochen. Schritt für Schritt wurde das demokratische System 
abgeschafft, die Pressefreiheit eingeschränkt, politische Demonstrationen verboten etc. Als einzige politische 
Organisation wurde die Vaterländische Front von Dollfuß geschaffen. Vgl. dazu Jagschitz Gerhard, Illegale 
Bewegungen während der Ständischen Ära 1933-1938, in: Erich Zöllner (Hrsg.), Revolutionäre Bewegungen in 
Österreich (= Schriften des Instituts für Österreichkunde 38). Wien 1981, S. 141–162. Tálos 
Emmerich/Manoschek Walter, Zum Konstituierungsprozeß des Austrofaschismus, in: Emmerich Tálos/Wolfgang 
Neugebauer (Hgg.), Austrofaschismus. Politik - Ökonomie - Kultur 1933-1938 (= Politik und Zeitgeschichte 1). 
Wien 2005, S.  6–25. Tálos Emmerich/Manoschek Walter, Aspekte der politischen Struktur des Austrofaschismus, 
in: Emmerich Tálos/Wolfgang Neugebauer (Hgg.), Austrofaschismus. Politik - Ökonomie - Kultur 1933-1938 (= 
Politik und Zeitgeschichte 1). Wien 2005, S. 124–160. 
74 Vgl. Höflechner, Geschichte, S. 51. 
75 Vgl. Pauley, Weg, S. 96. 
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Nach einer erneuten Welle nationalsozialistischer Gewalttätigkeiten an der Grazer Universität im Mai 

1933, bei denen auch Studierende des deutschnationalen Lagers beteiligt waren und die sich gegen 

katholische Studierende richteten, war eine Einigung zwischen diesen beiden aussichtslos geworden. 

Die wehrhaften deutschnationalen Studierenden wandten sich zu diesem Zeitpunkt immer mehr dem 

NSDStB zu.76 Zuvor waren Versuche des NSDStB, diese für sich zu gewinnen, nicht geglückt. 

Hauptgrund dafür war die parteipolitische Komponente des NSDStB und dessen als schlecht 

empfundenen Vertreter auf Hochschulboden, inhaltlich grenzten sich die wehrhaften Korporationen 

allerdings nicht vom NSDStB ab.77  

2.3.2 Der Staat mischt sich ein 

Mit Beginn der Regierung Dollfuß‘ begann sich der Staat auch politisch in die Hochschulen 

einzumischen. Ziel der Regierung war es vor allem, regierungsfeindliche Haltungen zu unterdrücken. 

Dies bedeutete, gegen jegliche politische Tendenzen, die an den Hochschulen aufkamen, vorzugehen. 

Versucht wurde außerdem, die anhaltenden Unruhen an den österreichischen Hochschulen unter 

Kontrolle zu bringen. Um dies zu gewährleisten, wurden einige neue Gesetze erlassen, die ein 

Eingreifen in die Hochschulpolitik ermöglichten.  

Die Hochschulen wurden im Zuge einer „gesinnungsstaatlichen Hochschulreform“ von außen, im Sinne 

einer erziehungsstaatlichen Hochschulpolitik, umstrukturiert. Sie wurden also funktionalisiert als 

Erzieher einer bestimmten Gesinnung – die institutionelle Autonomie der Universitäten wurde somit 

aufgelöst. Es war dies ein Versuch, nationalsozialistischen, liberalen und sozialdemokratischen 

Tendenzen an den Hochschulen entgegenzuwirken. Lehrende und Studierende sollten in die 

„vaterländische Gesinnung" eingebunden werden.78  

Um dies zu gewährleisten, wurde etwa die Personalpolitik verändert. Der Lehrkörper sollte in die 

vaterländische Ideologie eingebunden werden. 1933 wurde daher ein Abbaugesetz erlassen, durch 

welches politische und weltanschauliche Gegner entlassen oder vorzeitig in den Ruhestand versetzt 

werden konnten.79 So konnten beispielsweise Personen aus dem Lehrkörper gekündigt werden, wenn 

sie sich für die illegale NSDAP betätigten. Dieses Gesetz kam allerdings in Graz kaum zu tragen. Hier 

wurden nur fünf Lehrpersonen in den zeitlichen Ruhestand versetzt. Von der Technischen Hochschule 

Graz wurde auf Basis dieses Gesetzes kein Nationalsozialist entlassen, sie wurden nur formell aus der 

Partei entlassen.80 Neu gewählte akademische Funktionäre erhielten die ministerielle Wahlbestätigung 

                                                           
76 Vgl. Höflechner, Baumeister, S. 449. 
77 Vgl. Ehrlicher Klaus Eckart/Leitinger Reinhart, Ein Hort deutschen Fühlens. Die Grazer akademische 
Burschenschaft Arminia im Wandel der Zeit. Radkersburg 1970, S. 184–186. 
78 Vgl. Perglau-Hämmerle, Universität, S. 161. 
79 Vgl. Lichtenberger-Fenz, Österreichs Universitäten, S. 10. 
80 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 19. 
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nur, wenn sie Mitglieder der Vaterländischen Front waren.81 Weiters wurde aufgrund der 

zunehmenden NS-Propaganda und –Terrortätigkeit82 in Österreich ein neuer Diensteid eingeführt, den 

alle Staatsangestellten und somit auch Lehrende an den Universitäten ablegen mussten. In diesem 

Diensteid war unter anderem festgeschrieben, dass es den Angestellten untersagt wäre, sich in 

irgendeiner Form politisch zu betätigen.83  

Im Sommer des Jahres 1933 wurden weitere Maßnahmen getroffen, die sich gegen die studentischen 

Unruhen richteten und zum Ziel hatten, die Universitäten unter Kontrolle zu bekommen. So erging ein 

Erlass, der sich „gegen die Störung von Ruhe und Ordnung" richtete. In ihm wurde eine Neuordnung 

des Anschlagswesens festgelegt. Das Rektorat musste demnach alle Anschläge überprüfen und es 

durfte nur noch an gesammelten Orten, die leicht zu kontrollieren waren, angeschlagen werden, um 

illegaler Propaganda vorzubeugen. Weiters wurde die Auflösung aller bestehenden Studentenschaften 

beschlossen, was die Auflösung der DSt bedeutete. Als letzter Punkt des Erlasses wurde eine ständige 

Hochschulwache eingerichtet.84 Nach der Auflösung der DSt wurde durch den Staat eine neue 

Studienvertretung installiert, die anstelle der Deutschen Studentenschaft agierte, die „Sachwalter der 

Hochschülerschaft Österreich". Sie waren zuständig für alle vaterländischen, kulturellen, sozialen und 

fachlichen Interessen an den Universitäten. Mit ihr war die autonome studentische Selbstverwaltung 

nicht mehr gegeben.85 

Die neu gegründete Sachwalterschaft, die der Vaterländischen Front unterstand, wurde von der 

katholischen Studentenschaft getragen, allerdings von der breiten Studentenschaft nicht unterstützt. 

Die autoritären Maßnahmen zogen Proteste und Aktionen nach sich. Aufforderungen seitens des 

Rektors, die Studierenden sollen sich ruhig verhalten, da ansonsten Nachteile für die Hochschulen 

entstehen würden, blieben ungehört.86 Als Konsequenz auf die Milde, mit der an den Hochschulen 

gegen den Nationalsozialismus vorgegangen wurde, und auf die Anfälligkeit der Universitäten für den 

Nationalsozialismus, wurde nach dem Juliputsch 193487 der Senat vom Unterrichtsministerium dazu 

                                                           
81 Vgl. Höflechner, Geschichte, S. 55. 
82 Zu illegalen terroristischen und propagandistischen Tätigkeiten ausgehend von den Studierenden in Graz siehe 
Kapitel 4. Illegale Tätigkeiten der NS-Studierenden. Bezüglich allgemeiner Entwicklungen des 
nationalsozialistischen Terrors in Österreich siehe u. a. Wohnout Helmut, Dreieck der Gewalt. Etappen des 
nationalsozialistischen Terrors in Österreich 1932-1934, in: Günther Schefbeck (Hrsg.), Österreich 1934. 
Vorgeschichte - Ereignisse - Wirkungen (= Schriftenreihe des Instituts für Österreichkunde). Wien–München 
2004, S. 78–90. Halbrainer/Lamprecht/Mindler, Unsichtbar.  
83 Vgl. Höflechner, Baumeister, S. 456–457. 
84 Vgl. Höflechner, Baumeister, S. 461–462. 
85 Vgl. Gehler Michael, Studenten und Politik. Der Kampf um die Vorherrschaft an der Universität Innsbruck 1918-
1938. Innsbruck 1990, S. 321–322. 
86 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 16. 
87 Der Juliputsch war ein Putschversuch der Nationalsozialisten im Juli 1934, bei dem Bundeskanzler Dollfuß 
ermordet wurde. Ausgehend von Wien sollte die Regierung in ganz Österreich gestürzt werden. Involviert in den 
Putschversuch waren auch Regierungsmitglieder und Teile der Polizei und der Sicherheitsbehörden. In der 
Steiermark wurden die Kämpfe hauptsächlich von SA und dem Steirischen Heimatschutz geführt. Nach 
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aufgefordert, in Zukunft härter durchzugreifen, anderenfalls würde es zu Konsequenzen für den Senat 

kommen.88  

Studierende durften das Universitätsgebäude nur noch mit einer speziellen Legitimation betreten, die 

vorzuweisen war und nur durch ein aufwendiges Inskriptionsverfahren erlangt werden konnte. Getarnt 

wurde dieses Verfahren als Maßnahme, um die Überfüllung der österreichischen Hochschulen unter 

Kontrolle zu bringen.89 Auch betroffen waren die Studierenden vom sogenannten 

„Hochschulermächtigungsgesetz“ von 1935, das ebenfalls aufgrund der anhaltenden Ausschreitungen 

an den Universitäten eingeführt wurde und die Hochschulautonomie weiter einschränkte. Mit ihm 

gingen Kompetenzen an das Unterrichtsministerium über. Die politische Erziehung der Studierenden 

sollte in den Mittelpunkt gerückt werden. Sie sollten zu Staatsbürgern heranerzogen werden, die sich 

zum Staat Österreich bekannten.90 Im Hochschulermächtigungsgesetz wurde außerdem 

festgeschrieben, dass die Verwaltung an den Hochschulen zwar selbst gewählt werden konnte, jedoch 

die Bestätigung durch das Unterrichtsministerium erforderte, welches die Verwaltung nur anerkannte, 

wenn die Personen in ihr ausgesprochene Befürworter des austrofaschistischen Ständestaates 

waren.91 Es regelte auch, welche Vereine und Verbindungen an den Hochschulen zugelassen wurden. 

Die Hochschulen wurden dazu verpflichtet, die Studierenden „zu sittlichen Persönlichkeiten im Geiste 

vaterländischer Gemeinschaft" zu erziehen.92 Um dies zu gewährleisten wurden Lehrveranstaltungen, 

Wehrübungen und Hochschullager eingeführt.93  

Nach dem Juliabkommen 193694 bezogen sich die Versuche, die Nationalsozialisten zu befrieden, 

hauptsächlich auf die Universitäten. Die Versuche wirkten jedoch bei den Studierenden kaum, weshalb 

                                                           
anfänglichen Erfolgen der Nationalsozialisten war der Putsch mit 30. Juli in ganz Österreich liquidiert. Der Putsch 
zog eine Verhaftungswelle nach sich, einige Putschisten wurden sogar hingerichtet. Neuer Bundeskanzler wurde 
Kurt Schuschnigg. Vgl. Bauer Kurt, Elementar-Ereignis. Die österreichischen Nationalsozialisten und der 
Juliputsch 1934, Wien 2003. Jagschitz Gerhard, 25. Juli 1934: Die Nationalsozialisten in Österreich, in: Michael 
Gehler/Rolf Steininger (Hgg.), Österreich im 20. Jahrhundert. Von der Monarchie bis zum Zweiten Weltkrieg 1. 
Wien–Köln–Weimar 1997, S. 257–287.  
88 Vgl. Gehler, Studenten, S. 380. 
89 Vgl. Höflechner, Geschichte, S. 52. 
90 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 16–17. 
91 Vgl. Gehler, Studenten, S. 326. 
92 Vgl. Lichtenberger-Fenz, Österreichs Universitäten, S. 9. 
93 Vgl. Gehler, Studenten, S. 324. 
94 Das Juliabkommen von 1936 war ein Abkommen zwischen Deutschland und Österreich, um den Frieden 
zwischen den beiden Ländern zu bewahren. Die Länder sicherten sich u. a. zu, sich nicht in die Innenpolitik des 
anderen einzumischen (auch nicht, wenn es um den österreichischen Nationalsozialismus ging) und Deutschland 
versicherte, Österreich als souveränen Staat anzuerkennen. Es bestand aus einem offiziellen Teil und einem 
geheimen Zusatzabkommen, dem sogenannten „Gentlemen-Agreement“. Das Zusatzabkommen bestand aus 
zehn Punkten und legte u. a. eine weitreichende politische Amnestie für nationalsozialistische Straftäter in 
Österreich fest und die Aufnahme der „nationalen Opposition“ (gemeint sind in diesem Fall deutschnational bis 
nationalsozialistisch gesinnte Personen) in die Regierung. Von österreichischer Seite erhoffte man sich durch das 
Abkommen eine Beruhigung der außen- und innenpolitischen Lage. Vgl. Volansky Gabriele, Pakt auf Zeit. Das 
Deutsch-Österreichische Juli-Abkommen 1936, Wien–Köln–Weimar 2001, S. 29-37. Jagschitz Gerhard, Zwischen 
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versucht wurde, durch wirtschaftliche Sanktionen Druck auf sie auszuüben. Gebührenbegünstigungen 

gab es fortan nur noch für nachweisbar „vaterlandstreue" Studierende. Die Versuche zeigten aber 

nicht die gewünschte Wirkung: Die Machtlosigkeit des Staates und der akademischen Behörden 

gegenüber der nicht zu „bekehrenden" Studentenschaft wird dadurch deutlich.95  

Die Hochschulpolitik im austrofaschistischen Ständestaat im Sinne einer „Säuberung“ zugunsten einer 

christlich-deutschen Ideologie kann als Vorarbeit für die Gleichschaltungspolitik der 

Nationalsozialisten gesehen werden. Ein großer Teil der Dozenten, die schon vor 1938 tätig waren, 

konnte somit auch nach dem März 1938 weiter an den Hochschulen bleiben.96  

Nach dem Verbot der NSDAP wurden schrittweise auch deren Teilorganisationen verboten. So auch 

der NSDStB am 21. Juni 1933 nach lang andauernden Hochschulkrawallen.97 Betroffen von der 

Auflösung waren auch andere studentische Formationen, die verboten wurden, da man ihnen 

nationalsozialistische Tendenzen zusprach. Es waren dies zahlreiche Burschenschaften, so die 

Allemania, Frankonia, Marcho Teutonia, Ostmark und Stiria, die Landsmannschaft Viruna, Die 

Verbindung Trauriskia, der Akademische Jahnbund, der Akademische Turnverein, der Verein 

Deutscher Studenten und die katholischen Burschenschaften Cimbira und Suevia auf dem Waldhof.98 

Die Maßnahmen auf Hochschulboden richteten sich zwar neben anderen politischen Tendenzen auch 

gegen den Nationalsozialismus und die österreichische Regierung distanzierte sich offiziell sowohl vom 

Nationalsozialismus als auch von anderen politischen Strömungen wie etwa der Sozialdemokratie, 

dennoch stellt Lichtenberger-Fenz fest, dass nationalsozialistische Strömungen eher geduldet wurden. 

Die Regierung arrangierte sich mit dem Nationalsozialismus mehr als mit dem linken Flügel.99  

3. Die Studentenschaft und der Nationalsozialismus 

3.1 Ideologische Wegbereiter 

Zum Zusammenhang von Generationszugehörigkeit, akademischem Status und politischer Einstellung 

meint Grüttner, je geringer der akademische Status und je jünger die Hochschulangehörigen waren, 

desto früher und intensiver wendeten sie sich dem Nationalsozialismus zu. Je älter und etablierter, 

                                                           
Befriedung und Konfrontation. Zur Lage der NSDAP in Österreich von 1934 bis 1936, in: Ludwig Jedlicka/ Rudolf 
Neck (Hgg.), Das Juliabkommen von 1936. Vorgeschichte, Hintergründe und Folgen. Protokoll des Symposiums 
in Wien am 10. und 11. Juni 1976 (= Wissenschaftliche Kommission des Theodor-Körner-Stiftungsfonds und des 
Leopold-Kunschak-Preises zur Erforschung der österreichischen Geschichte der Jahre 1927 bis 1938. 
Veröffentlichungen 4). Wien 1977, S. 156–187. 
95 Vgl. Gehler, Studenten, S. 327. 
96 Vgl. Stadler, Emigration, S. 30. 
97 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 10. 
98 Aus der Rede Friedrich Pocks im Zuge der Farbniederlegung der Grazer Waffenstudenten am 11. Juni 1938, zit. 
n. Meldt Karl, 100 Jahre Grazer Akad. Burschenschaft Frankonia. 1879-1979. Graz 1981, S. 60-61. 
99 Vgl. Perglau-Hämmerle, Universität, S. 162. 
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desto distanzierter waren sie hingegen. Das heißt, unter den aktiven Studierenden fand der 

Nationalsozialismus die größere Resonanz. Innerhalb der Studentenschaft konnte der 

Nationalsozialismus sogar früher greifen als in der Gesamtbevölkerung. Darauf lässt die Wahl der 

Allgemeinen Studenten-Ausschüsse schließen in denen der NSDStB weitaus größere Erfolge erzielte 

als die NSDAP bei den Reichstagswahlen in Deutschland 1928 oder 1930.100  

Vor allem die Studierenden waren es, die anfällig waren für den Nationalsozialismus und diesen an den 

Hochschulen vorantrieben. Waren auch nur wenige offiziell nationalsozialistisch oder gehörten einer 

nationalsozialistischen Organisation an101, so gab es doch einige ideologische Tendenzen, die sich auch 

im Nationalsozialismus wiederfinden und als Wegbereiter gesehen werden können, die es den 

Nationalsozialisten leicht machten, an den Hochschulen Befürworter zu finden.  

Rechtsextremismus und Deutschnationalismus war unter den Studierenden schon weit vor dem Ersten 

Weltkrieg stark verbreitet. Danach waren nationalsozialistische Studierende sowohl an den Wiener als 

auch an den Grazer Hochschulen vertreten.102 Auch bei Antisemitismus und Österreichfeindlichkeit 

waren die Hochschulen jener gesellschaftliche Bereich, in dem diese Tendenzen am extremsten 

ausgeprägt waren. In zahlreichen Demonstrationen und Versammlungen wurde von Studierenden der 

Anschluss an Deutschland propagiert.103 

Bevor der Nationalsozialismus Einzug in die Universität fand, waren es die Studierenden, die in der 

„Anschlussfrage“ als treibende Kraft galten. Mit ihren stark deutschnationalen Tendenzen konnten sie 

die Einführung der DSt an den österreichischen Hochschulen durchsetzen. Mit ihrer radikalen 

antisemitischen Einstellung gelten sie als maßgebliche Wegbereiter des Nationalsozialismus in 

Österreich und Deutschland. Die Dozenten setzten diesen Tendenzen wenig entgegen, entsprachen 

sie nicht sowieso den eigenen Überzeugungen.104  

Gestärkt durch politischen Antisemitismus, alldeutschen Gedanken und dem Wunsch der 

Deutschsprachigen aus den habsburgischen Nachfolgestaaten, ihre wirtschaftliche und politische 

Position beizubehalten, konnte der Nationalsozialismus in Österreich Fuß fassen. Dabei kam der 

                                                           
100 Vgl. Grüttner Michael, Machtergreifung als Generationenkonflikt. Die Krise der Hochschulen und der Aufstieg 
des Nationalsozialismus, in: Rüdiger vom Bruch/Brigitte Kaderas (Hgg.), Wissenschaften und 
Wissenschaftspolitik. Bestandsaufnahmen zu Formationen, Brüchen und Kontinuitäten im Deutschland des 20. 
Jahrhunderts. Stuttgart 2002, S. 339–353, hier S. 340. 
101 Von den gesamten Studierenden in Österreich waren bis 1933 14,2 Prozent und bis 1938 20,6 Prozent 
Mitglieder in der NSDAP. Im Vergleich dazu waren von den Arbeitern 1933 nur 1,6 Prozent und bis 1938 nur 3,7 
Prozent Mitglieder in der NSDAP. Während des Betätigungsverbotes für die NSDAP blieben die Trends relativ 
gleich, nahmen aber in allen Gesellschaftsschichten um ein paar Prozent zu. Vgl. Botz, Strukturwandlungen, S. 
235. 
102 Vgl. Pauley, Weg, S. 96. 
103 Vgl. Klamper, Studenten, S. 180-182. Seewann, Hochschulpolitik, S. 17. 
104 Vgl. Höflechner, Karl-Franzens-Universität, S. 96-97. 
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Antisemitismus nirgends so stark zutage als an den österreichischen Universitäten. Aber nicht nur in 

ihnen, sie sind auch mitverantwortlich für seine Verbreitung im ganzen Land. Die Wiener und die 

Grazer Studierenden waren dabei die radikalsten Antisemiten und Anhänger des 

Deutschnationalismus. Es war dies die Basis für eine moderne rechtsradikale Politik. Für die Wiener 

und Grazer Studierenden stellte die wichtigste politische Überzeugung die deutsche nationale Einheit 

dar und das schon seit dem 19. Jahrhundert.105  

Die Dominanz der deutschnationalen Studierenden an der Universität Graz zeigte sich auf 

unterschiedliche Art und Weise. So waren die ersten Bankreihen in den Hörsälen beispielsweise für 

„arische" Studierende reserviert. Außerdem gab es zahlreiche deutschnationale Feiern. Es kam auch 

zu Ausschreitungen gegen jüdische und sozialdemokratische Studierende oder nicht gewünschte 

Veranstaltungen.106  

Schon in den 1920ern war die antisemitische Grundhaltung nicht auf die noch kleine Gruppe der 

Nationalsozialisten beschränkt. Deutschnationale Studierende forderten beispielsweise das Absetzen 

eines Filmes über jüdische Lebenswelten. Das Verhältnis zwischen deutschnationalen und jüdischen 

Studierenden war äußerst gespannt. Von den deutschnationalen wurde gefordert, die jüdischen 

Studierenden vom Studium auszuschließen.107 Neben den genannten Tendenzen wiesen vor allem die 

deutschnationalen Korporationen auch Antiklerikalismus als überschneidende Komponente mit dem 

Nationalsozialismus auf.108  

Die überschneidenden ideologischen Komponenten, die die Studierenden mit dem 

Nationalsozialismus hatten, erklären zum Teil die Attraktivität des Nationalsozialismus für diese. Wie 

es aber an der Universität Graz zu einer solchen Radikalisierung kommen konnte, muss auch noch 

durch andere Faktoren erklärt werden.  

Im Süden Österreichs hatte die NSDAP vor allem bei Gewerbetreibenden, Freiberuflichen und Beamten 

große Erfolge. Es ist dies genau die Schicht, der ein Großteil der Elterngeneration der Studentenschaft 

angehörte, zusätzlich aber auch bei 20- bis 29-Jährigen. Gemessen am gesamtgesellschaftlichen Anteil 

stellten die Studenten in der NSDAP stets eine überrepräsentierte Gruppe dar.109 Es sind dies genau 

                                                           
105 Vgl. Pauley, Weg, S. 29–31. 
106 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 17 
107 Vgl. Staudinger, Entwicklung, S. 43–44. 
108 Vgl. Gehler Michael, Korporationsstudenten und Nationalsozialismus in Österreich. Eine quantifizierende 
Untersuchung, in: Geschichte und Gesellschaft 20. Jg. (1994), H. 1, S. 1–28, hier S. 21–23. 
109 Vgl. Botz Gerhard, Soziale "Basis" und Typologie der österreichischen Faschismen im innerösterreichischen 
und europäischen Vergleich, in: Jahrbuch für Zeitgeschichte 1980-81 (1982), S. 15–77, hier S. 36-42. 
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jene Faktoren, die an den Grazer Hochschulen zusammenfallen.110 Die Studierenden bildeten zwar nur 

drei Prozent der NSDAP, dennoch werden sie als wichtig für die österreichische NSDAP erachtet.111  

Die ganze jüngere Generation war in der österreichischen NSDAP überrepräsentiert. So machten die 

21- bis 30-Jährigen von 1926 bis 1933 42,6 Prozent der Partei aus, obwohl sie gesamt nur 24 Prozent 

der Gesellschaft darstellten. Studenten machten von 1926 bis 1933 3,3 Prozent der NSDAP Mitglieder 

aus, von 1933 bis 1938 sank die Zahl auf zwei Prozent. Studentinnen sind keine verzeichnet, wobei der 

Frauenanteil in der österreichischen NSDAP insgesamt zwischen 20,8 und 24,5 Prozent lag. Das 

Durchschnittsalter der Studenten in der NSDAP lag bei 22 Jahren. Mit diesen Zahlen waren Studenten 

innerhalb der NSDAP zwischen vier- und sechsfach überrepräsentiert. Erklärt werden kann diese 

Überrepräsentation durch die Berufs- und Arbeitsmarktprobleme, die durch die Weltwirtschaftskrise 

entstanden, die Ablehnung der Arbeiterbewegung und des Sozialismus in diesen Kreisen und die elitäre 

Erziehung der AkademikerInnen.112 

Es gibt Vermutungen, dass bis 1933 schon drei Viertel bis vier Fünftel der Studierenden in ganz 

Österreich im nationalsozialistischen Lager vertreten waren. Der Zustrom brach auch mit dem Verbot 

der NSDAP nicht ab.113 Enttäuscht von der Niederlage des Ersten Weltkrieges sahen viele Studierende 

Österreich nur als Provisorium an, welches den Anschluss an Deutschland behinderte. Die 

Perspektivlosigkeit, verursacht durch die schlechte wirtschaftliche Lage, verstärkte die 

deutschnationalen und antisemitischen Tendenzen unter den Studierenden noch zusätzlich, 

Sündenböcke wurden gesucht.114  

Um Leute für die NSDAP zu gewinnen, versuchten die Nationalsozialisten in den frühen 1930ern vor 

allem aktuelle Probleme einer Gruppe aufzugreifen. So wurde SchülerInnen und Studierenden 

beispielsweise eine bessere Zukunft versprochen. Klare Schuldige wurden vermeintlich identifiziert: Es 

waren dies vor allem Liberalismus und Marxismus, das politische System, der „korrupte Parteienstaat“ 

und das Judentum. Die Wirtschaftskrise, radikal-nationale und soziale Zielvorstellungen und die 

Entwicklung in Deutschland spielten den Nationalsozialisten in die Hände. 115  

Die NSDAP stellte Studierenden in Aussicht, nach dem Studium in einen Beruf eintreten zu können, 

eine Möglichkeit, die wegen der Wirtschaftskrise sehr klein war. Sie versprach, durch die Vertreibung 

jüdischer Akademiker von ihren Arbeitsplätzen, Arbeitsplätze für „arische" Akademiker zu schaffen. 

                                                           
110 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 108. 
111 Vgl. Pauley, Weg, S. 96. 
112 Vgl. Botz, Strukturwandlungen, S. 228-233. 
113 Vgl. Gehler, Studenten, S. 364. 
114 Vgl. Klamper, Studenten, S. 180-182. 
115 Vgl. Staudinger, Entwicklung, S. 53–54. 
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Zusätzlich prophezeite sie neue Möglichkeiten im wirtschaftlichen Sinne durch den Anschluss an 

Deutschland, wodurch der Nationalsozialismus für Studierende bestimmt an Attraktivität gewann. 116 

Der durch die sozioökonomischen Verhältnisse verunsicherte Mittelstand, aus dem die 

Studentenschaft zu einem großen Teil bestand, war sehr empfänglich für radikale Ideologien. Die 

rechtsgerichteten Ideologien versprachen Lösungen für die Nöte und Probleme der Menschen und 

wurden daher stark angenommen. Die Arbeitslosigkeit, und hierbei vor allem die Arbeitslosigkeit 

jüngerer AkademikerInnen, trieb den radikalen Ideologien die AnhängerInnen in die Hände. Zusätzlich 

brachte dem Nationalsozialismus die politische Heimatlosigkeit der deutschnationalen Studierenden, 

denen eine auf sie zurechtgeschnittene Partei fehlte, einen großen Vorteil, ebenso Hitler, der als der 

Erlöser aller Probleme auftrat. Die verbesserte wirtschaftliche Lage durch den Nationalsozialismus, die 

in Deutschland propagiert wurde, muss auf viele ÖsterreicherInnen ansprechend gewirkt haben.117 

Neben den schlechten ökonomischen Verhältnissen kann als weiterer Grund der Verlust des 

Selbstbewusstseins, eine gesellschaftliche Führungselite zu sein, genannt werden. Das klassisch-

humanistische Bildungsideal, in dem Wissenschaft zum Selbstzweck betrieben wurde, aber keine 

Lösung für die Situation der Studierenden bot, begann dadurch zu bröckeln. Diese Voraussetzungen 

können miterklären, warum der Nationalsozialismus an den Universitäten auf viel Zustimmung stieß.118  

Wildt meint, dass der wirtschaftlichen Lage zu hohe Wichtigkeit zugesprochen wird, was die 

Radikalisierung der Studierenden betrifft. Denn die akademische Elite tendierte auch davor schon zum 

rechten Lager. Auch in den rechten Korporationen waren die Studierenden schon zuvor aktiv und 

Antisemitismus war schon früher unter ihnen verbreitet.119 Die Trägerschicht der NSDAP war 

außerdem der sogenannte „neue Mittelstand", der aus öffentlich Bediensteten und Privatangestellten 

bestand. Diese waren von der Wirtschaftskrise viel weniger betroffen als etwa die Arbeiterschaft. Die 

Ursache für den Zustrom in der NSDAP in dieser Gesellschaftsschicht liegt eher in einer „frustrierten 

Aufwärts-Mobilität".120  

3.2 Die Rolle der studentischen Verbindungen und Vereine 

Zum besseren Verständnis des folgenden Abschnittes seien hier die verschiedenen Formen von 

Korporationen an der Universität Graz erklärt. Peham fasst unter den Begriffen „deutschnationale“, 

„(national)-freiheitliche“, „wehrhafte“ oder „schlagende“ Korporationen die in Österreich 

                                                           
116 Vgl. Pauley, Weg, S. 95–96. 
117 Vgl. Gehler, Korporationsstudenten, S. 21-23.  
118 Vgl. Scholtyseck Joachim/Studt Christoph (Hgg.), Universitäten und Studenten im Dritten Reich. Bejahung, 
Anpassung, Widerstand. Berlin 2008, S. 6. 
119 Vgl. Wildt Michael, Generation des Unbedingten. Das Führungskorps des Reichssicherheitshauptamtes, 
Hamburg 2002, S. 82 
120 Vgl. Botz, Strukturwandlungen, S. 239 
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existierenden Burschenschaften, Sänger-, Jäger- und (Grenz-)Landsmannschaften, akademische 

Turnvereine, Vereine Deutscher Studenten und Corps zusammen. Daneben gibt es die katholischen 

Verbindungen, zu denen u. a. CV121, KV122 und katholische Landsmannschaften zählen. Gemeinsam ist 

ihnen eine männerbündische und antiemanzipatorische Struktur. Sie unterscheiden sich jedoch durch 

Deutschnationalismus, Antiklerikalismus, ihrem Verhältnis zum Nationalsozialismus und durch das 

schlagende Prinzip, der sogenannten Pflichtmensur, voneinander.123  

In den 1920er-Jahren waren rund 15-20 Prozent der Grazer Studentenschaft in völkischen Vereinen, 

Burschenschaften, Corps und nationalen Verbindungen organisiert. Eine kleine Gruppe nationaler 

katholischer Studierender, die sich vom CV trennten und früh zur NSDAP überliefen, kam hier noch 

dazu. Circa zehn Prozent waren im CV und KV organisiert. Die linken Gruppen und die in jüdischen 

Verbindungen organisierten Studierenden waren verschwindend klein. Die Hochschulpolitik wurde 

von den deutschnationalen und völkischen Verbindungen dominiert, die auch die Mehrheit in der DSt 

hatten und Unterstützung vieler Professoren genossen. Von der gesamten Studentenschaft waren an 

der Universität Graz über 35 Prozent in Verbindungen organisiert, an der Technischen Hochschule über 

27 Prozent.124  

Eine grobe politische Einordnung der Grazer Studentenschaft der 1930er-Jahre ergibt folgendes Bild. 

Eine kleine Gruppe von mehr oder weniger 25 bis 50 Studierenden bildete eine „Linke", die aber 

verschwindend klein war. Im CV, dem Cartellverband der katholischen farbentragenden 

Studentenverbindungen, und im KV, dem Kartellverband der katholischen nichtfarbentragenden 

Vereine, organisierten sich circa 10 Prozent der politisch katholischen Studierenden. Von den 

katholisch organisierten Studierenden spaltete sich in den 1920er-Jahren eine kleine Gruppe ab, die 

sich im RKDB (Ring katholischer deutscher Burschenschaften) sammelten. Dieser ging später fast 

geschlossen zur NSDAP über. Die deutschnationalen Studenten, welche sich in Burschenschaften, 

Corps sowie nationalen Verbindungen und Vereinen organisierten, machten ungefähr 15 bis 20 

Prozent der Studierenden aus. Dazu kommt noch eine kleine Gruppe jüdischer HörerInnen von circa 

40 Personen.125 In den 1930er-Jahren wurden Burschenschaften und Corps eng mit der NSDAP und 

                                                           
121 Der CV ist der „Cartellverband der farbentragenden katholisch-deutschen Studentenverbindungen“, dessen 
erste Verbindungen ab 1864 in ganz Österreich entstanden. 1930 gehörten ihm 24 katholische Verbindungen an. 
In Graz gab es zu diesem Zeitpunkt insgesamt zehn katholische Verbindungen mit einer Gesamtzahl von 250 
aktiven Mitgliedern. Vgl. dazu Leitner Erich, Politik und Hochschule. Der CV in der Steiermark 1918-1938 (= 
Schriftenreihe der ÖCV-Bildungsakademie 2). Wien 1978. 
122Der KV ist der Kartellverband der katholischen deutschen Studentenvereine, dem 1930 neun katholische 
Verbindungen angehörten. Vgl. dazu Leitner, Politik. 
123 Vgl. Peham Andreas, "Durch Reinheit zur Einheit". Zur Kritik des deutschnationalen Korporationswesens in 
Österreich unter besonderer Berücksichtigung antisemitischer Traditionslinien und nationalsozialistischer 
Bezüge, S. 1, in DÖW; www.doew.at/cms/download/6or5r/peham_burschenschaften.pdf [Abruf: 20.02.2017]. 
124 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 16–17. 
125 Vgl. Binder, Weg, S. 39. 
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ihren Gliederungen verbunden. Katholische Korporierte sammelten sich eher in den Heimwehren oder 

den Ostmärkischen Sturmscharen. Nach der Machtergreifung Hitlers spaltete sich der ÖCV vom 

gesamtdeutschen CV ab. Sie wurden zu Suborganisationen der Dollfuß-Schuschnigg-Regierung.126  

Vor allem die deutschnationalen und wehrhaften Verbindungen an der Universität Graz waren anfällig 

für den Nationalsozialismus. Sie stellten einen Sozialisationspunkt innerhalb der Universität dar und 

waren daher nicht unwesentlich an der Verbreitung nationalsozialistischer Ideologien beteiligt. 

Standen die Verbindungen und Vereine dem NSDStB, der als offiziell nationalsozialistische 

Organisation an der Universität Graz auftrat, zu dessen Anfangszeiten noch skeptisch gegenüber, 

wurden zumindest die wehrhaften und deutschnationalen Verbindungen später vom 

nationalsozialistischen Lager unterwandert und aufgesogen. 

Verbindungen formierten sich in Österreich ab 1867 mit dem Erlass eines Vereinsgesetzes für 

Österreich. Es waren zumeist „nationale“ und liberale Verbindungen, die katholischen Verbindungen, 

die als maßgeblichen Unterschied das schlagende Prinzip nicht mitaufnahmen, hatten eher weniger 

Zustrom.127 Die Vereine und Verbindungen konstituierten sich als Lebensbünde. Die Studierenden 

wurden durch ihre Mitgliedschaft politisiert.128 Die Organisationsstruktur der Korporationen mit ihrer 

enormen Dichte der Gruppenbildung könnte verstärkend gewirkt haben, was die Verbreitung der 

Ideologien betrifft.129  

Studierende etablieren in ihrer Studienzeit ein Netz an exklusiven Sozialbeziehungen. Da die Zahl der 

Studierenden relativ gering war, waren die Vergemeinschaftungen noch bindungsintensiver. Obwohl 

die Burschenschaften schon von der Dollfuß-Schuschnigg-Regierung teilweise und ab 1938 von den 

Nationalsozialisten komplett aufgelöst wurden, blieben die sozialen Netzwerke durch die festen 

Verbindungen aber dennoch im Untergrund bestehen. Die formalen Organisationen wurden zwar 

aufgehoben, das „burschenschaftliche Milieu“ konnte allerdings aufrechterhalten werden.130  

1935 wurde beispielsweise die Burschenschaft Frankonia wegen regierungsfeindlicher Betätigung 

behördlich aufgelöst. Sie setzten ihre Aktivitäten bezüglich des Kampfes gegen die Regierung allerdings 

fort. Die Burschenschaft bestand weiterhin im Untergrund, bis mit der Burschenschaft Ghibellinia ein 

Nachfolger gegründet wurde, mit dem man wieder öffentlich auftreten konnte.131  

                                                           
126 Vgl. Gehler, Studentenverbindungen, S. 393. 
127 Vgl. Leitner, Politik, S. 11. 
128 Vgl. Gehler, Studentenverbindungen, S. 391. 
129 Vgl. Gehler, Korporationsstudenten, S. 21-23. 
130 Vgl. Fleck, Steirische Hochschulen, S. 498. 
131 Vgl. Meldt, Frankonia, S. 51. 
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Obwohl oder gerade weil die Verbindungen meistens sehr klein waren, etablierten sie ein stark elitäres 

Denken unter den Mitgliedern, welches ein Exklusivitätsgefühl unter diesen gegenüber anderen 

sozialen Schichten schuf. So wurde vermittelt, dass die Burschenschaften die einzigen wären, die die 

deutsche Kultur verteidigten. Dieses Bewusstsein, welches geschürt wurde, ging auch mit der 

Aufforderung an die Mitglieder einher, gesellschaftliche Stellungen zu erlangen, in denen sie als Führer 

das „Deutschtum“ weitergeben konnten. So sollte in Österreich eine völkisch-nationale akademische 

Führung etabliert werden.132 Dahingehend waren die Verbindungen tatsächlich sehr einflussreich. 

Viele ihrer Mitglieder übten später in sehr einflussreichen Positionen einen Beruf aus. Sie spielten 

daher eine Rolle in der Verbreitung nationalsozialistischen Gedankenguts.  

Lehrende, die nach dem „Anschluss" an der Grazer Universität blieben, übernahmen mehrfache Ämter 

in der NSDAP. Sie waren in der Verwaltung, SS, SA oder NSKK [Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps]133 

tätig. Zu einem großen Teil stammten sie aus den Grazer Burschenschaften und anderen deutsch-

nationalen akademischen Verbindungen, welche schon in der Ersten Republik den Anschluss 

Österreichs an Deutschland erreichen wollten. 134 

Im Steirischen Heimatschutz135 beteiligten sich beispielsweise viele Mitglieder der Burschenschaft 

Arminia. Sie nahmen an Heimatschutzaufmärschen teil bzw. waren vorwiegend für die Durchführung 

diverser Veranstaltungen des Heimatschutzes verantwortlich. Ein Mitglied der Arminia war 

beispielsweise Obmann des Festausschusses. Die Annäherung zwischen Steirischem Heimatschutz und 

NSDAP und die ab 1933 forcierte Vereinigung der beiden wurde von den Mitgliedern der Arminia mit 

Begeisterung aufgenommen.136  

Trotz einiger „reichsdeutscher“ Studierender in Österreich kann der Nationalsozialismus nicht als 

Import aus Deutschland betrachtet werden. Unter einzelnen Studentenverbänden gab es zwar starke 

Verbindungen zwischen Österreich und Deutschland, die das Aufkommen der nationalsozialistischen 

Ideologie in Österreich sicher begünstigten. Allerdings gab es in Österreich schon Potential für die 

                                                           
132 Vgl. Black Peter, Ernst Kaltenbrunner. Vasall Himmlers: Eine SS-Karriere. Paderborn 1991, S. 55-56. 
133 Das Nationalsozialistische Kraftfahrkorps, kurz NSKK, hatte innerhalb der NSDAP die Aufgabe, 
Führungspersonen zu befördern, Kurierdienste und Propagandafahrten zu übernehmen und KFz-Unterricht zu 
geben. Vgl. dazu Seidler Franz W., Das Nationalsozialistische Kraftfahrkorps und die Organisation Todt im Zweiten 
Weltkrieg. Die Entwicklung des NSKK bis 1939, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 32. Jg. (1984) H. 4, S. 625-
636. 
134 Vgl. Lichtenegger, Vorgeschichte, S. 57. 
135 Der Steirische Heimatschutz war eine paramilitärische Organisation in der Zwischenkriegszeit und Teil der 
Österreichischen Heimwehren, einem Verbund von Landes-Wehrverbänden, der 1927 gegründet wurde. Die 
Mitglieder des Steirischen Heimatschutzes waren von Beginn an deutschnational, antisemitisch und gegen die 
österreichische Regierung, im Gegensatz zu den anderen Heimwehrgruppen, die zeitweise auch mit der 
Regierung kooperierten. 1934 ging der Steirische Heimatschutz in der NSDAP auf. Vgl. dazu Pauley Bruce F., 
Hahnenschwanz und Hakenkreuz. Der Steirische Heimatschutz und der österreichische Nationalsozialismus 
1918-1934. Wien-München-Zürich 1972. 
136 Vgl. Ehrlicher/Leitinger, Arminia, S. 178–179. 
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Anfälligkeit dieser Ideologie v. a. unter den Burschenschaften, durch das der Nationalsozialismus 

greifen konnte.137 

Schon seit ihrer Gründung arbeiteten diese auf den Anschluss Österreichs an Deutschland hin, um den 

„Großdeutschen“138 Gedanken zu verwirklichen. Standen sie auch dem NSDStB nicht immer positiv 

gegenüber, sahen sie wohl doch mit dem Nationalsozialismus und somit mit der NSDAP die 

Möglichkeit, den „Anschluss“ in die Realität umzusetzen.  

In der Grazer Burschenschaft Allemannia wurde in einem Bericht über das Sommersemester 1932 

geschrieben, dass der Beitritt zum NSDStB für Mitglieder erschwert würde, jedoch nicht aus 

ideologischen Gründen (Beitritte zur NSDAP wurden gutgeheißen), sondern aufgrund der Konkurrenz 

zwischen den studentischen Organisationen. Auch die Grazer Burschenschaft Arminia wies im 

Wintersemester 1931/32 darauf hin, dass der Kampf mit dem NSDStB nicht die ideologischen 

Unterschiede beträfe, sondern ihre „schlechten" Vertreter auf den Hochschulen. Außerdem wurde in 

den frühen 1930ern verurteilt, dass sich die Burschenschaften in Deutschland dem NSDStB 

unterstellten.139  

Die Burschenschaften, welche die totalitäre Struktur der NSDAP und somit auch den NSDStB 

ablehnten, wurden sukzessive von den Nationalsozialisten unterwandert. Wollten die 

Burschenschaften nicht aussterben, konnten sie die Nationalsozialisten aber auch nicht ausschließen. 

Später kam es dann zur offiziellen Vereinigung von Burschenschaften und NSDStB, in der die 

Nationalsozialisten 1933 die Führung übernahmen.140 Ebenfalls 1933 sollten alle Mitglieder des 

österreichischen Waffenstudententums dazu verpflichtet werden, sich einer nationalsozialistischen 

Wehrformation (SA, SS oder Steirischem Heimatschutz) anzuschließen. Dies geht aus einem Schreiben 

hervor, dass von Theodor Kohary (Mitglied der Grazer Burschenschaft Arminia und Vertreter der 

Deutschen Studentenschaft) an Dr. Ernst Kaltenbrunner (Führer der NSDAP und SS Oberösterreich) 

gesendet wurde. Die Regelung trat wie geplant in Kraft.141 Begünstigt durch die Ernennung Adolf Hitlers 

zum Reichskanzler in Deutschland am 30. Jänner 1933 fielen in den Verbindungen diesbezügliche 

                                                           
137 Vgl. Gehler, Korporationsstudenten, S. 11. 
138 Die „Großdeutsche Idee“ ist ein im 19. Jahrhundert entstandenes Konzept einer Vereinigung der Mitglieder 
des Deutschen Bundes unter Einschluss der österreichischen Gebiete zu einem Nationalstaat. Mit dem Entstehen 
der beiden Republiken, dem Deutschen Reich und Österreich, bezog sich die Idee auf die Vereinigung dieser 
beiden Länder. Vgl. dazu Siemann Wolfram, Grossdeutsch - Kleindeutsch? Österreich in der deutschen 
Erinnerung zu 1848/49, in: Barbara Haider/Hans Peter Hye (Hgg.), 1848. Ereignis und Erinnerung in den 
politischen Kulturen Mitteleuropas (= Zentraleuropa-Studien 7). Wien 2003, S. 97–111. 
139 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 26–27. 
140 Vgl. Höflechner, Wissenschaft, S. 69. 
141 Vgl. Lichtenegger, Vorgeschichte, S. 57.  
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Vorbehalte.142 Alle jüngeren Mitglieder der „deutschvölkischen-wehrhaften Studentenschaft“ mussten 

sich zusätzlich entweder SA, SS oder dem Steirischen Heimatschutz anschließen.143  

Alle Mitglieder der Grazer Burschenschaft Marcho Teutonia gehörten im Rahmen des 

Studentenbataillons sogar schon früher dem Heimatschutz an. Am 7. Oktober 1928 beteiligte sich die 

Burschenschaft Marcho Teutonia beispielsweise an einem Aufmarsch des Heimatschutzes in Wiener 

Neustadt.144 In der Grazer Burschenschaft Frankonia waren alle Mitglieder schon ab 1930 dazu 

verpflichtet, sich dem Heimatschutz anzuschließen. Mit ihm sollte der Kampf gegen die als korrupt 

angesehene parlamentarische Demokratie und den Marxismus sowie für den Anschluss Österreichs an 

Deutschland aufgenommen werden. Die Regelung wurde allerdings 1932 wieder aufgehoben.145  

Was antisemitische Tendenzen betrifft, waren die waffenstudentischen Verbände federführend. Sie 

bezeichneten sich schon lange vor dem „Anschluss“ als „judenrein“. Sie schlossen sich schon in den 

1880ern „Schönerers Rassenantisemitismus“146 an. Außerdem hatten sie über ihre eigenen Kreise 

hinaus einen hohen Einfluss an den Universitäten und Hochschulen Österreichs. Deutschnationale und 

nationalsozialistische Studierende zettelten in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts immer wieder 

antisemitische Tumulte, wie etwa Schlägereien gegen jüdische Studierende, an.147  

Die Frage, ob jüdische Studierende Mitglieder einer Burschenschaft werden konnten, wurde vor allem 

am Burschentag von 1919 diskutiert. Ein Arierparagraph wurde von diversen Burschenschaften 

allerdings schon davor eingeführt. Als ein Prinzip innerhalb aller Burschenschaften, wie es von einigen 

Burschenschaften gefordert wurde, wurde der Arierparagraph allerdings erst später eingeführt.148  

In Meldts Abhandlung bezüglich der Geschichte der Grazer Burschenschaft Frankonia wird ausgeführt, 

dass die Burschenschaft Frankonia in Graz einen schweren Stand gehabt hätte, da sie als einzige 

Burschenschaft die „schönerianische Richtung" verfolgte und mit dieser alleine stand.149 Es sind hier 

außerdem Sätze wie „Verheißungsvoll begann das sogenannte 3. Reich."150 oder der Westen würde 

                                                           
142 Vgl. Weingand/Wurzer, Innensichten, S. 61. 
143 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 20. 
144 Vgl. Ebner, Marcho Teutonia, S. 133. 
145 Vgl. Meldt, Frankonia, S. 47. 
146 Der 1842 in Österreich geborene Politiker Georg Ritter von Schönerer war ein bedeutender Wegbereiter des 
extremen Deutschnationalismus und des „rassisch“ begründeten Antisemitismus. Er gilt damit als Vorbild Hitlers. 
Vgl. dazu Mentschl Christoph/Vocelka Karl, Schönerer Georg von, in: Österreichische Akademie der Wissenschaft 
(Hrsg.), Österreichisches Biographisches Lexikon 1815-1950 11. Wien 1999, S. 66-68. Whiteside Andrew G., Georg 
Ritter von Schönerer. Alldeutschland und sein Prophet. Graz-Wien-Köln 1981. 
147 Vgl. Rütgen, Antisemitismus, S. 339–340. 
148 Vgl. Ehrlicher/Leitinger, Arminia, S. 138–139. Der Antisemitismus in den eigenen Kreisen wird hier nach wie 
vor dadurch legitimiert, den Antisemitismus als ein gesamtgesellschaftliches Phänomen darzustellen, das alle 
ÖsterreicherInnen miteinschloss und bis in die Sozialdemokratie reichte.  
149 Vgl. Meldt, Frankonia, S. 26. 
150 Meldt, Frankonia, S. 8. 
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sich noch wünschen „Deutschland solle wieder stark und ungeteilt sein“151 zu finden, die kaum Zweifel 

an der ideologischen Ausrichtung der Burschenschaft damals wie heute lassen.  

Akademische Studentenverbindungen gehörten fest zum studentischen und gesellschaftlichen Leben. 

Von ihnen arbeiteten die meisten seit Beginn der Ersten Republik auf den Anschluss an Deutschland 

hin. Die Deutsche Studentenschaft, die an der Universität als Vertretung der Studierenden eingesetzt 

worden war, war antisemitisch und der NSDStB hatte bis 1932 ein Drittel aller Mandate innerhalb des 

Grazer Waffenstudententums errungen. Ab der Machtübernahme Hitlers in Deutschland traten die 

deutschnationalen Studentenverbindungen auch offen nationalsozialistisch auf. Außerdem kam es zu 

einer Annäherung zwischen ihnen und dem NSDStB.152  

3.3 Die Rolle der Deutschen Studentenschaft 

Die DSt (Deutsche Studentenschaft) wurde 1919 in Würzburg als Zusammenschluss einzelner 

Studentenschaften gegründet. Ihr gehörten sowohl deutsche als auch österreichische 

Studentenschaften sowie Studentenschaften aus Danzig und dem Sudetengebiet an. Alle deutschen 

Studierenden und auch sogenannte „auslandsdeutsche" Studierende waren Mitglieder. Jüdischen 

Studierenden wurde die Mitgliedschaft untersagt sowie in Österreich auch republikanischen und 

sozialistischen Studierenden.153 

Wunsch der DSt war es, die gesamte HochschülerInnenschaft organisatorisch zusammenzufassen. In 

ihrer Gesamtheit hatte die DSt ungefähr 120 000 Mitglieder. Die Vertreter der einzelnen Hochschulen 

trafen sich einmal jährlich zu einem Studententag.154 Die DSt war die erste Organisationsform 

studentischer Selbstverwaltung an Österreichs Universitäten. Sie stand von Beginn an nahe zu 

rechtsextremen Ideologien, da sie von den schlagenden nationalen und katholischen Studenten 

getragen wurde.155 Sie wird auch beschrieben als „freie, rechtlich nicht gefaßte Assoziation 

deutschnational-orientierter Gruppierungen mit verschiedenen Arbeitsgebieten […], [die] sich durch 

ihre organisatorischen und karitativen Leistungen – Studentenmensa […], studentisches Wohnungs- 

und Bauamt, studentischer Arbeitsdienst u. a. – weitgehende Wertschätzung und Anerkennung 

jenseits politischer Argumentation erworben [hatte]“156. Die DSt verstand sich als erste Organisation, 

                                                           
151 Meldt, Frankonia, S. 9. 
152 Vgl. Karner Stefan, Die Steiermark im Dritten Reich 1938-1945. Aspekte ihrer politischen, wirtschaftlich-
sozialen und kulturellen Entwicklung. Graz-Wien 1986, S. 112–113. 
153 Vgl. Grüttner, Studenten, S. 26–27. 
154 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 15. 
155 Vgl. Gehler, Studentenverbindungen, S. 393. 
156 Höflechner, Geschichte, S. 45. 
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die den „Anschluss“ verwirklicht hatte, da sie das gesamte deutsche Sprachgebiet umfasste, 

abgesehen von der Schweiz. Staatliche Grenzen spielten dabei keine Rolle.157 

Die DSt genoss aus mehreren Gründen besonderen Einfluss. Sie war beispielsweise die Plattform auf 

Hochschulboden, auf der hochschulpolitische Auseinandersetzungen stattfanden. Außerdem fungierte 

sie als Verhandlungspartner der Regierung auf Hochschulboden und war somit ein einflussreicher 

Faktor in der Hochschulpolitik. Mit ihrem Verwaltungs- und Presseapparat hatte die DSt außerdem die 

Möglichkeit, die studentische Meinungsbildung nicht unwesentlich zu beeinflussen.158 

In Graz wurde schon 1918 von den Vertretungen aller Verbindungen der Grazer Hochschulen der 

„Allgemeine Studentenausschuss" ins Leben gerufen, der als gemeinsame Vertretung fungierte. 

Nachdem in Deutschland 1919 die DSt gegründet wurde, bildeten sich auch in Österreich 

Mitgliedsverbände, die der DSt beitraten. Der „Allgemeine Studentenausschuss" in Graz wurde so zur 

„Kammer der Deutschen Studentenschaft". Diese war gesetzlich zwar nicht legitimiert, stellte aber 

dennoch die einzige Vertretung dar, die zumindest von den akademischen Behörden anerkannt 

wurde.159 Der Grund dafür, dass sie gesetzlich nicht anerkannt wurde, lag in der Zusammensetzung der 

DSt. In Graz wie auch in den anderen Österreichischen Hochschulen lehnte man – anders als von der 

Unterrichtsverwaltung vorgesehen – das Staatsbürgerschaftsprinzip für eine neue studentische 

Organisation ab. Man wollte stattdessen das Volksbürgerschaftsprinzip durchsetzen, worin sich 

Studierende, Lehrende, Rektoren etc. einig waren.160 

Der Beschluss der Grazer Universität, „nicht-deutsche“ Studierende mehr oder weniger aus der Wahl 

des allgemeinen Studentenausschusses auszuschließen, wurde von Regierungsseite nur bedingt 

akzeptiert. Wirklichen Maßnahmen dagegen wurden jedoch keine eingeleitet. Die Grazer Hochschulen 

wurden jedoch aufgefordert, die Wahlen zu einem Hochschulausschuss vom 18. Oktober 1919 zu 

verschieben. Dem wurde nicht Folge geleistet. Sie wurden dennoch abgehalten. Otto Glöckel, der von 

1918 bis 1920 Unterstaatssekretär für Unterricht war161, erklärte die Wahl für ungültig. Die 

akademischen Behörden in Graz erkannten den gewählten Ausschuss allerdings an, da die Wahrung 

des „deutschen Charakters" an den Österreichischen Hochschulen als wichtiger empfunden wurde als 

die Weisungen aus Wien.162 Die DSt war außerdem die einzige studentische Vertretung, die von den 

                                                           
157 Vgl. Höflechner, Wissenschaft, S. 64-65. 
158 Vgl. Faust Anselm, Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund. Studenten und Nationalsozialismus in 
der Weimarer Republik 1. Düsseldorf 1973, S. 49. 
159 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 5–6. 
160 Vgl. Höflechner, Wissenschaft, S. 64-65. 
161 Vgl. Glöckel Otto, in: Österreichische Akademie der Wissenschaft (Hrsg.). Österreichisches Biographisches 
Lexikon 1815-1950 2. Wien 1959, S. 8-9. 
162 Vgl. Lichtenberger-Fenz, Hochschulpolitik, S. 22. 
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akademischen Behörden in Österreich anerkannt wurde und fasste völkische, deutschnationale und 

katholische Studentenorganisationen zusammen.163 

Diese fragwürdige Konstellation der DSt, was ihre Vorschriften bezüglich der Mitglieder betraf, sollte 

auch in Deutschland 1926 geändert werden. Es wurde gefordert, entweder alle „auslandsdeutsche“, 

somit auch jüdische Studierende, aufzunehmen oder auch den österreichischen und 

sudetendeutschen Studentenschaften die Mitgliedschaft zu verweigern. Die neue Verordnung wurde 

von den Studierenden allerdings abgelehnt, worauf die DSt 1927 offiziell aufgelöst wurde. Trotz 

Auflösung blieb die DSt an vielen Universitäten bestehen und finanzierte sich über Zwangsbeiträge und 

Unterstützungen der Korporationsverbände.164  

Die österreichische Studentenschaft gliederte sich nach 1918 wesentlich in katholische und 

deutschnationale Korporationsstudenten. Antisemitismus, Antimarxismus und die gemeinsame 

Kriegserfahrung aus dem Ersten Weltkrieg führten zu Konsensbildung und Koalitionen zwischen den 

beiden Lagern. Ihre Gesamtvertretung nannte sich „deutsch-freiheitlicher" und „katholisch-deutscher" 

Hochschulausschuss. Gemeinsam übernahmen sie die Führung der österreichischen 

HochschülerInnen. Um die Ausrichtung der DSt, die „großdeutsch“, „deutsch-arisch" und 

„antimarxistisch“ war, waren sich die beiden Lager einig. Es kam jedoch zu Konflikten bezüglich der 

Führung in der DSt. Dazu kam noch der stärker werdende Nationalsozialismus auf Hochschulboden, 

der die Lager spaltete.165  

Von 1919 weg waren es immer die deutschnationalen Studierenden, die die Mehrheit in der DSt 

hatten, gefolgt von den katholischen Studierenden. Die Sozialdemokraten fanden an den Hochschulen 

kaum Anklang. Die beiden großen Gruppen, beide antisemitisch und deutschnational eingestellt, 

können somit repräsentativ für die Geisteshaltung der Grazer Studierenden gesehen werden.166 Von 

1921 bis 1923/24 kandidierten bei den jährlichen Wahlen der DSt in Graz zwei Listen, und zwar die 

„Katholisch-deutsche Studentenschaft“ und die „Deutsch-völkische Studentenschaft“. Das völkische 

Lager spaltete sich im Studienjahr 1924/25 in zwei Listen. Die schlechter werdende Beziehung 

zwischen katholischen und deutschnationalen Studentenschaften hatte zu Folge, dass die katholischen 

Studierenden 1924 vorübergehend aus der Kammer der DSt austraten. Nachdem sie 1925 wieder 

                                                           
163 Als Antwort auf die Gründung der DSt wollten auch andere Gruppierungen Vertretungen gründen, die aber 
nicht anerkannt wurden, so z.B. die katholischen Studierenden nach ihrem Austritt aus der DSt 1932. Vgl. 
Seewann, Hochschulpolitik, S. 20. 
164 Vgl. Grüttner, Studenten, S. 26–27. 
165 Vgl. Gehler, Studentenverbindungen, S. 345 
166 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 104–105. 
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eingetreten waren, traten sie im November 1925 erneut aus. Erst bei den Wahlen 1927 nahmen sie 

wieder teil, allerdings ebenfalls in zwei Lager gespalten.167 

Der Deutsche Studententag vom Juli 1931 war ein wichtiger Wendepunkt innerhalb der 

Studentenschaft bezüglich des Nationalsozialismus, aber auch über die Universität hinaus. Erstmals 

wurde eine soziale Gruppierung vertreten von einer Organisation, die nationalsozialistisch dominiert 

wurde.168 Die Führung der DSt ging an diesem 14. Deutschen Studententag, der in Graz abgehalten 

wurde, in ihrer Gesamtheit an die Nationalsozialisten bzw. deren Vertreter auf Hochschulboden, den 

NSDStB, über.169 

Schon zuvor bekam der NSDStB immer mehr Einfluss in der DSt. Im Vorfeld des Studententages wurde 

beschlossen, dass ein Nationalsozialist zum Ersten Vorsitzenden gewählt werden sollte. Das Ziel war, 

dass Erster und Zweiter Vorstand von den Nationalsozialisten gestellt werden sollten. Auch dem 

Vorstand der DSt wurden die Pläne des NSDStB mitgeteilt. Dieser versuchte zwar, die Machtergreifung 

der Nationalsozialisten in der DSt zu verhindern bzw. abzuschwächen, schaffte dies aber nicht. Bei den 

Wahlen am Studententag wurde wie geplant Walter Lienau170, ein Nationalsozialist, zum Ersten 

Vorsitzenden gewählt.171 

War in Wien der NSDStB schon vor dem 14. Deutschen Studententag stärkste Fraktion an allen 

Hochschulen172, wurde an der Universität Graz auch danach noch versucht, die Machtergreifung durch 

die Nationalsozialisten innerhalb der DSt Graz zu verhindern, da das deutschnationale Lager seine 

Position nicht verlieren wollte.  

Es gab allerdings auch Bestrebungen seitens eines Teiles der wehrhaften Studierenden, den NSDStB 

für eine Wahlgemeinschaft zu gewinnen. Gründe dafür waren, dass viele wehrhafte Studierende auch 

nationalsozialistisch waren und dass sie versuchen wollten, eine „völkische Front" gegen die 

katholischen Studierenden zu bilden. Aufgrund zu vieler Uneinigkeiten kam diese Liste jedoch vorerst 

nicht zustande.173  

                                                           
167 Vgl. Leitner, Politik, S. 59-60. 
168 Vgl. Faust Anselm, "Überwindung des jüdischen Intellektualismus und der damit verbundenen 
Verfallserscheinungen im deutschen Geistesleben". Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund, in: 
Joachim Scholtyseck/Christoph Studt (Hgg.), Universitäten und Studenten im Dritten Reich. Bejahung, 
Anpassung, Widerstand. Berlin 2008, S. 107–114, hier S. 107. 
169 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 18. 
170 Lienau wurde 1906 in Hamburg geboren. Er begann ein Studium der Agrarwissenschaften in München. 1925 
trat er der NSDAP bei. 1929 war er der Hochschulgruppenführer des NSDStB an der Technischen Hochschule 
München, 1930 wurde er Kreisleiter der DSt. Auf dem 14. Deutschen Studententag in Graz im Juli 1931 wurde er 
zum Ersten Vorsitzenden in der DSt gewählt. Vgl. Faust Anselm, Der Nationalsozialistische Deutsche 
Studentenbund. Studenten und Nationalsozialismus in der Weimarer Republik 2. Düsseldorf 1973, S. 160-161. 
171 Vgl. Faust, NSDStB 2, S. 17-21. 
172 Vgl. Klamper, Studenten, S. 182-183. 
173 Vgl. Ebner, Marcho Teutonia, S. 143. 
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Nach dem Deutschen Studententag hätten Neuwahlen einen Sieg der Nationalsozialisten in Graz 

bedeutet. Es gelang, die Funktionsdauer der Kammer der Deutschen Studentenschaft ein Semester 

hinauszuzögern. Als Grund wurde die Ausarbeitung eines neuen Studentenrechts genannt. Auch die 

Neuwahlen im Sommersemester 1932 wurden zu verhindern versucht. Daraufhin wurde der NSDStB 

aktiv, störte eine Studentenversammlung bezüglich der Wahlen und verlangte die Auflösung der 

bestehenden Kammer. Die Wahlen wurden dennoch weiter hinausgezögert.174 

Ab Juli 1932 arbeiteten Nationalsozialisten und wehrhafte Studierende jedoch zusammen.175 Im 

Vorhinein versuchte der NSDStB einzelne Verbände von innen mit eigenen Leuten zu infiltrieren und 

sie als Koalitionspartner zu gewinnen. Bei den wehrhaften deutschnationalen Verbindungen hatte der 

NSDStB Erfolg, woraufhin es im Juli 1932 zu einer Einigung zwischen NSDStB und Waffenstudententum 

kam. Sie einigten sich auf ein gemeinsames Vorgehen bzw. eine gemeinsame Liste innerhalb der DSt. 

Nur jeder dritte Student sollte dabei ein Waffenstudent sein. Der Rest bestand aus Mitgliedern des 

NSDStB. Ab diesem Zeitpunkt konnte auf Hochschulboden nicht mehr zwischen Waffenstudenten und 

Nationalsozialisten unterschieden werden, da die Grenzen zwischen ihnen verschwindend waren.176 

Theodor von Kohary, ein Mitglied der Grazer Burschenschaft Arminia und Kammerobmann in der 

DSt177, war es, der die Vereinbarung mit dem NSDStB traf, zukünftig innerhalb der DSt 

zusammenzuarbeiten. Er rief die Liste „Völkische Front“ ins Leben, mit welcher Waffenstudenten und 

Nationalsozialisten in Graz von diesem Zeitpunkt an gemeinsam kandidierten.178 

Bezüglich der Burschenschaft Marcho Teutonia schreibt Ebner, dass sich die Burschenschaft zwar aus 

dem parteipolitischen Geschehen heraushalten wollte, jedoch auch sie für den „Anschluss" eintrat. Sie 

sei der nationalsozialistischen Unterwanderung der eigenen Burschenschaft zwar nicht positiv 

gegenüber gestanden, verhinderte diese aber auch nicht. Mit der Machtübernahme Hitlers in 

Deutschland brachen die Nationalsozialisten endgültig in die „nationale" Studentenschaft ein.179  

Wurde zuvor schon erwähnt, dass der Nationalsozialismus nicht als Import aus Deutschland betrachtet 

werden kann, so kann den Studierenden, die aus Deutschland kamen und in Österreich studierten 

dennoch eine verstärkende Rolle zugeschrieben werden, was die Vorbereitungen für einen Anschluss 

Österreichs an Deutschland betrifft. Denn auch sie wollten diesen herbeiführen. Im Gegensatz zu 

                                                           
174 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 18. 
175 Vgl. Binder, Weg, S. 41. 
176 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 19–20. 
177 Vgl. Ehrlicher/Leitinger, Arminia, S. 178. 
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anderen Nationalitäten waren sie bei der Wahl der DSt wahlberechtigt und machten in Spitzenzeiten 

immerhin 67 Prozent der Studierenden aus.180 

Im Juli 1933, nach anhaltenden Ausschreitungen zwischen den einzelnen Lagern und nachdem mit der 

Machtergreifung Hitlers auch die nationalsozialistische Agitation in Österreich stieg, wurde die von 

Nationalsozialisten geführte DSt von der Regierung aufgelöst.181  

3.4 Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund 

Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund (NSDStB) wurde 1926 gegründet und hatte zu 

Beginn ein soziales, antibürgerliches Programm, mit dem er schnelle Erfolge bei örtlichen 

Studentenwahlen erzielen konnte. Da die Mehrheit der Studierenden allerdings aus dem Mittelstand 

stammte, erschöpfte sich das Wählerpotential mit dieser programmatischen Ausrichtung schon bald. 

Es kam zu einem personellen Wechsel 1928, bei dem Baldur von Schirach182 an die Spitze des NSDStB 

gebracht wurde, unter welchem sich der NSDStB den traditionellen studentischen Korporationen 

annäherte.183 Das sozialrevolutionäre Programm wurde fast unmerkbar herausgenommen. Außerdem 

wurde nicht mehr offen darüber geredet, ob man die Korporationen als sinnvoll erachtete, man 

versuchte im Gegenteil, Gemeinsamkeiten zwischen NSDStB und Korporationen zu finden. Dabei legte 

man vor allem Wert darauf, die wehrhaften Studierenden für sich zu gewinnen, da man in ihnen das 

größere Wählerpotential sah.184 

Strukturell war der NSDStB so organisiert, dass es an den einzelnen Hochschulen Hochschulgruppen 

des Bundes gab. Diese unterstanden einem Hochschulgruppenführer, der wiederum dem Reichsleiter 

verantwortlich war. Der Reichsleiter unterstand dem Parteiführer der NSDAP. Ziel und Zweck des 

NSDStB war die Heranbildung der Studierenden für die nationalsozialistische Bewegung, die 

Verbreitung des Nationalsozialismus unter AkademikerInnen und eine Vormachtstellung in der 

Studentenschaft zu bekommen. Die Aufgabe des NSDStB war es also, für die Partei auf 

Hochschulboden Erfolge zu erzielen. Einzelne Aufgaben unterschieden sich allerdings von Hochschule 

zu Hochschule.185 

                                                           
180 Vgl. Höflechner, Wissenschaft, S. 67-68. 
181 Vgl. Klamper, Studenten, S. 183-184. 
182 Baldur von Schirach wurde 1907 in Berlin geboren und trat 1925 während seines Studiums in München der 
NSDAP bei. Durch seinen Einsatz an den Hochschulen für den Nationalsozialismus genoss er auch seitens Hitler 
hohes Ansehen. Nach seiner Zeit als Führer des NSDStB wurde er zum Reichsjugendführer der NSDAP ernannt 
und später Gauleiter und Reichstatthalter in Wien. Vgl. dazu u. a. Wortmann Michael, Baldur von Schirach. Hitlers 
Jugendführer. Köln 1982. Wistrich Robert, Wer war wer im Dritten Reich. Anhänger, Mitläufer, Gegner aus Politik, 
Wirtschaft, Militär, Kunst und Wissenschaft. München 1983, S. 239-240. 
183 Vgl. Faust, Überwindung, S. 108. 
184 Vgl. Faust, NSDStB 1, S. 79-80. 
185 Vgl. Faust, NSDStB 1, S. 40.  
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In Deutschland konnte der NSDStB innerhalb kürzester Zeit enorme Erfolge verzeichnen und wurde 

1931, noch vor dem 14. Deutschen Studententag, stärkste Fraktion an fast allen deutschen 

Hochschulen. Die neue korporationsstudenten-freundliche Politik und der Versuch, Einfluss auf diese 

zu gewinnen waren dabei ausschlaggebend. Die Mitglieder der wehrhaften Verbindungen bildeten den 

Kern der männlichen Studierenden und waren daher unumgänglich, wollte man Erfolge auf 

Hochschulboden erzielen.186 Dieser neue Kurs brachte auch die nötigen Stimmen, um auf dem 

Deutschen Studententag von 1931 die Mehrheit in der Deutschen Studentenschaft zu bekommen.187 

Der NSDStB hatte vor allem dort große Erfolge, wo es in der Studentenschaft starke wehrhafte, 

„nationale“ und völkische Anteile gab.188  

Hochschulpolitische Äußerungen wurden vom NSDStB nur sehr vage formuliert. Drei Forderungen, die 

immer wiederkehrten, gab es allerdings. Das war zum Ersten, dass Wissenschaft nicht zum Selbstzweck 

betrieben werden sollte, sondern den Interessen des „Deutschen Volkes“ dienen sollte. Zweitens 

wurden der nationalsozialistischen Ideologie entsprechende Lehrstühle gefordert, insbesondere für 

Rassenkunde und Wehrwissenschaft. Und als dritter wiederkehrender Punkt wurde ein Numerus 

clausus für jüdische Studierende verlangt.189  

Grundsätzlich gab es keine Trennung zwischen politischem und hochschulpolitischem Kampf. Der 

NSDStB stellte die Hochschulpolitik gänzlich in das politische Programm der NSDAP. Das Interesse 

bestand darin, die Universitäten dafür zu nutzen, spätere Führungseliten herauszubilden. Bildung 

wurde somit für den NSDStB und die NSDAP zu einer nationalen und keiner privaten Angelegenheit, 

die vom Staat gelenkt werden sollte.190 

Parteipolitisch gesehen hatte der NSDStB die Funktion, die politische und soziale Zielgruppe der 

Studierenden anzusprechen und für den Nationalsozialismus zu gewinnen. Die verschiedenen 

Untergliederungen der NSDAP, die sozial- und berufsgruppenspezifisch ausgerichtet waren, hatten vor 

allem integrative und parteiunterstützende Funktion. Verschiedene Teilorganisationen sollten 

verschiedene politische und soziale Zielgruppen ansprechen.191  

3.4.1 Der NSDStB in Graz 

1920 bildete sich an der Grazer Universität erstmals ein Verband akademischer Nationalsozialisten, 

der aber vorerst nicht sehr aktiv war. Im Jahr 1923 wurde dann der „Verband nationalsozialistischer 

                                                           
186 Vgl. Grüttner, Studenten, S. 19; 21. 
187 Vgl. Faust, Überwindung, S. 108. 
188 Vgl. Leitner, Politik, S. 63. 
189 Vgl. Grüttner, Studenten, S. 22. 
190 Vgl. Faust, NSDStB 1, S. 45—46. 
191 Vgl. Duchkowitsch Wolfgang (Hrsg.), Die österreichische NS-Presse 1918-1933. Bestandsaufnahme und 
Dokumentation. Wien 2001, S. 38. 
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Hochschüler“ in Graz gegründet, mit einem massiven Auftreten nationalsozialistischer Studierender. 

Der Verband war eine der ältesten Organisationen der NSDAP und der Vorgänger des NSDStB. 1929/30 

benannte sich der Verband in NSDStB um und kandidierte erstmals im Studienjahr 1930/31. Er hatte 

allerdings zu Beginn nur sehr wenige Mitglieder und erreichte bei seiner ersten Wahl vier von 18 

Mandaten.192 Der Nationalsozialismus hatte damit an den österreichischen Hochschulen eine längere 

Tradition als an den Hochschulen in Deutschland. Meint Seewann, dass mit der Gründung des 

„Verband nationalsozialistischer Hochschüler“ nationalsozialistische Studierende massiv auftraten, so 

spricht Gehler davon, dass die nationalsozialistischen Studierenden auch 1930 noch eine relativ kleine 

Gruppe mit 29 Mitgliedern darstellte.193  

War die NSDAP bei Nationalratswahlen eine mehr oder weniger unbedeutende Partei, erreicht der 

NSDStB an den Grazer Hochschulen bei seiner ersten und einzigen Wahl im November 1930 schon 20 

Prozent der Stimmen, trotz der geringen Zahl an Mitgliedern.194  

In Wien stellte der NSDStB seit 1931 die stärkste Fraktion dar. Die Machtübernahme der DSt durch den 

NSDStB in Graz am 14. Deutschen Studententag war eine eindrucksvolle Machtübernahme, mit der 

sich die Aktivitäten des NSDStB verstärkten. Neben den waffenstudentischen Korporationen schlossen 

sich auch zwei katholische Verbindungen dem NSDStB an. Es waren jene des RKDB, die sich vom CV 

abspalteten. Der CV war dennoch für keine Einigung zu gewinnen.195  

Ab 1932 intensivierte die NSDAP in der Steiermark den Ausbau der Parteikader. Ortsgruppen, 

Gliederungen und Verbände der Partei wurden aufgestellt und ausgebaut. So etwa das NSKK, die NS-

Frauenschaft196 oder auch der NSDStB.197 Die Mitglieder des NSDStB steigerten sich bis 1932 u. a. durch 

die Bedingung, dass jedes Mitglied des Studentenbundes auch der NSDAP beitreten musste und 

umgekehrt. Der NSDStB wurde so 1932 zum viertstärksten studentischen Verband im deutschen 

Sprachraum nach den Burschenschaften, dem CV und den Landsmannschaften.198  

Ende des Wintersemesters 1932/33 zählte der NSDStB in Graz 88 Mitglieder. Im Mai 1933 wurden alle 

Mitglieder der „Völkischen Front“ dazu aufgefordert, sich in die nationalsozialistischen Organisationen 

einzugliedern, da diese allein dazu beitragen könnten, dass Österreich an Deutschland angeschlossen 

                                                           
192 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 17. 
193 Vgl. Gehler, Studenten, S. 278. 
194 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 104–105. 
195 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 8–10. 
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werden würde.199 Der Wahlerfolg der NSDAP in Deutschland hatte auch einen hohen Zulauf zum 

NSDStB zufolge (auch in Graz und hier ebenso aus den Reihen von Korporationsstudenten) obwohl der 

NSDStB mit seinem Totalitätsanspruch und seiner parteipolitischen Komponente eigentlich 

korporationsfeindlich war.200  

1932 kam es zu Auseinandersetzungen innerhalb der wehrhaften Studierenden. Grund dafür war die 

unterschiedliche Haltung zum NSDStB. Ein Teil der wehrhaften wollte versuchen, den Aufstieg des 

NSDStB zu unterdrücken und die Vorherrschaft in der Studentenschaft zu halten. Ein anderer Teil der 

wehrhaften Studierenden war gegen diese Taktik, unterstützte den NSDStB sogar und versuchte, eine 

Einigung zwischen wehrhafter Studentenschaft und NSDStB herbeizuführen. Sie erklärten auch, der 

Nationalsozialismus wäre als Ideologie nicht abzulehnen, der NSDStB jedoch aufgrund seiner 

Abhängigkeit von der NSDAP auf Hochschulboden eine Gefährdung für die Unabhängigkeit der DSt.201  

Vom NSDStB wurde der parteipolitische Charakter als etwas nur Vorläufiges aber Notwendiges 

interpretiert. Er sah sich in Wirklichkeit als überparteilich, sei aber aufgrund des „Systems“ dazu 

gezwungen, als Partei aufzutreten. In der verwirklichten Volksgemeinschaft sollte diese 

Charakterisierung allerdings wegfallen, da alle Deutschen in dieser eingeschlossen wären. Mit Hilfe 

dieser Selbstinterpretation gelang es dem NSDStB, eine größere Anhängerschaft in der 

Studentenschaft zu gewinnen.202 

Der NSDStB ist dennoch eher als Nutznießer und nicht als Verursacher der Faschisierung der 

Universitäten zu sehen. So dominierten Deutschnationalismus, Antisemitismus und 

Antidemokratismus sowie elitäres Denken und das Führerideal, alles auch wichtige ideologische 

Bestandteile des Nationalsozialismus, die Studierenden bereits früher.203 Begünstigt durch die 

wirtschaftlich schlechten und politisch unruhigen Zeiten gelang dem NSDStB der Aufstieg. Sie suchten 

sich ständig Gegner, gegen die gekämpft werden müsse, um die Lage zu verbessern. Zu diesen Gegnern 

zählten Pazifisten, Sozialisten, Demokraten und alle, „die dem bestehenden System positiv 

gegenüberstanden […]“. In Österreich richteten sie sich vor allem gegen den CV und dessen Alten 

Herren, die in führenden Positionen im öffentlichen Leben beschäftigt waren.204  

3.5 Weitere Karrieren der Studierenden in NS-Führungspositionen 

Betrachtet man sogenannte Täterbiografien, ist es wichtig, sich Individualbiografien anzusehen. 

Trotzdem unterliegen beruflicher und politischer Aufstieg bestimmten Voraussetzungen und 
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identifizierbaren Mustern. Sie sind abhängig von Aufstiegsmöglichkeiten innerhalb der Gesellschaft, 

persönlichen Fähigkeiten und persönlichen Engagement. Das NS-Regime bot eine Vielzahl an 

Aufstiegsmöglichkeiten, da der Wechsel von Regierungen immer viele neue Möglichkeiten für 

berufliche und politische Karrieren bringt.205 Neben der individuellen Biografie müssen somit auch 

kollektive soziale und kulturelle Handlungszusammenhänge berücksichtigt werden, die zur 

Sozialisation beitragen. Verschiedene Milieus können daher als Sozialisationskontexte gesehen 

werden, in denen eine Radikalisierung stattfinden konnte, schon vor der nationalsozialistischen 

Machtergreifung. Eines dieser Milieus ist das gewaltbereite völkisch-nationalistische Milieu ab den 

1920er-Jahren. Völkisch-nationalistische Organisationen hatten somit einen Einfluss auf die 

Sozialisation ihrer Mitglieder.206 

Gerade Akademiker waren es, die in den NS-Organisationen Führungspositionen einnahmen. Laut 

Wildt kam ein großer Teil der Täter und Mittäter, die für die „Endlösung" verantwortlich waren, aus 

den akademischen Eliten.207 Lehrer und Absolventen der Steirischen Hochschulen waren in führenden 

Positionen in den Okkupationsregimes in Osteuropa und den Niederlanden.208 

Die meisten der Täter im NS-Regime waren die zwischen 1901 und 1912 geborenen und gehörten 

somit zur sogenannten Kriegsjugendgeneration. Sie waren allerdings nicht radikaler als Täter anderer 

Generationen. Die individuellen Biografien sehen sehr unterschiedlich aus, was etwa Herkunft oder 

Bildungsweg betrifft. Dennoch kann auf einen Zusammenhang zwischen Schule bzw. Universität und 

NS-Täterschaft geschlossen werden. Insofern nämlich, als dass nicht einmal das Universitätsstudium, 

welches humanistischen Prinzipien zugrunde lag, der Radikalisierung vorbeugen konnte, sondern 

völkisch-nationales Gedankengut sogar gefördert hat. Dies zeigt sich vor allem darin, dass bei 

Hochschulwahlen schon seit Beginn des 20. Jahrhunderts völkische Listen die Mehrheit erhielten und 

damit Hochschulen antisemitische Bollwerke wurden.209 

In Österreich bzw. Graz trat die illegale NSDAP nach außen hin konsequent auf und hatte Beamte, 

Lehrer, Polizisten, Soldaten, Gewerbetreibende und bürgerliche Intellektuelle als Sympathisanten. 

                                                           
205 Vgl. Mallmann Klaus-Michael/Paul Gerhard, Sozialisation, Milieu und Gewalt. Fortschritte und Probleme der 
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Populäre führende Personen in Graz waren dabei z. B. Sepp Helfrich210, Armin Dadieu211 oder der 

spätere Bürgermeister Julius Kaspar212, alle drei auch Absolventen einer österreichischen 

Hochschule.213 

Als ein weiteres Beispiel kann etwa Wilhelm Danhofer genannt werden. Er gilt als eine der führenden 

Personen der NS-Studentenbewegung in Graz. Er wurde 1914 in Villach geboren und studierte ab 1933 

deutsche Sprach- und Literaturwissenschaft, Englisch und Geschichte sowie Volkskunde in Graz. Er 

gehörte keiner Korporation an, war aber illegaler Studentenbundführer des NSDStB. Er gilt als einer 

der aktivsten Vertreter der illegalen NS-Studentenschaft. Im März 1938 nach der Machtübernahme 

der Nationalsozialisten wurde er „Studentenführer Graz", im Frühling 1939 „Gaustudentenführer 

Steiermark". Er wurde im Zuge der Entnazifizierung mit einer Berufsbeschränkung belegt, arbeitete 

jedoch nach kurzer Hauptschullehrtätigkeit ab 1955 bis 1979 als Lehrer am Akademischen Gymnasium 

Graz.214  

Aus den Grazer Studentenverbindungen gingen Personen aus der NS-Führungselite wie etwa Ernst 

Kaltenbrunner oder Sigfried Uiberreither215 (steirischer Gauleiter) hervor.216 Ernst Kaltenbrunner 

wurde 1903 in Ried im Innkreis geboren. Er studierte in Graz Jus und promovierte dort 1926. Später 

wurde er Anwalt in Linz. Schon früh war er den Nationalsozialisten an der Universität beigetreten und 

schloss sich 1932 NSDAP und SS an. Er verlor seine Zulassung als Anwalt aufgrund seiner politischen 

Zugehörigkeit, arbeitete aber weiterhin im Untergrund auf den „Anschluss“ hin. Seine Arbeit im 

Untergrund brachte ihm 1938 den Posten als SS-Gruppenführer ein. Ab 1943 führte er das 

                                                           
210 Der 1900 in Rumänien geborene Sepp Helfrich kam 1911 nach Graz, wo er später an der Technischen 
Hochschule studierte und 1926 seinen Abschluss machte. 1928 trat er in die Agrartechnische Abteilung der 
Landeshauptmannschaft Graz ein, ab 1936 war er illegaler Gauleiter der NSDAP in der Steiermark. Nach der 
Absetzung des ehemaligen Landeshauptmannes am 12. März 1938 wurde Helfrich NS-Landeshauptmann der 
Steiermark, schon bald aber von Sigfried Uiberreither abgesetzt. Vgl. dazu Karner Stefan, Maßgebende 
Persönlichkeiten 1938 in Graz, in: Historisches Jahrbuch der Stadt Graz 18/19 (1988), S. 381-438, hier S. 397-398. 
Petri Anton Peter, Biographisches Lexikon des Banater Deutschtums. Marquartstein 1992, S. 680. 
211 Bezüglich Dadieu siehe Kapitel 2.3 Die Rolle der Universität in der Verbreitung. 
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1945 blieb, und war auch in der steirischen Gauleitung tätig. Vgl. dazu Karner, Persönlichkeiten, S. 403-404. 
Polaschek Martin F., Im Namen der Republik Österreich! Die Volksgerichte in der Steiermark 1945-1955 (= 
Veröffentlichungen des Steiermärkischen Landesarchives, 23). Graz 1998, S. 99. 
213 Vgl. Karner Stefan, Graz 1938, in: Christian Brünner/Helmut Konrad (Hgg.), Die Universität und 1938. Wien-
Köln 1989, S. 125–133, hier S. 126–127. 
214 Vgl. Seewann, Hochschulpolitik, S. 44. 
215 Zur Biografie Uiberreithers vgl. Schafranek Hans, Biografien steirischer NS-Akteure, in: Hans, 
Schafranek/Herbert Blatnik (Hgg.), Vom NS-Verbot zum "Anschluss". Steirische Nationalsozialisten 1933-1938. 
Wien 2015, S. 440–535, hier S. 528-533. 
216 Vgl. Karner, Steiermark, S. 113. Moll, NS-Eliten, S. 106. 
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Reichssicherheitshauptamt. Somit war er auch Chef der Sicherheitspolizei und des SD und zuständig 

für den Verwaltungsapparat, der für die systematische Vernichtung der Jüdinnen und Juden 

verantwortlich war. Kaltenbrunner wurde nach Ende der NS-Herrschaft zum Tode verurteilt.217 

Während die ältere Generation der SS-Generäle über ein formal gesehen niedrigeres Bildungsniveau 

verfügte, hatten die jüngere Generation der führenden Personen im Gau Steiermark jeweils einen 

Doktortitel erworben. Dadieu war außerdem außerordentlicher Professor an der Technischen 

Hochschule Graz. In der jüngeren Generation war es außerdem nicht der Fall, dass die Personen vor 

1938 vom deutschnationalen Milieu zum Nationalsozialismus übergingen. Sie waren von Beginn an 

nationalsozialistisch. Die Theorie, die NS-Bewegung baue auf älteren ideologischen Fundamenten auf, 

relativiert sich somit. Zumindest personell ist dies in der Steiermark nicht der Fall.218  

Das Führungskorps des Reichssicherheitshauptamtes stellte sich hauptsächlich aus Söhnen von 

Kaufleuten und Beamten und somit aus jungen Männern aus der unteren Mittelschicht zusammen. 

Jedoch auch Personen aus der Unterschicht, die als erste Generation in der Familie eine akademische 

Laufbahn einschlugen, gelangten in Führungspositionen innerhalb des NS-Staates. Diese sind als 

engagierte soziale Aufsteiger zu sehen, die versuchten, eine sozial höhere Stufe zu erreichen als die 

Vätergeneration.219  

4. Illegale Tätigkeiten der NS-Studierenden 

4.1 Strukturelle Ebene 

Schon ab den 1920ern waren Studierende in der NSDAP überdurchschnittlich stark vertreten. Die 

Anzahl der Mitglieder steigerte sich in den 1930er-Jahren sogar noch weiter. In Deutschland gingen die 

Zahlen nach der Machtergreifung Hitlers ein wenig zurück, während in Österreich mit dem Jahr 1933 

für viele Studierende „der Kampf für die Bewegung Hitlers erst richtig los[ging]"220. Die Erfolge in 

Deutschland bestärkten sie in ihren Ansichten, so auch das Verbot der NSDAP in Österreich, das als 

ungerecht empfunden wurde. Vor allem Mitglieder der früheren „nationalen" Verbindungen traten als 

Träger des illegalen Nationalsozialismus auf, nachdem der NSDStB verboten wurde.221  

Die meisten Terrorakte, die nach dem Verbot der NSDAP bis zum Juli 1934 verübt wurden, gingen von 

der SA aus.222 Von den nationalsozialistischen Organisationen wurde in der Illegalität die SA zur 

                                                           
217 Vgl. dazu Wistrich, Wer war wer, S. 151-152. Black, Kaltenbrunner. 
218 Vgl. Moll, NS-Eliten, S. 106-107. 
219 Vgl. Wildt, Generation, S. 78. 
220 Gehler, Korporationsstudenten, S. 6. 
221 Vgl. Gehler, Korporationsstudenten, S. 6. 
222 Vgl. Blatnik Herbert, Die SA (Sturmabteilung) in der Steiermark von 1933 bis 1938, in: Hans Schafranek/Herbert 
Blatnik (Hgg.), Vom NS-Verbot zum "Anschluss". Steirische Nationalsozialisten 1933-1938. Wien 2015, S. 42–82, 
hier S. 56. 
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wichtigsten, da gesteuertes Handeln aufgrund der vielen Teilorganisationen ansonsten kaum möglich 

gewesen wäre. Der NSDStB forderte deshalb auch alle seine Mitglieder zu einer Mitgliedschaft in der 

SA auf.223 Einhergehend mit den Mitgliedschaften in der SA war auch, dass in der Österreichischen 

Legion224, neben Handelsangestellten, Chauffeuren oder Hütten- und Werksarbeitern verhältnismäßig 

viele Studierende aus der Steiermark vertreten waren. Sie waren, eingeteilt nach Berufsgruppen, auf 

Platz sechs der am stärksten vertretenen Berufsgruppen in der Österreichischen Legion und machten 

dort 3,55 Prozent aus.225 

Neben der außeruniversitären Organisation verbanden sich die Studierenden auch rein intern. Der 

NSDStB war nach dem Verbot auf Hochschulboden noch aktiv.226 Nach Angaben der Nationalsozialisten 

waren 1934 von 19 500 „arischen" Studierenden in Österreich ungefähr 3500 im NSDStB und der SA 

erfasst. Sie organisierten sich in Zellen innerhalb der Fakultäten und Jahrgänge. Eine Zelle glich dabei 

einer SA-Schar, da jeder Studierende auch Dienst in der SA zu leisten hatte.227  

Ein Ziel der NSDAP ab Anfang 1935 war es, legale Institutionen zu unterwandern. So wurden 

beispielsweise in den Heimwehren, dem Alpenverein, dem Turnerbund oder der Vaterländischen Front 

nationalsozialistische Gruppen etabliert.228 Viele „nationale“ Vereine mussten hingegen gar nicht 

unterwandert werden, da sie dem Nationalsozialismus ohnehin nahestanden und schon vor dem 

Verbot viele Nationalsozialisten Mitglieder in den Vereinen waren. Ihre Lokalitäten konnten relativ 

einfach als NS-Parteilokale fungieren.229 Eine weitere Strategie war es, unverdächtige 

Tarnorganisationen zu schaffen. In Wien wurde z. B. die „Nationalsozialistische Kulturgemeinde" 

gegründet, die regelmäßige Veranstaltungen organisierte.230 Die Unterwanderungen wurden schon 

vor dem Verbot vorbereitet, indem die NSDAP schon zuvor in bestehende deutschnationale Vereine 

und Organisationen eindrang. Solche Organisationen, die zu Sammelbecken der Nationalsozialisten 

wurden, und auch nationalsozialistische Tarnorganisationen konnten oft deshalb bestehen, weil sie 

                                                           
223 Vgl. Weingand/Wurzer, Innensichten, S. 65-70. 
224 Die Österreichische Legion war eine im Juni 1933 entstandene paramilitärische Organisation. Ihr gehörten SA-
Mitglieder an, die nach dem Verbot der NSDAP nach Bayern flüchteten und dort aufgenommen, kaserniert und 
von Reichswehroffizieren ausgebildet wurden. Vgl. dazu Schafranek Hans, Die steirischen Angehörigen der 
Österreichischen Legion. Regionale und lokale Herkunft, Alters- und Berufsstruktur, NSDAP- und SA-
Mitgliederentwicklung, Führungspersonal (Biografien), in: Hans Schafranek/Herbert Blatnik (Hgg.), Vom NS-
Verbot zum "Anschluss". Steirische Nationalsozialisten 1933-1938. Wien 2015, S. 83–124. 
225 Vgl. Schafranek, Österreichischen Legion, S. 106, 109. 
226 Vgl. Weingand/Wurzer, Innensichten, S. 65-70. 
227 Vgl. Gehler, Studenten, S. 365. 
228 Die gleiche Strategie wurde auch von anderen illegalen Gruppierungen verfolgt, weshalb es gelegentlich 
geschah, dass Organisationen von beispielsweise Nationalsozialisten und Sozialdemokraten unterwandert 
wurden. Vgl. Jagschitz, Illegale Bewegungen, S. 144-145. 
229 Vgl. Blatnik Herbert, NS-Kommunikationsnetze und Infiltration, Propaganda und Terror nach 1933, in: Hans 
Schafranek/Herbert Blatnik (Hgg.), Vom NS-Verbot zum "Anschluss". Steirische Nationalsozialisten 1933-1938. 
Wien 2015, S. 125–193, hier S. 135. 
230 Vgl. Jagschitz, Befriedung, S. 180. 
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von den Behörden geduldet wurden. Viele Beamte standen im deutschnationalen, wenn nicht 

nationalsozialistischem, Lager und setzten Regierungsmaßnahmen oft nicht um.231  

Auch die Studierenden versuchten, sich in legalen Organisationen zu formieren.232 Die Schwächung der 

Organisationsstruktur durch die Auflösung der eigenen Vereine wurde durch Beitritte zu 

deutschnationalen Vereinen versucht zu kompensieren. So wurden auch zahlreiche akademische 

Vereine dazu genutzt, „einen organisatorischen Zusammenhang in der Illegalität 

aufrechtzuerhalten".233 

Die SA machte sich die studentischen Korporationen ebenfalls zunutze. Den meisten von ihnen war es 

noch erlaubt, legal Mitglieder aufzunehmen und sich in ihren Räumlichkeiten zu Veranstaltungen zu 

treffen. Die Räumlichkeiten wurden daher genutzt, um Versammlungen abzuhalten, die etwa den 

Zweck der politischen Schulung hatten. Sie wurden außerdem zum Verstecken und Aufbewahren von 

illegalem Propagandamaterial verwendet.234  

Zusätzlich zum Parteiverbot der NSDAP wurden in weiterer Folge auch Vereine von der Regierung 

verboten235, denen man nationalsozialistische Tendenzen zusprach, da ein Parteiverbot alleine als 

nicht mehr ausreichenden empfunden wurde. Die Tätigkeiten im Untergrund wurden damit aber nicht 

unterbunden. Der NSDStB, zu dem seit spätestens 1936 auch alle wehrhaften Studierenden gehörten, 

war auch nach seinem Verbot weiter tätig.236 Da die Vereinsstrukturen schon vor dem Verbot 

entstanden sind, hatten die Nationalsozialisten die Möglichkeit, den organisatorischen 

Zusammenhang aufrechtzuerhalten und diese Strukturen weiterzunutzen.237 Ehrlicher/Leitinger 

schreiben in ihrer Abhandlung zur Grazer Burschenschaft Arminia, dass sich ihre Mitglieder in der 

Illegalität eher SA, SS und NSKK anschlossen, um ihr Ziel, den Anschluss Österreichs an Deutschland, zu 

erreichen. Sie meinen, dass die Korporationsstudenten deshalb weniger versuchten, Einfluss auf den 

NSDStB zu gewinnen.238 Diese Ausführung erscheint jedoch insofern obsolet, als dass die 

Korporationsstudenten zu diesem Zeitpunkt sowieso schon eng mit dem NSDStB zusammenarbeiteten 

                                                           
231 Vgl. Bauer Kurt, Der Weg zum Juliputsch. Zur Struktur und Dynamik des Nationalsozialismus in der Steiermark 
von 1932 bis 1934, in: Heimo Halbrainer/Martin F. Polaschek (Hgg.), Aufstand, Putsch und Diktatur. Das Jahr 1934 
in der Steiermark (= CLIO – Historische und gesellschaftspolitische Schriften 3). Graz 2007, S. 95–117, hier S. 110-
111. 
232 Vgl. Klamper, Studenten, S. 183-184. 
233 Vgl. Staudinger, Entwicklung, S. 59. 
234 Vgl. Weingand/Wurzer, Innensichten, S. 70. 
235 Die Gefahr für die behördliche Auflösung einer studentischen Verbindung aufgrund nationalsozialistischer 
Tendenzen bestand jedoch kaum. Sie standen zwar unter polizeilicher Aufsicht, wurden von der Regierung aber 
weitgehend toleriert. Lediglich in Graz wurden extrem nationalsozialistische Verbindungen aufgelöst. Vgl. 
Gehler, Studenten, S. 396. 
236 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 21. 
237 Vgl. Staudinger, Entwicklung, S. 56. 
238 Vgl. Ehrlicher/Leitinger, Arminia, S. 208. 
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bzw. in ihm aufgegangen waren, und sich auch die Mitglieder des NSDStB in der Illegalität vermehrt 

außeruniversitären Organisationen anschlossen.  

Ab Sommer 1936 waren die wehrhaften Verbindungen geschlossen im NSDStB eingegliedert und alle 

„Aktiven“ automatisch Mitglieder in ihm. In Graz waren sie als Kameradschaften innerhalb des NSDStB 

anerkannt.239 Trotzdem verlor das „studentische Moment“ an Bedeutung, da sich die 

nationalsozialistischen Studierenden hauptsächlich in außeruniversitäre Teilorganisationen 

eingliederten. Dort übernahmen sie vorwiegend verwaltungstechnische und organisatorische 

Tätigkeiten und operierten sozusagen als „geistige Hintermänner“.240 

Auch im Lehrkörper formierte sich eine nationalsozialistische Gruppe im Untergrund. Sie wurde 

getragen von jenen Lehrenden, die in ihrer Studienzeit verschiedenen deutschnationalen 

Verbindungen angehörten und später zu den sogenannten „Alten Herren“ dieser Verbindungen 

gehörten.241  

In Ruhephasen, weil es z. B. an Mittel für weitere Aktionen fehlte, wurde am Ausbau der illegalen NS-

Strukturen gearbeitet.242 Nach dem misslungenen Juliputsch von 1934 etwa, mit dem eine relative 

Ruhephase nationalsozialistischer Aktionen herrschte, begann der NSDStB mit dem Aufbau einer 

Organisation, die alle nationalsozialistischen Studierenden einbinden sollte. Auch unter den Lehrenden 

taten sich die NSDAP-Mitglieder zusammen, um zu versuchen, Regierungsmaßnahmen zu 

durchkreuzen. Der NSDStB erfuhr eine Aufwertung im Kontakt mit den nationalsozialistischen 

Lehrenden im Gegensatz zu der vom Staat installierten Sachwalterschaft.243  

Mit der Verpflichtung des Waffenstudententums, einer wehrhaften nationalsozialistischen 

Organisation beizutreten, wurde an der Grazer Universität terroristische Politik betrieben. 

Grundsätzlich mussten Studierende nicht befürchten, wegen Überfällen oder Schlägereien belangt zu 

werden, wenn die Ausschreitungen von den wehrhaften Studierenden ausgingen. Viele ehemalige 

Mitglieder der Verbindungen hatten einflussreiche Positionen an der Universität über und sorgten 

dafür, dass die Studierenden nicht belangt wurden. Unterstützung hatten sie außerdem aus 

Deutschland in Form von Geld und Waffen.244 

Das Juliabkommen von 1936 spaltete die NSDAP. Die „alten" Illegalen wollten den Kampf gegen die 

Regierung weiterführen, obwohl die Kämpfe mit dem Juliabkommen beendet werden sollten. Ein 

                                                           
239 Vgl. Gehler, Studenten, S. 397. 
240 Vgl. Weingand/Wurzer, Innensichten, S. 82. 
241 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 13–14. 
242 Vgl. Gehler, Studenten, S. 365. 
243 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 114. 
244 Vgl. Lichtenegger, Vorgeschichte, S. 58. 
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anderer Teil der NSDAP wollte hingegen auf anderem, friedlichen Wege zur Macht in Österreich 

gelangen.245 Beide Seiten wollten die NSDAP in die Legalität zurückführen, uneinig war man sich nur 

darüber, wie das geschehen sollte, woraufhin es zu Gegensätzen in der Führung kam.246  

Nach dem Berchtesgadener Abkommen247 wurden nationalsozialistische Aktivitäten quasi nicht mehr 

geahndet und das Parteiverbot musste nicht mehr berücksichtigt werden. Die Einhaltung wurde nicht 

mehr erzwungen. Vor allem in den ländlichen Gegenden war dies der Fall, dort stand die Bevölkerung 

schon zum Großteil unter nationalsozialistischem Einfluss.248 Die Nationalsozialisten traten nach dem 

Abkommen aber auch in Graz selbstbewusster auf und bekannten sich immer öfter offiziell zu ihrer 

Gesinnung.249  

Unterstützung bekamen die Nationalsozialisten in der Illegalität vor allem aus Deutschland in Form von 

Waffen, Geld und Propagandamaterial. Außerdem boten sie den geflüchteten österreichischen 

Nationalsozialisten Unterschlupf. Diese organisierten sich dort und bereiteten sich auf einen 

eventuellen Einmarsch in Österreich vor. Unterstützung bekamen die Nationalsozialisten allerdings 

auch innerhalb Österreichs, und hier vor allem in der Steiermark und in Kärnten, von der 

Bevölkerung.250 

4.2 Aktionen auf Hochschulboden 

Zu Beginn stellt sich hier die Frage, wie nationalsozialistische Aktionen grundsätzlich definiert und 

unterschieden werden können. Dazu gibt Bauer eine Definition: Der Aktionismus der 

Nationalsozialisten nach dem Verbot 1933 lässt sich in drei Ausprägungsformen unterscheiden. 1. 

primär gewaltloser Aktionismus, 2. Gewalt gegen Sachen (Sabotage) und 3. Gewalt gegen Personen 

(Terror). Durch die Terroraktionen sollte der Staat geschwächt werden, indem z. B. die staatliche 

Infrastruktur zerstört wurde. Andererseits sollte durch die Aktionen auch eine Demoralisierung der 

Bevölkerung verursacht werden. Diese sollte glaube, durch den österreichischen Staat keinen Schutz 

zu bekommen, was sie dazu bringen sollte, zu den Nationalsozialisten zu flüchten.  

Als gewaltlose Aktionen bezeichnet werden Heil-Hitler-Rufe, das Tragen verbotener Abzeichen, 

Boykott- und Streikaktionen z. B. gegen Geschäftsleute, die politische Gegner oder Juden waren, 

                                                           
245 Vgl. Lewonig, Publizistik, S. 38. 
246 Vgl. Staudinger, Entwicklung, S. 62-63.  
247 Das Berchtesgadener Abkommen war ein zwischen Hitler und Schuschnigg geschlossenes Abkommen vom 12. 
Februar 1938. Die österreichischen Nationalsozialisten sollten durch dieses politisch wieder mehr oder weniger 
freie „Entfaltungsmöglichkeiten“ bekommen. Schuschnigg beugte sich dem Willen Hitlers fast uneingeschränkt. 
Das Abkommen stellt einen letzten Schritt in Richtung Aufgabe der Souveränität Österreichs dar. Vgl. Lautner 
Dieter, Berchtesgadener Abkommen; http://www.oesta.gv.at/site/cob__27099/5164/default.aspx [Abruf: 
21.02.2017]. 
248 Vgl. Lewonig, Publizistik, S. 39. 
249 Vgl. Halbrainer/Lamprecht/Mindler, Unsichtbar, S. 53. 
250 Vgl. Jagschitz Gerhard, Der Putsch. Die Nationalsozialisten 1934 in Österreich. Graz-Wien-Köln 1976, S. 33-40. 
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Versammlungen und Veranstaltungen, Demonstrationen, die Zurschaustellung des Hakenkreuzes in 

jeglichen Varianten und Klebe- und Streuaktionen zu Propagandazwecken. Gewalttätige Aktionen 

waren etwa das Einwerfen von Fensterscheiben, das Werfen von Papierböllern, Anschläge auf 

staatliche und private Infrastruktur, Brand- und Sprengstoffanschläge auf staatliche und kirchliche 

Einrichtungen sowie auf Häuser und Geschäftslokale politischer Gegner, Vertreter des Staates und 

Juden. Darüber hinaus gab es auch Gewalt- und Terroraktionen gegen Personen durch 

Papierbölleranschläge, Überfälle und Misshandlungen und sogar gezielte Mordanschläge.251  

Die menschenverachtende Ideologie des Nationalsozialismus war eine entscheidende Triebkraft für 

die terroristischen Aktivitäten. Die Feindbilder des Nationalismus, die aus Rassismus, 

Antikommunismus oder Antiparlamentarismus resultierten, wurden zu Opfern des 

nationalsozialistischen Terrors. Für die Nationalsozialisten war der Terrorismus ein Bestandteil der 

politischen Taktik.252 Bis hin zum Juliputsch mehrten sich gewalttätigere Aktionsformen. Das Leben von 

Menschen wurde immer unbedeutender. Diese Form der Gewalt eskalierte in der offenen Gewalt des 

Juliputsches.253 

Wie auch schon in den Jahren vor dem Verbot der NSDAP blieben die Universitäten und Hochschulen 

in Österreich ein Ausgangspunkt der terroristischen Agitation der Nationalsozialisten. Den Höhepunkt 

der gewalttätigen Auseinandersetzungen auf Hochschulboden bildet jedoch schon das Jahr 1932 vor 

dem Verbot.254 

Von Studierenden wurden ab dem Verbot beispielsweise nationalsozialistische Flugblätter gedruckt 

oder illegale Versammlungen und Demonstrationen abgehalten. Bei vielen der Korporationen wurden 

bei Durchsuchungen Propagandamaterial, Hakenkreuzwimpel oder sogar Waffen gefunden. Es wurden 

außerdem Böller geworfen, Rauch- und Stinkgefäße entzündet, Hakenkreuzzettel gestreut oder 

Hakenkreuze an Wände gemalt. Dokumentiert ist auch das Tragen von nationalsozialistischen 

Erkennungszeichen, wie etwa der Kornblume, das Leisten des Heil-Hitler-Grußes oder das Singen 

nationalsozialistischer Lieder. Kamen bei derlei Aktionen zwar keine Personen zu Schaden, so gab es 

doch auch Ausschreitungen gegenüber andersgesinnten Studierenden, die von Verhöhnung bis hin zu 

körperlicher Gewalt reichten.255 

                                                           
251 Vgl. Bauer, Juliputsch, S. 103-108. 
252 Vgl. Neugebauer Wolfgang, Die Anfänge des NS-Terrorismus in Österreich. Wurzeln, Motive, politische 
Hintergründe, in: Günther Schefbeck (Hrsg.), Österreich 1934. Vorgeschichte - Ereignisse - Wirkungen (= 
Schriftenreihe des Instituts für Österreichkunde). München–Wien 2004, S. 70–77, hier, S. 72. 
253 Vgl. Bauer, Juliputsch, S. 108. 
254 Vgl. Wohnout, Dreieck, S: 87. 
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54 
 

Die Eingriffe des Staates in die Hochschulautonomie hatten Proteste und Demonstrationen zu Folge. 

So z. B. am 12. Juni 1933, noch kurz vor dem Verbot der NSDAP und des NSDStB, an dem Studierende 

die Eingänge der Universität verbarrikadierten und die Professoren daran hindern wollten, den neu 

eingeführten Diensteid abzulegen.256 

Der Kampf an den Hochschulen gegen das „System“ setzte mit Oktober 1933 ein. Bei den 

Terroraktionen wurden Böller, Tränengas und Rauchbomben verwendet. Durch die Aktionen auf 

Hochschulboden sollte auch die Kampfstimmung in der restlichen Bevölkerung angeheizt werden.257 

Vor allem die Burschenschaften waren nach dem Verbot der NSDAP und all ihrer Organisationen, so 

auch des NSDStB, Träger des illegalen Kampfes für den Nationalsozialismus an den Hochschulen. Die 

neu eingeführte Hochschülerschaft, welche die Deutsche Studentenschaft ablöste, wurde von ihnen 

nicht anerkannt, sogar verspottet.258  

Alle Rektoren der österreichischen Hochschulen wendeten sich als Folge auf die strengen staatlichen 

Maßnahmen an den Universitäten, welche massive Einschränkungen der Hochschulautonomie zufolge 

hatten, mit einer Kundmachung an die Studierenden. In dieser mahnten sie die Studierenden zu Ruhe 

und Disziplin, um die Autonomie an der Hochschule wieder zu erhalten. Trotz Maßnahmen der 

Regierung und Mahnung der Rektoren kam es weiterhin zu politischen Aktionen. Diese waren 

allerdings in ihrem Ausmaß weniger heftig als jene Aktionen im Sommersemester 1933. Nicht einmal 

erhöhte Disziplinarvorschriften für die Studierenden für das Studienjahr 1933/34 vermochten die 

politischen Tätigkeiten der Studierenden zu unterbinden. Von nationalsozialistischer Seite waren 

weiterhin Heil-Hitler-Rufe zu hören und das linke Lager verbreitete weiterhin ihre illegale 

Arbeiterzeitung, die beispielsweise in Anatomieleichen versteckt verbreitet wurde. Nationalsozialisten 

und Sozialisten schlossen sich teilweise sogar zusammen, um gegen den Staat zu kämpfen. 

Nationalsozialistische Studierende beschmierten im November 1933 Gebäude der Universität Graz mit 

Hakenkreuzen in Ölfarbe. Die Maßnahmen dagegen stärkten die regierungsfeindlichen Gruppierungen 

sogar eher, als dass sie zu deren Einschränkung führten.259  

Am 22. Februar 1938 übernahmen Studierend der SA die Kontrolle an der Grazer Universität und der 

Technischen Hochschule Graz. Die Entfernung der vom Staat eingesetzten Hochschulwache und die 

Führung der Hochschulen durch einen Nationalsozialisten wurden gefordert.260 Im März 1938 wurde 

                                                           
256 Vgl. Weingand, Technische Hochschule, S. 15. 
257 Vgl. Gehler, Studenten, S. 365. 
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schließlich die Absetzung des damaligen Rektors Josef Dobretsberger durch die Nationalsozialisten 

durchgesetzt.261 

4.3 Aktionen außerhalb der Universität 

1933 sollten alle Mitglieder des österreichischen Waffenstudententums dazu verpflichtet werden, sich 

einer nationalsozialistischen Wehrformation (SA, SS oder Steirischem Heimatschutz) anzuschließen. 

Die Regelung trat wie geplant in Kraft.262 Alle jüngeren Mitglieder der „deutschvölkischen-wehrhaften 

Studentenschaft“ mussten sich zusätzlich entweder SA, SS oder dem Steirischen Heimatschutz 

anschließen.263  

Da die Studierenden auch in Organisationen außerhalb der Universität tätig waren, waren sie, wie man 

an den Beispielen zuvor schon sieht, auch in nationalsozialistische Aktionen außerhalb involviert, so 

z.B. in den Juliputsch 1934. In einer Schrift zum 100-jährigen Bestehen der Grazer Burschenschaft 

Frankonia wird beispielsweise erwähnt, dass sich einige Mitglieder am Juliputsch264 beteiligten. Einer 

davon kam bei der Aktion ums Leben oder wie es in der Festschrift heißt, dass er „dem Staat zum Opfer 

fiel“.265 

Nach den Semesterferien 1933 wurden die NS-Aktivitäten von den Studierenden der steirischen 

Hochschulen stark mitgetragen.266 Publikationstätigkeiten wurden schon bald nach dem Verbot wieder 

aufgenommen. So erschien die Zeitschrift „Der Kampf" wieder und der NSDStB brachte das Kampfblatt 

„Aufbruch" heraus.267 In ihrer Funktion in der SA wurden von den Studierenden unter anderem 

Flugschriften gedruckt, die die Arbeiterschaft als Zielgruppe hatten. Man wollte zeigen, man wäre 

sozialistisch und kämpfe für das Volk. Als Kuriere und Propagandisten waren die Studierenden bis in 

die steirischen Provinzen tätig und dort an der Verteilung von Propagandamaterial beteiligt.268 Die 

Propaganda der Nationalsozialisten war professionell organisiert und erreichte auch kleinste Provinzen 

in der Steiermark. Regelmäßig traten in allen Teilen des Landes ausgewählte Redner auf.269  

Da die alten Aktionsformen wie Veranstaltungen, Zusammenkünfte, Aufmärsche, Ansprachen etc. 

aufgrund der verschärften Vorgehensweise der Regierung immer schwieriger wurden, überlegte man 
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sich neue Formen. Diese gingen allerdings häufig direkt aus den alten Formen hervor und wurzelten 

häufig in den Aktionsformen, welche im deutschnationalen Milieu an den Universitäten entwickelt 

wurden.270 

Auch außerhalb der Universität wurden Fassaden mit NS-Symbolen beschmiert, Plakate aufgehängt 

oder Hakenkreuze angebracht. Studierende waren auch an der Beschädigung jüdischen Eigentumes 

durch Terroraktionen und an Anschlägen (z. B. mit Sprengstoff), die die Zerstörung der Infrastruktur 

zum Ziel hatten, beteiligt.271 Staatliche und akademische Behörden griffen zwar ein, wenn Studierende 

in terroristischen Aktionen, wie Böller- oder Sprengstoffanschläge verwickelt waren. Meistens wurden 

NS-Studierende, die sich illegal betätigten, aber nur ermahnt oder milde gerügt. Gnadengesuchen und 

Loyalitätserklärungen wurde relativ rasch entsprochen.272 

Grundsätzlich nahm die Aktivität der Nationalsozialisten mit dem Verbot der Partei kaum ab. 

Organisatorische Schwächen wurden schnell überwunden und die Terrortätigkeit wurde fortgesetzt. 

Der gescheiterte Juliputsch hatte hier weitaus größere Auswirkungen auf die Tätigkeiten der 

Nationalsozialisten. Er führte zu Desorganisationserscheinungen.273 Nach dem gescheiterten 

Juliputsch kamen die illegalen nationalsozialistischen Aktivitäten fast völlig zum Stillstand.274 Von 1934 

bis zum „Anschluss“ waren in der Landesleitung der NSDAP die zwei kommissarischen Gauleiter 

Raimund Held und Sepp Helfrich tätig. Sie verfolgten das Ziel, die NSDAP wieder legal zu machen, 

weshalb es unter ihrer Leitung kaum zu Aktionen kam.275 Erst mit dem Juliabkommen von 1936 

verstärkten sich die Aktionen der NSDAP wieder, so auch unter den Studierenden. Da die meisten 

Aktiven der Studentenverbindungen stark in NS-Formationen wie NSDStB, SA oder SS involviert waren, 

verloren Aktivitäten und Verpflichtungen gegenüber der einzelnen Verbindungen an Bedeutung. Ab 

Sommer 1936 waren die waffenstudentischen Verbindungen geschlossen im NSDStB eingegliedert und 

alle Aktiven automatisch Mitglieder in ihm.276 

Mit dem Juliabkommen von 1936 wurden die Strafen gegen Studierende, die sich nationalsozialistisch 

betätigten noch weiter abgeschwächt oder sogar aufgehoben. Die Aktivitäten nahmen daher wieder 

zu.277 Vor allem in der Steiermark verstärkten sich die nationalsozialistischen Tätigkeiten mit Beginn 

des Jahres 1938. Speziell in Graz kam es zu zahlreichen Demonstrationen, Kundgebungen oder der 
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Verteilung von Streu- und Flugzetteln. Außerdem wurden des Öfteren Hakenkreuzfahnen gehisst. Die 

Nationalsozialisten waren dadurch permanent präsent. Die zahlreichen Demonstrationen waren es 

auch, die „das von den Nationalsozialisten forcierte Bild einer 'Volkserhebung' prägten"278. 

5. Exkurs: Illegale NS-Propaganda und Pressetätigkeit 

Einige Vorüberlegungen sind wichtig bei der Beschäftigung mit illegalem Pressematerial. So etwa, auf 

welche Schwierigkeiten man stoßen könnte oder wie aussagekräftig das vorliegende Material ist. 

Spann hat diesbezüglich einige Aspekte herausgegriffen, die sich mit genau solchen Fragen 

beschäftigen: Die illegale Presse bietet Informationen über Situation, Intention, Agitation und Aktionen 

illegaler Gruppierungen. Sie gibt außerdem Auskunft über die Darstellung der Geschichte solcher 

Vereinigungen. Die Anonymität der illegalen Presse, die meist aus Furcht vor Verfolgung gegeben ist, 

macht die Identifizierung illegaler Presseerzeugnisse schwierig. Inhalt und Umstände der Auffindung 

sind häufig die einzigen Faktoren, durch die eine Zuordnung zu einer Gruppe möglich wird. Die 

Erfassung des Materials ist schwierig, da es meist nur unvollständig erhalten ist.279 

5.1 Pressewesen im austrofaschistischen Ständestaat 

Schon bevor die Parteien und damit auch jegliche Betätigung für diese verboten wurden – dazu zählte 

auch das Herausgeben von Presserzeugnissen der Partei oder Presseerzeugnissen mit 

parteipolitischem Inhalt – gab es von Seiten der Regierung restriktive Maßnahmen, um die Presse 

unter ihre Kontrolle zu bekommen. 

Am 7. März 1933 wurden erste Schritte unternommen, die Pressefreiheit einzuschränken. Getarnt als 

„wirtschaftliche Schutzmaßnahme" wurde die Vorzensur eingeführt. Verfassungsrechtlich war die 

Zensur verboten, weshalb sie verschleiert wurde. Weitere Maßnahmen, die die Zensur verschärften, 

wurden mit der Argumentation getroffen, Missbräuche der Pressefreiheit eindämmen zu wollen.280 

Mit der Vorzensur konnte die Vorlage von Pflichtstücken eines Druckwerks verlangt werden, wenn es 

zuvor wegen einer strafbaren Handlung schon gerichtlich beschlagnahmt wurde. Strafbar war etwa, 

wenn gegen Österreich oder gegen die Kirche geschrieben wurde oder wenn etwas als sittlich 

verwerflich Empfundenes geschrieben wurde. Gerechtfertigt wurden die Beschlagnahmungen damit, 

dass durch solche Inhalte die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit gefährdet wäre.281 Da der 
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Begriff der Verletzung vaterländischen, religiösen oder sittlichen Empfindens sehr dehnbar war, 

konnte über Zeitungen, die der Regierung missfielen, leicht eine Vorzensur verhängt werden.282 

Am 10.4.1933 wurde die Vorzensur ausgeweitet auf Schriften, die ihren Namen änderten, inhaltlich 

aber gleich blieben.283 Die Nationalsozialisten versuchten, die Vorzensur zu umgehen, indem sie 

gewisse Zeitungen einstellten und unter einem anderen Namen aber mit gleichem Inhalt neu 

herausgaben. Aus diesem Grund unterlagen Presseerzeugnisse, die unter einem neuen Namen 

herauskamen, nun auch den Vorzensurbestimmungen. Andere politische Gruppen, wie etwa die 

Kommunistische Partei, versuchten die Zensur zu umgehen, indem sie sich nicht mehr als Eigentümer 

der Zeitschriften bezeichneten.284  

Am 14.4.1933 erließ man eine Verordnung, durch welche für all jene Verwaltungsstrafen drohten, die 

die Regierung oder Mitglieder der Regierung beleidigten. Am 16.6.1933 wurde der Straßenverkauf 

jener Zeitungen verboten, die bereits drei Mal beschlagnahmt wurden.285 Das Verbot konnte allerdings 

umgangen werden, wurden die Presseerzeugnisse per Post verschickt. Da die Verbreitung der 

Zeitungen jedoch hauptsächlich durch den Straßenverkauf stattfand, stellte das Verbot einen 

materiellen Schlag gegen die Zeitungen dar.286 Die Maßnahme wurde als Maßnahme gegen den 

Missbrauch der Pressefreiheit betitelt. Die betroffenen Zeitungen konnten mit einem dreimonatigen 

„Kolportageverbot" belegt werden. Dies galt auch für ausländische Zeitungen. Somit schaffte es die 

Regierung, die Presse aus Deutschland bis zum Juliabkommen ganz zu verbieten, da die Verbote immer 

wieder verlängert werden konnten.287 Wurden verbotene Zeitungen dennoch verbreitet drohte eine 

Verwaltungsstrafe von bis zu 2000 Schilling oder drei Monaten Arrest.288 

Auf die Gestaltung der Zeitungen konnte mit einem Erlass vom 30.6.1933 eingegriffen werden. So 

wurde beschlossen, dass verpflichtend amtliche Verlautbarungen veröffentlicht werden mussten.289 

Diese Nachrichten durften nicht kommentiert werden und mussten unentgeltlich veröffentlicht 

werden.290 
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Mit dem Betätigungsverbot für die NSDAP wurde auch die gesamte nationalsozialistische Presse 

verboten. Die Nationalsozialisten versuchten daraufhin, ihre Blätter zu tarnen. Man suchte einerseits 

neutrale Herausgeber, andererseits wurde etwa bei der „Deutschösterreichischen Tagespost", einer 

nationalsozialistischen Zeitung, der Untertitel „Hauptblatt der NSDAP-Hitlerbewegung" entfernt. Ab 7. 

Juli 1933 konnten allerdings Gewerbeberechtigungen entzogen werden, wenn eine verbotene Partei 

gefördert wurde. Damit wurden Druckereien und Verlage bedroht, die mit illegalen Parteien 

zusammenarbeiteten.291 Mit dieser Maßnahme wurde versucht, die Pressefreiheit nach außen hin zu 

wahren, da keine Zeitungen direkt verboten wurden, sondern nur die jeweiligen Verlage und 

Druckereien mit dem Konzessionsentzug bedroht wurden.292 Einige Verlage kündigten daraufhin 

tatsächlich die Druckverträge. So etwa der Verlag „Leykam“ für die nationalsozialistische 

Wochenzeitung „Der Kampf“.293  

Am 23.7.1933 erging ein Erlass, dass Überschriften und Zwischentitel im Einklang stehen müssten mit 

dem Inhalt der Meldungen, um das Verwenden von reißerischen Schlagzeilen zu unterbinden.294 Ab 

Oktober 1934 musste man grundsätzlich eine polizeiliche Bewilligung bekommen, um eine Zeitung 

herauszugeben. Schon bestehende Zeitungen erhielten die Bewilligung, wenn nicht innerhalb von 

sechs Wochen nach Beschluss der Maßnahme die Herausgabe verboten wurde.295 Die Bewilligung war 

persönlich und konnte nicht übertragen werden. Sie konnte jedoch widerrufen und auf bestimmte Zeit 

entzogen werden.296  

Die Pressepolitik Dollfuß' und Schuschniggs trug nicht zur Stärkung der eigenen Position bei. Mit der 

Ausschaltung der sozialdemokratischen und kommunistischen Presse und der Unterwanderung der 

Presse durch die Nationalsozialisten wurden viel eher die Voraussetzungen geschaffen für die 

Errichtung des totalitären Presseapparats der Nationalsozialisten nach dem „Anschluss“.297 Das Verbot 

der sozialdemokratischen und kommunistischen Presse hatte außerdem eine Schwächung des 

Widerstandes gegen den Nationalsozialismus zufolge. Viele der sozialdemokratischen und 

kommunistischen Journalisten emigrierten noch vor dem „Anschluss“ aus Österreich.298  

Nach dem Berchtesgadener Abkommen wurde ein Gesetz eingeführt, das dem österreichischen Staat 

mehr Schaden als Nutzen brachte. Ab Februar 1938 durften keine Inhalte gedruckt werden, die den 
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inneren Frieden oder die zwischenstaatlichen Beziehungen Österreichs zu einem anderen Staat 

gefährdet hätten. Somit entsprach man den Forderungen Hitlers, keine deutschfeindlichen Inhalte 

mehr drucken zu dürfen.299 Nach dem „Anschluss“ konnte die NS-Presse an Einstellungen anknüpfen, 

die schon zuvor Einzug gefunden hatten in die österreichischen Zeitungen. Diese reichten von 

Antisemitismus über Antikommunismus bis hin zu antidemokratischen und autoritären bzw. 

faschistischen Haltungen.300  

5.1.1 Entwicklung der illegalen NS-Presse 

Für Oberösterreich werden drei Phasen der illegalen Presse vom Juliputsch bis zum Juliabkommen 

genannt, die aber, wie sich an folgenden Beispielen zeigen wird, auf ganz Österreich umgelegt werden 

können. Die erste Phase ist dabei die Phase der Verunsicherung und dauert vom Juliputsch bis Ende 

1934. Ihr folgt die Konsolidierungsphase von Anfang 1935 bis Herbst 1935. Die dritte Phase ist die 

Phase der Vereinheitlichung von Herbst 1935 bis zum Juliabkommen 1936.301 Nicht beachtet wird 

dabei jedoch die Phase vom Verbot der NSDAP bis zum Juliputsch. 

Diese erste Phase der nationalsozialistischen Propaganda vor dem Juliputsch zeichnete sich durch ihre 

heftige und laute Art aus, vor allem in der Zeit zwischen Juni 1933 und Februar 1934.302 Die illegalen 

Aktivitäten gingen jedoch nach dem Juliputsch in ganz Österreich zurück, damit auch die 

Pressetätigkeit. In der Konsolidierungsphase wurde eine innere Stabilisierung der Organisation 

versucht. Dafür wurden Schulungsbriefe für örtliche Parteifunktionäre herausgegeben. Sie enthielten 

Organisationsanweisungen, regelten Dienstwege und stellten Richtlinien für die Propagandaarbeit auf. 

Vereinheitlichung erreichte man jedoch erst 1936.303 Auch die Flugschriften-Propaganda nahm 

zwischen 1934 und 1937 ab und steigerte sich erst wieder in den Monaten vor dem „Anschluss“. Vor 

allem in den letzten Wochen davor stieg die Zahl der Flugblätter. Einer baldigen Machtergreifung durch 

die Nationalsozialisten war man sich in diesen Flugblättern sicher.304 Versuchte man zu Beginn noch, 

Tageszeitungen zu schaffen, änderte sich diese Taktik bald. Schon nach kurzer Zeit wurden nur noch 

meist wöchentlich erscheinende Zeitungen für die einzelnen Bundesländer gedruckt.305  

Obwohl auch die Zahl der Flugschriften und Flugblätter zurückging, beschränkte sich die illegale 

Agitation nach dem gescheiterten Juliputsch hauptsächlich auf die Flugschriftenpropaganda. Die 
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terroristischen Methoden aus den Jahren davor fielen weg. Mit den Bestrebungen der NSDAP, sich zu 

reorganisieren, begannen im Dezember 1934 auch die illegalen Propagandaschriften unkoordiniert 

anzuschwellen. Viele kleine Zellen der NSDAP begannen, selbst Propagandamaterial herzustellen. Die 

vielen verschiedenen Schriften hatten zwar für die Partei den Vorteil, dass es so wirkte, als wären sie 

auch im Untergrund stark und präsent, gleichzeitig aber auch den Nachteil, dass falsche und sich 

widersprechende Meldungen herausgegeben wurden. Von Wien aus wollte man daher ab 1935 die 

Pressearbeit steuern.306  

Ab Mitte 1935 wurde die illegale nationalsozialistische Presse tatsächlich zentral gesteuert und es 

wurde eine einheitliche Nachrichten- und Meinungsbildung bemerkbar.307 Wollte man mit einer 

Vielfalt an Erzeugnissen ab 1934 noch den Eindruck erwecken, weite Verbreitung zu finden und eine 

große Anhängerschaft zu haben, versuchte man durch die Zentralisierung und Reduzierung der 

verschiedenen Presseerzeugnisse den Eindruck zu vermitteln, eine illegale Organisation mit 

gefestigtem Pressewesen zu sein.308 

Die späteren Phasen der nationalsozialistischen Propaganda waren sanfter und fokussierten die 

Organisation und den Ausbau der Partei. Gegen diese subtilere Art der Propaganda war es schwerer 

anzukämpfen als gegen die laute Propaganda, die zuvor betrieben wurde.309 Nach dem Juliabkommen 

verlagerte sich der Schwerpunkt der Propagandaarbeit auf die Herausgabe des „Österreichischen 

Beobachters". Das geschah im Rahmen der Zentralisierung der Presse. Der „Österreichische 

Beobachter" blieb das zentrale NSDAP-Organ bis zum „Anschluss".310 Neben der Steiermark erschien 

er auch in Wien, Burgenland und in einer Alpenländischen Ausgabe, die Oberösterreich, Salzburg, Tirol 

und Vorarlberg miteinschloss. Da die NSDAP in der Steiermark viele Anhänger hatte, war auch die 

Verbreitung der illegalen Presseerzeugnisse groß.311  

In der Steiermark gab es daneben trotz zentraler Steuerung unbeeinflusste Artikel.312 Sie nahm eine 

Sonderstellung ein, was die Erzeugnisse von nationalsozialistischer Presse betraf. Hier wurden Artikel 

publiziert, die einerseits scheinbar unabhängig von der Wiener Zentrale und gleichzeitig noch schärfer 

als deren offizielle Artikel waren. Andererseits blieb die Vielfältigkeit der Erzeugnisse auch nach der 

Vereinheitlichung bestehen.313 In der Steiermark gab es in der Anfangszeit der Illegalität kein 
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„Hauptorgan" oder ein anderes regelmäßiges Presseerzeugnis der NSDAP. Stattdessen wurden 

Schriften aus Deutschland eingeschmuggelt.314 Das Wochenblatt „Der Kampf" stellte seine Tätigkeiten 

nach dem Verbot vorläufig ein, publizierte aber schon ab Herbst 1933 wieder. Bis zum Juliputsch 

erschien das Blatt wöchentlich mit einer Auflage von 3000 Exemplaren. Mit „Der Angriff", einer Zeitung 

die ab 1935 in der Steiermark erschien, wurde der „Österreichische Beobachter" in der Steiermark als 

Hauptorgan abgelöst. Daneben gab es noch lokale Erzeugnisse, die aber nicht regelmäßig 

erschienen.315 Hauptsächlich wurde die NS-Propaganda in der Steiermark von der illegalen SA 

getragen, die nach dem Verbot versuchte, ihre Bedeutung beizubehalten.316 

Deutschland unterstützte die österreichischen Nationalsozialisten in ihrer Propagandatätigkeit von 

Deutschland aus. Es wurde versucht, in der Öffentlichkeit ein nationalsozialistisches Österreichbild zu 

vermitteln. Damit sollte Verständnis dafür geschaffen werden, Österreich an Deutschland 

anzuschließen. So wurde die österreichische Selbstständigkeit in Frage gestellt und der 

gesamtdeutsche Gedanke vermittelt. Außerdem wurde das öffentliche Leben in Österreich kritisiert 

und der österreichische Nationalsozialismus bekam publizistische Unterstützung durch Deutschland. 

Durch das Juliabkommen wurden nach einiger Zeit des Verbotes wieder fünf deutsche Zeitungen in 

Österreich erlaubt und somit auch die genannten Tendenzen zusätzlich von Deutschland aus in 

Österreich verbreitet.317  

5.2 Art der Erzeugnisse 

Der Presse kam in der Illegalität deshalb erhöhte Bedeutung zu, da andere Propaganda, wie z. B. 

Radiosendungen, Demonstrationen oder gesetzeswidrige Plakate, schwerer umzusetzen war.318 In der 

Illegalität gewannen Korrespondenzen, Informationsbriefe und Rundschreiben an Bedeutung. Sie 

übernahmen oft die Funktion von beschlagnahmten Organen. Auch Flugblätter und Flugschriften 

spielten eine wichtige Rolle. Dabei mussten Herstellung und Vertrieb immer verborgen und unauffällig 

geschehen können.319 Als Unterkategorie der Flugblätter gab es auch noch kleine Streu- und 

Klebezettel, auf denen jeweils ein Satz bzw. eine Parole geschrieben stand. Außerdem war auf ihnen 

meistens ein Hakenkreuz als Erkennungszeichen. Diese Streu- und Klebezettel wurden auf den Straßen 

verstreut oder an Stellen angebracht, die gut sichtbar waren. Meistens erfolgten solche Aktionen bei 

Nacht. Die Zettel gaben den Nationalsozialisten die Möglichkeit, auffällig und in rasch erfassbarer 
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Form, eigene Ideen an die breite Masse zu bringen. Sie demonstrierten damit außerdem ihre Aktivität 

und Stärke auch in der Illegalität.320  

Organisatorisch kann zwischen zentraler, regionaler und lokaler Propaganda oder Presse 

unterschieden werden. Die Mittel der zentralen Propaganda waren hauptsächlich Flugblätter, 

Broschüren und periodische Zeitungen. Sie wurde außerdem von München aus gesteuert und auch 

dort hergestellt. Die regionale Propaganda wurde hingegen in Österreich hergestellt. Sie bestand 

hauptsächlich aus hektographierten Lokalzeitungen und Flugzetteln. Die Tendenzen waren die 

gleichen wie in der zentralen Propaganda. Die Verteilung erfolgte durch persönliche Verteilung auf 

Fahr- oder Motorrädern und durch die direkte Weitergabe. Die lokale Propaganda war vielfältiger und 

beschränkte sich nicht auf Geschriebenes.321  

Die vielfältige nationalsozialistische Presse vom Parteiverbot bis zum Juliputsch war mitunter schädlich 

für die Ziele der Partei. Den AutorInnen fehlte der Überblick über das politische Geschehen und oft 

publizierten sie Meinungen, die vom Standpunkt der Partei abwichen oder gar Falschmeldungen 

waren.322  

Neben illegalen Presserzeugnissen wurde auch in legalen Tages- und Wochenzeitungen 

nationalsozialistisches Gedankengut verbreitet. Auch sie spielten deshalb eine Rolle als 

Propagandamittel.323 Die Pressearbeit der Nationalsozialisten verteilte sich somit auf zwei Ebenen. Es 

wurden einerseits illegale Presseerzeugnisse hergestellt und verbreitet und andererseits „getarnte" 

Blätter herausgegeben. „Getarnte“ Blätter waren jene Zeitungen, die eine großdeutsch-liberal-

nationale Linie verfolgten. Sie wurden zwar durch die Regierung kontrolliert, konnten dennoch 

nationalsozialistische Inhalte, mit unterschiedlicher Radikalität was Inhalt und Stil betrifft, verbreiten. 

„Getarnte“ Blätter waren aber nicht nur Zeitungen, die schon existierten, es kam auch zu 

Neugründungen durch die Nationalsozialisten.324 Mit ihnen konnten die Behörden oftmals überlistet 

werden und nationalsozialistische Inhalte gedruckt werden.325  

Die Nationalsozialisten hatten es in der Pressearbeit während dem Verbot leichter als linke politische 

Gruppierungen. Das lag daran, dass sie legale „Stützpunkte" hatten, wie etwa die deutschnationalen 

Zeitungserzeuger und -herausgeber, die die Nationalsozialisten unterstützten. Viele deutschnational 

gesinnte Zeitungen stellten sich den Nationalsozialisten zur Verfügung und druckten solche Inhalte. 

                                                           
320 Vgl. Lewonig, Publizistik S. 192. 
321 Vgl. Jagschitz, Putsch, S. 40-41. 
322 Vgl. Hübener, Presse, S. 56. 
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Durch verschärfte Maßnahmen verschwanden die getarnten NS-Presseerzeugnisse allerdings wieder 

von der Bildfläche.326  

Flugblätter wurden herausgegeben zu konkreten Anlässen mit nur einer Meldung, aber auch als 

Informations- und Propagandablätter mit mehreren Themen. Oft trugen sie auch eine Kennzeichnung 

und erschienen nicht komplett anonym. So wurde die NSDAP oder der Name eines bestimmten 

Gebietes oder Kreises angegeben. Mit „Landesleitung" wurden jene Flugblätter gekennzeichnet, die 

die nach München geflüchtete Landesleitung der Nationalsozialisten herstellte und die auch in der 

Steiermark in Umlauf gebracht wurden.327 Auch hier gab es äußerlich viele Unterschiede zwischen den 

Flugblättern. Sie hatten verschiedene Schrifttypen, Größen, anderes Papier und wechselten die 

Aufmachung häufig. Manche wurden handgeschrieben, es gab aber auch maschinengeschriebene. 

Einige wurden auch hektographiert oder gedruckt. Der Umfang betrug zwischen einer und vier 

Seiten.328  

Auch bei den Zeitschriften, die durch illegale Parteien erschienen, wurden verschiedene Arten 

unterschieden. Relevant ist hier vor allem die politische Zeitschrift. Für sie war Politik Handeln zum 

Machterwerb und Machtgebrauch.329 Als eine Unterkategorie der politischen Zeitschrift gab es zum 

Beispiel die politische Kampfschrift. Sie hatte ein festes politisches Programm und Ziel. Der Wille zum 

politischen Kampf zeigte sich in ihr. Die Zeitschriften waren oft scharf und polemisch und wirkten 

überspitzt kämpferisch. Sachliche Argumentation war nebensächlich, wichtiger war die 

kompromisslose Meinungsführung. Von verschiedenen Seiten und mit verschiedenen Sachverhalten 

wurde versucht, klar zu machen, dass der Kampf, den die Zeitschrift verfolgte, der einzig richtige war. 

Die äußere Form war dabei nebensächlich.330 Die Idee sollte möglichst wirksam vermittelt werden. Die 

Kampfschrift war aus diesem Grund meist auch sehr publikumswirksam.331 Die Wirkung beschränkte 

sich allerdings auf einen engen, festen Leserkreis, der im Grunde genau diese einseitige Sichtweise 

lesen wollte. Die Lektüre sollte gegen Angriffe wappnen, Weisungen geben und führen.332 

Neben der politischen Kampfzeitschrift wird auch die staatswissenschaftliche Zeitschrift genannt. Sie 

versuchte, Politisches objektiv zu betrachten und zu analysieren. Außerdem sollten für politische 

                                                           
326 Vgl. Hübener, Presse, S. 36-39. 
327 Vgl. Lewonig, Publizistik, S. 190. 
328 Vgl. Lewonig, Publizistik, S. 191. 
329 Vgl. Seifried Gerhard, Illegale Publizistik der verbotenen Parteien in Kärnten von 1933 bis 1938, Dissertation. 
Wien 1985, S. 90. 
330 Vgl. Hübener, Presse, S. 48–49. 
331 Vgl. Seifried, Publizistik, S. 91. 
332 Vgl. Groth Otto, Die unerkannte Kulturmacht. Grundlegung der Zeitungswissenschaft (Periodik) 7. Das Wirken 
des Werkes 3. Das Werk im Ganzen der Kulturgesellschaft. Berlin 1972, S. 55-56. 
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Aktionen wissenschaftstheoretische Grundlagen gefunden werden. Die Themen waren dabei der 

einzige Hinweis auf eine politische Richtung.333  

Die Parteizeitschrift, die ebenfalls als eine Gattung der politischen Zeitschriften angeführt wird, ähnelte 

der politischen Kampfzeitschrift. Sie wollte politische Interessen und Ziele durch aktives Handeln 

durchsetzen. Die Parteizeitschrift lehnte sich an eine Partei oder Gruppe an. Das heißt sowohl Kampf- 

als auch staatswissenschaftliche Zeitschrift konnte zugleich auch Parteizeitschrift sein. Diese kann noch 

unterschieden werden in parteigebundene- oder Parteirichtungs-Presse. Die parteigebundene Presse 

war mit der Partei finanziell und rechtlich verbunden, diente dieser und fungierte als Parteiorgan. Sie 

war in den Parteiorganismus eingegliedert. Die Parteirichtungs-Presse war selbstständig, 

sympathisierte aber mit den Ideen einer Partei und setzte sich für die Verwirklichung der politischen 

Ziele ein.334  

5.3 Aufbau und Stil 

Äußerlich unterschieden sich die einzelnen Presserzeugnisse sehr voneinander. Nur wenige waren 

professionell hergestellt, etwa mit Fotos oder Karikaturen. Meistens wurden sie hektographiert 

hergestellt und die Köpfe mit Hand gezeichnet. Oft waren die Presseerzeugnisse außerdem voll mit 

Grammatik- und Rechtschreibfehlern. Dies gilt vor allem für Erzeugnisse von vor 1934. Die illegale 

nationalsozialistische Presse war zu diesem Zeitpunkt noch kaum koordiniert.335  

Aus Papiermangel und um sie unauffälliger verwahren zu können, wurden die Blätter großteils in 

einem kleinen Format gedruckt. Meistens war die Schrift außerdem sehr klein, um Platz zu sparen. Im 

Inland produzierte Blätter wurden hauptsächlich hektographiert und nur selten gedruckt. Es kam aber 

auch vor, dass hektographierte Blätter plötzlich gedruckt wurden oder dass das Format sogar 

mehrmals wechselte. Die Anonymität ist ein weiteres Charakteristikum der illegalen Presse. Manche 

Autoren arbeiteten unter einem Synonym, meistens schienen aber weder Redakteure, Herausgeber, 

Verleger oder Druckort auf. Teilweise sind die Namen der führenden Parteijournalisten dennoch 

bekannt.336  

Auch die meisten Lokalblätter wurden in hektographierter Form herausgegeben, da man keine 

professionellen technischen Hilfsmittel zur Verfügung hatte. Die Auflage der Lokalblätter ist schwer zu 

rekonstruieren, da es keine Angaben dazu gibt. Der Mangel an Material lässt aber darauf schließen, 

dass die Auflagen relativ gering waren. Die Lokalblätter bestanden aus zwei bis zehn Seiten, Größe und 
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Material des Papieres wechselten oft. Auf Überschriften wurde häufig verzichtet, um mehr Platz für 

den Inhalt zu haben.337 

Die Themen waren in den Lokalblättern die gleichen wie in den Hauptorganen. Sprachlich waren sie 

jedoch schroffer, derber und volkstümlicher und zeichneten sich durch gravierende orthographische 

Fehler aus. Das weist darauf hin, dass die Autoren aus allen Schichten der Bevölkerung kamen und 

Laien waren, was die Herstellung von Presseerzeugnissen betraf.338  

Vom Stil her wurden oft vereinfachende, verallgemeinernde oder konzentrierte Darstellungen 

verwendet. Gewisse Argumente wurden ständig wiederholt und auch unbewiesene Behauptungen 

aufgestellt. Unangenehme Tatsachen wurden wiederum verschwiegen. Außerdem wurde die 

Schlagwortbildung angewandt, um treffende, wirksame Formulierungen zu bekommen.339 

Wiederkehrend sind etwa Parolen, Schlagworte und Aufrufe, die durch ihre Formatierung 

hervorstechen. Sie sind fett gedruckt und meistens unterstrichen oder umrahmt. Ebenso unterbrechen 

sie den Text oder stehen am oberen oder unteren Rand des Textes. Es sind dies beispielsweise Parolen 

gegen die Regierung, gegen Juden, Sozialisten und Kommunisten oder Parolen in eigener Sache. Sie 

sind meistens imperativistisch.340  

Bei der nationalsozialistischen Propaganda wurde weniger der Verstand der Menschen angesprochen 

als an ihre Gefühle appelliert. Das Glauben war hierbei wichtiger als das Wissen. Das Glauben sollte 

daher gestärkt werden, indem möglichst glaubhafte Aussagen getroffen wurden, die allerdings nicht 

der Wahrheit entsprechen mussten. Die Emotionen der Menschen wurden beispielsweise durch 

Sprachbilder angesprochen. Gewisse Wörter fanden oft Einzug, wie etwa Vorsehung, Fügung, 

Gemeinnutz, Heldentum usw.341 Mit dieser Art der Propaganda, die versuchte, möglichst bildlich zu 

sein und die Vorstellungskraft der Menschen anzusprechen, geht ein primitives Menschenbild der 

Nationalsozialisten bzw. Hitlers einher. Propaganda sollte demnach möglichst einfach sein und 

Menschen auf der Gefühlsebene ansprechen.342 Charakteristisch ist auch die Taktik der 

Veränderlichkeit und der Anpassungsfähigkeit. Die Meinung konnte sich plötzlich ändern, sogar im 

Gegensatz zu programmatischen Grundsätzen der Nationalsozialisten stehen.343  

                                                           
337 Vgl. Lewonig, nationalsozialistische Publizistik, S. 418–419. 
338 Vgl. Lewonig, nationalsozialistische Publizistik, S. 418-419. 
339 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 76. 
340 Vgl. Hübener, Presse, S. 62–63. 
341 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 58. 
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5.4 Themen und Inhalt 

Die Themen glichen insgesamt mehr oder weniger denen vor dem Verbot der Nazi-Presse.344 Schon 

vor dem Verbot wurden tages- und kulturpolitische Themen ausgespart.345 Die Inhalte, die publiziert 

wurden, waren meist Informationen, die über die staatliche Presse nicht zu bekommen waren. Dazu 

gehörte Propaganda, die sich gegen den Staat richtete und auch Desinformationen, Fälschungen und 

Gerüchte. Die Presse war hauptsächlich politisch. Alles andere wurde nur nebensächlich behandelt.346 

Sie hatte rein propagandistische Zwecke. Die Berichte waren voll von Schuldzuweisungen und 

Verschwörungstheorien. Die Propaganda richtete sich zuvor noch verstärkter auf das Judentum und 

dessen vermeintliche Beherrschung der Finanzwelt und damit verbunden gegen Banken und Börsen. 

Innenpolitisch war auch vor dem Verbot der NSDAP der Angriff auf die Regierung ein immer 

wiederkehrendes Thema.347  

Die Reorganisation der illegalen NSDAP ging hauptsächlich vom radikalen Teil der Partei aus. Er war es 

deshalb auch, der vorwiegend verantwortlich war für die Erzeugung und Verteilung von 

Propagandamaterial, in dem dementsprechend jegliche Verständigungsversuche mit der Regierung 

abgelehnt wurden.348  

Das Thema des Kampfes gegen die Regierung und das „System" ist ein immer wiederkehrendes in der 

NS-Propaganda. Eine diesbezügliche Orientierung wurde in Weisungsblättern der Landesleitung und 

Gauleitung vorgegeben. Es sollte das Unrecht des „Systems“ aufgezeigt und verurteilt werden, 

Rechtsbrüche der Regierung an Beispielen aufgezeigt werden, „Volksverrat" des „Systems" an 

Beispielen nachgewiesen werden oder innere Ungereimtheiten in der Regierung hervorgehoben 

werden. Das gemeinsame Schicksal der Nationalsozialisten sollte betont werden, der 

Nationalsozialismus als die einzige Zukunft bewiesen und die Erfolge, die die Nationalsozialisten in 

Deutschland erzielt hatten, propagiert werden. Der Inhalt sollte außerdem an die Zielgruppen 

angepasst werden.349 Auch bei den Flugblättern dominierte als Thema der Angriff auf die 

österreichische Regierung und ihre Politik, die den ÖsterreicherInnen nur Not und Elend gebracht 

hätte.350 

Die NSDAP verstand es außerdem, ihre Propaganda den jeweiligen AdressatInnen anzupassen. Aus 

diesem Grund hatte die NS-Presse oft Sonderseiten, Beilagen oder Fachblätter für eine bestimmte 

                                                           
344 Vgl. Pauley, Weg, S. 119–120. 
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349 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 74–75. 
350 Vgl. Lewonig, Publizistik, S. 193, 195, 198, 201. 
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Gruppe oder Gesellschaftsschicht. Konstanten im Inhalt waren lediglich Antisemitismus, Rassismus, 

„Nationalismus“ und Imperialismus. Ansonsten konnten Inhalte auch sehr unterschiedlich und 

widersprüchlich sein. So standen sich etwa antisozialistische und vermeintlich sozialistische Inhalte 

gegenüber oder beispielsweise antikapitalistische und privatkapitalistische Elemente.351  

Ein Thema, das in der illegalen Presse sehr häufig aufgegriffen wurde, war der Anschluss Österreichs 

an Deutschland. Österreich wurde als souveräner Staat nicht ernst genommen. Wirtschaftliche 

Vergleiche mit Deutschland wurden hergenommen, um die Überlegenheit Deutschlands zu zeigen 

bzw. die Nachteile Österreichs hervorzuheben. Die wirtschaftliche Rückständigkeit Österreichs wurde 

beschworen und Österreichs Zustände als katastrophal beschrieben.352 

Die konkrete „Anschluss-Propaganda“ erfolgte jedoch subtil. Direkt wurde der Anschluss selten 

gefordert. Es wurde aber beispielsweise das Deutsche Reich auf allen Ebenen verherrlicht. Dessen 

Erfolge auf militärischer, politischer, diplomatischer und vor allem ökonomischer Ebene wurden 

betont.353 Eine diesbezügliche Anordnung kam im März 1934 aus Deutschland. Es sollte mehr positive 

Propaganda betrieben werden. Darunter wurde verstanden, die Erfolge Hitlers und der NSDAP in 

Deutschland hervorzustreichen.354 

Auch in den Flugschriften kam, wie auch in den periodischen Presseerzeugnissen, der Vergleich 

zwischen der erfolgreichen Hitler-Regierung und der schlechten Dollfuß-Regierung vor. Mit 

drastischen Beispielen wurde die österreichische Regierung schlecht gemacht und der vermeintliche 

Erfolg der Hitlerregierung aufgezeigt. Einige Flugblätter hatten auch das Verbot der eigenen Partei und 

die illegale Propagandatätigkeit zum Thema. Das Bestehen der NSDAP trotz Verbot wurde betont und 

die Ungerechtigkeit, dem dieses zugrunde liegt. Der baldige Sieg der Nationalsozialisten in Österreich 

war ab kurz nach dem Verbot ein ständiges Thema in den Flugblättern.355  

Weiters wurde ein Personenkult um Adolf Hitler betrieben. Dabei wurde auch das „Österreich-Tum" 

Hitlers hervorgehoben. Einen weiteren Punkt stellt der Kult um den „gesamtdeutschen Gedanken" dar. 

Immer wieder wurde betont, die ÖsterreicherInnen würden eigentlich zum „deutschen Volk“ gehören. 

Die österreichische Selbstständigkeit wurde im Gegenzug nicht ernst genommen. ÖsterreicherInnen 

als solche würde es nicht geben und Österreich wäre als eigener Staat nicht überlebensfähig. Immer 

wieder findet sich auch Hetze gegen Italien, das für die Unabhängigkeit Österreichs garantieren 

                                                           
351 Schwarz Robert/Botz Gerhard, "Sozialismus" der Propaganda. Das Werben des "Völkischen Beobachters" um 
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354 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 107. 
355 Vgl. Lewonig, Publizistik, S. 193, 195, 198, 201. 
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sollte.356 Dieses Thema wurde aber nur solange behandelt, bis sich Deutschland und Italien einander 

annäherten.357 In den größeren Städten wurde in der Presse auch die Kirche angegriffen. Hier war die 

Aufnahmefähigkeit für dieses Thema in der Bevölkerung gegeben, in kleineren Provinzen wurde Kritik 

an der Kirche ausgespart.358 

Das Juliabkommen war innerhalb der NSDAP ein heikles Thema. Viele Nationalsozialisten fühlten sich 

verraten von Hitler, der ein Abkommen mit Schuschnigg abschloss, das vermeintlich nichts dazu 

beitrug, den Nationalsozialismus in Österreich an die Macht zu bringen. In der Presse wurde versucht, 

dieser negativen Stimmung gegenüber dem Juliabkommen entgegenzuwirken.359  

5.5 Funktion, Wirkung und Verbreitung 

Illegale Propagandaschriften haben mehrere Funktionen für eine politische Gruppe. Sie demonstrieren 

Präsenz in der Öffentlichkeit trotz des Verbotes der Partei. Weiters stellen sie die Glaubwürdigkeit und 

Macht der Behörden in Frage, was durch periodisch erscheinende Druckerzeugnisse verstärkt wird.360 

In einem kleineren Kreis werden Zuversicht und Begeisterung geschürt und revolutionäre Stimmungen 

erzeugt.361 Die SA nutzte zwischen Herbst 1933 und Jänner 1934, in einer Zeit heftigen Terrors, 

Flugblätter, um damit die Mitglieder zu permanentem Terror aufzurufen.362 

Um das Bild einer Bewegung aufrechtzuerhalten, wurde eine ständige Kampfsituation simuliert. Der 

Eindruck einer einheitlichen Führung sollte ebenfalls bestehen bleiben. Die oppositionelle Haltung 

sollte vermittelt werden und die eigene verstärkt werden. Zusätzlich richtete sich die Agitation massiv 

gegen politische Gegner. Mit der Presse sollte das „Wir“-Gefühl gestärkt werden. Neue Anhänger 

anzuwerben war ebenfalls ein Ziel. Die Organisation sollte außerdem für eine spätere Legalisierung 

dynamisch gehalten werden.363  

Neuigkeiten waren in der NS-Presse eher nebensächlich. Es ging darum, Meinungen zu verbreiten. Es 

war ebenfalls nicht das Ziel, neue Mitglieder zu rekrutieren, sondern die Moral in den schon 

bestehenden Mitgliedern aufrechtzuerhalten und die Einheit und das Bestehen der Partei trotz 

                                                           
356 Im März 1934 unterzeichneten Italien, Ungarn und Österreich die sogenannten „Römischen Protokolle“. In 
ihnen wurde eine enge Zusammenarbeit zwischen den Ländern in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht 
festgelegt. Die Protokolle stellten außerdem eine indirekte Garantie für die Unabhängigkeit Österreichs dar. 
Italien deklarierte sich dabei als Schutzmacht Österreichs. Somit wurde Italien zum Angriffsziel der 
nationalsozialistischen Propaganda. Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 106. 
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Illegalität zu vermitteln.364 Auf den wenigen Seiten, die zur Verfügung standen, wurde versucht, 

möglichst viele politische Nachrichten und Berichte unterzubringen. Meldungen zu anderen Themen 

wie etwa Wirtschaft oder Kultur waren ebenfalls politisch angehaucht.365  

Mit Hilfe der Presseerzeugnisse wurde versucht, Kampfgeist und Widerstandswillen der NSDAP-

Mitglieder aufrechtzuerhalten. Einheit, Aktivität und Stärke der Partei wurden vorgetäuscht durch 

Vielfalt und weite Verbreitung der Erzeugnisse.366 Die Verteilung erfolgte einerseits durch die direkte 

Weitergabe unter den Nationalsozialisten, aber auch auf dem Postweg. So erhielten auch Beamte und 

Polizei nationalsozialistische Flugschriften, mit denen sie vom Nationalsozialismus überzeugt werden 

sollten.367  

Daneben wurde außerdem der Kontakt zwischen Führung und Anhängerschaft aufrechterhalten, was 

eine wichtige psychologische Funktion der Presse darstellte. Die Herstellung von Propagandamaterial 

bedeutete für die Partei außerdem Selbstbestätigung durch Aktionismus. Besonders wichtig war das 

für die NSDAP nach dem gescheiterten Putsch 1934. Inhalt und Wirkung waren dabei weniger wichtig. 

Es ging darum, die Moral bei den Mitgliedern zu heben und sie zu beschäftigen.368 Doch nicht nur 

gegenüber der Anhängerschaft sollte Einheit und Kraft der Nationalsozialisten demonstriert werden, 

sondern auch gegenüber der GegnerInnen, denen die Stärke der Nationalsozialisten gezeigt werden 

sollte. Der Wille, die nationalsozialistischen Ziele weiter zu verfolgen, sollte ebenso zum Ausdruck 

gebracht werden.369 

Aber auch die Abwerbung bzw. Rekrutierung neuer Mitglieder spielte eine Rolle in der NS-Propaganda 

und –Presse, wenn auch eine kleine. Die Zielgruppen waren vor allem Arbeiter, Bauern, Beamte, 

Exekutive und die Jugend.370  

Im März 1934 erschien beispielsweise im zweiten Jahrgang die „Hochschulwacht". 

Sozialdemokratische Studierende sollten nach der Niederlage der Sozialdemokraten im Februar 

1934371 für die NSDAP gewonnen werden. Grundsätzlich wurde ab diesem Zeitpunkt viel um die 

                                                           
364 Vgl. Spann, Flugschriftenpropaganda, S. 188-189. Lewonig, Publizistik, S. 92.  
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Wien 2005, S. 421-425. Goldinger Walter/Binder Dieter Anton, Geschichte der Republik Österreich 1918-1938. 
Wien 1992, S. 210-228. 
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Sozialdemokraten und ihre Anhängerschaft geworben.372 Die Arbeiterschaft sollte zum Beispiel vom 

Nationalsozialismus überzeugt werden, indem Themen wie die Erfolge in der Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit durch Hitler vorkamen. Außerdem wurden abermals deutsche und österreichische 

Zustände gegenübergestellt und die Errungenschaften Hitlers bezüglich sozialer Rechte der Arbeiter 

hervorgehoben. Man bemühte sich vor allem um die Gunst der sozialdemokratischen Arbeiter, indem 

man meinte, der Nationalsozialismus wäre der wahre Sozialismus. Im Werben um die Arbeiterschaft 

hatten sie allerdings Konkurrenz von den Sozialdemokraten und den Kommunisten.373  

Im Werben um die Bauern war ebenfalls die wirtschaftliche Lage ein Hauptthema, welches für 

propagandistische Zwecke benutzt wurde. Betont wurde die angebliche Bauernfeindlichkeit der 

Regierung, diverse Förderungen als nur unzureichende Almosen bezeichnet. Außerdem gab es 

gegenüber vaterlandstreuen Bauern Boykottmaßnahmen, die den Export nach Deutschland für sie 

erschwerten. Bei Beamten und Exekutive wurde versucht, sie zu mehr Nachsehen und Milde zu 

bringen, was den Nationalsozialismus betraf. Es wurde die Illegalität der Regierung und deren 

Missbrauch des Polizeiapparates gegenüber dem Volk betont. Zusätzlich wurde Unzufriedenheit auch 

hier bezüglich der wirtschaftlichen Lage der Exekutive geschürt.374  

Die Wirkung der Propaganda ist nur schwer zu erfassen. Laut Berichten fand die Propaganda großen 

Anklang in verschiedenen Bevölkerungsgruppen. Vor allem bei der jüngeren Generation und hier bei 

den höher gebildeten hätte der Nationalsozialismus im Vordergrund gestanden, während in anderen 

Bevölkerungsschichten Antisemitismus und Militarismus großen Anklang fanden. Als Träger des 

Nationalsozialismus wurde die Studentenschaft gesehen, welche nach dem Studium keine Möglichkeit 

auf einen Beruf sah. Daneben jedoch auch die niedere Beamtenschaft oder arbeitslos gewordene 

Privatangestellte, Kleinunternehmer oder die wirtschaftlich schlechter gestellten Gebirgsbauern.375  

Die Auflage der Erzeugnisse hing weniger von der Leserschaft als am Vorhandensein von Papier ab 

oder von gewissen Sicherheitsfaktoren. Eine Zeitschrift wurde oft von mehreren gelesen, deshalb auch 

die Aufforderung auf den meisten Erzeugnissen, sie weiterzugeben und nicht aufzubewahren oder zu 

vernichten. Die Auflage von überregionalen Erzeugnissen betrug teilweise über mehrere tausend 

Exemplare, lokale Erzeugnisse umfassten zwischen 100-2000 Exemplare.376 Oft erschienen illegale 

Presseerzeugnisse nicht regelmäßig. Auch wenn als regelmäßig geplant, kam es oft zu einer 

sporadischen Folge von Blättern. Diese konnten und können nur durch Titel, Kontinuität der politisch-

                                                           
372 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 107. 
373 Vgl. Spann, Flugschriftenpropaganda, S. 191. 
374 Vgl. Spann, Flugschriftenpropaganda, S. 192. 
375 Vgl. Spann, Flugschriftenpropaganda, S. 196. 
376 Vgl. Hübener, Presse, S. 250. 
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weltanschaulichen Haltung und eventuell die äußere Aufmachung als zusammengehörig identifiziert 

werden.377  

Die Verbreitung der Lokalorgane beschränkte sich auf den jeweiligen Kreis oder die jeweilige Region 

(im Gegensatz zu „Der Kampf" und „Der Angriff", den beiden steirischen Hauptorganen, die über die 

ganze Steiermark verbreitet wurden). Sie enthielten Informationen zum jeweiligen Gebiet.378 

Die Verbreitung der illegalen Presseerzeugnisse fand auf verschieden Art und Weise statt. Aus 

Deutschland eingeschmuggelte Erzeugnisse wurden beispielsweise mit Lastwägen in Weinfässern, 

Gemüsesteigen oder Milchkannen versteckt transportiert. Auch bestimmte Chauffeure diverser 

Busunternehmen halfen dabei, Propagandamaterial und Weisungen aus Deutschland zu 

transportieren.379  

6. „Der Aufbruch“ 

Die Flugschrift „Aufbruch“ oder „Der Aufbruch“ ist eine in drei Ausgaben überlieferte 

nationalsozialistische Flugschrift. Sie wird von den AutorInnen als nationalsozialistisch deklariert. Die 

Ausgaben stammen aus dem Jahr 1934 bzw. 1937, also aus der Zeit, in der das Betätigungsverbot der 

NSDAP galt. Die Flugschrift ist demnach als illegales Presseerzeugnis zu identifizieren. Alle drei 

analysierten Ausgaben sind durch Polizeiakte überliefert, wobei die beiden Ausgaben von 1937 

zusammen mit anderem nationalsozialistischen Propagandamaterial jeweils bei Privatpersonen 

gefunden wurden.  

Die Ausgabe aus dem Jahr 1934 wurde im Mai 1934 in den Vereinsräumen des „Vereins Deutscher 

Studenten“ in Graz ausgehoben, deren Mitgliederzahl man auf circa 80 Personen schätzte. Der Fund 

betrug zwei Pakete mit je 310 Stück. In den Räumlichkeiten des Vereins wurde außerdem ein 

Hakenkreuz aus Pappendeckel gefunden. Mit dem Fund der Flugschriften wurde die Auflösung des 

Vereins beantragt, da dieser, wie erwähnt wird, durch das Betreiben nationalsozialistischer 

Propagandatätigkeit eine „staatsfeindliche Haltung“ einnahm. Die Produktion konnte dem Verein 

allerdings nicht nachgewiesen werden. Zwar wurden eine Schreibmaschine und ein Abziehapparat 

beim „Verein Deutscher Studenten“ gefunden, laut Polizeibericht wurde die Flugschrift jedoch nicht 

mit diesen Geräten hergestellt oder vervielfältigt. Die Personen, die im Zuge der Aushebung 

festgenommen wurden, wurden „auf freien Fuß gestellt“, da sie nicht mit der Herstellung, Verbreitung 

oder Ähnlichem in Verbindung gebracht werden konnten. Laut Befragungen von Vereinsmitgliedern 

hatte der Verein nichts mit der Herstellung oder Verbreitung der Erzeugnisse zu tun, die Auflösung 

                                                           
377 Vgl. Lewonig, Publizistik, S. 85. 
378 Vgl. Lewonig, nationalsozialistische Publizistik, S. 418–419. 
379 Vgl. Blatnik, NS-Kommunikationsnetze, S. 138-139. 
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wurde dennoch beantragt.380 Der Verein legte gegen den Auflösungsbescheid381, welcher am 19. Mai 

1934 ausgestellt wurde, jedoch Berufung ein.382 Der Berufung wurde nicht stattgegeben und der 

Verein mit September 1934 tatsächlich behördlich aufgelöst.383  

Der Antrag auf die Beschlagnahmung der Ausgabe von November 1937 erfolgte aufgrund des Inhaltes 

des Aufsatzes „Vor 14 Jahren“ und des Aufsatzes „An einen Richter“. Diese würden ein Verbrechen im 

Sinne der Störung der öffentlichen Ruhe darstellen. Die Druckschrift selbst wurde laut Strafakten bei 

zwei verschiedenen Personen gefunden, ist in den Akten jedoch nicht mitüberliefert.384 Auch die 

Ausgabe von Dezember 1937 stellte einen Tatbestand dar bezüglich einem „Vergehen gegen die 

öffentliche Ruhe und Ordnung“385. Die Anzeige gegen den Besitzer wurde am 3.2.1938 erstattet. Im 

Beschluss wurde lediglich die Beschlagnahmung der Schrift beschlossen. Auch hier liegt die 

beschlagnahmte Druckschrift dem Akt nicht bei.386 Zu erwähnen ist hier noch, dass in diesem Fall die 

Ausgaben nicht bei Studierenden gefunden wurden, die LeserInnenschaft also breiter gewesen sein 

dürfte. Zumindest geht dies aus jenen Akten hervor, bei denen Angaben zu Geburtsdatum und Beruf 

oder Ausbildung gemacht wurden.387 So wird über den 1910 geborenen W. F. als Beruf 

Molkereiarbeiter angegeben. Er gehörte somit zwar zur jüngeren Generation, war aber kein Student.388 

Auch zu S. F. finden sich Angaben zu Alter und Beruf. Dieser wurde 1981 geboren und war als 

Schuhmachergehilfe tätig. Weder Alter noch Beruf passen in diesem Fall also zur Zielgruppe der 

Studierenden.389 

6.1 Aufbau und Stil 

6.1.1 Ausgabe 1934 

Die Ausgabe von 1934 erschien im April in sechster Folge und betitelte sich mit „Kampfblatt des 

nationalsoz. deutschen Studentenbundes f. STM.“ Einzelne Herausgeber können somit zwar nicht 

                                                           
380 Vgl. Verein Deutscher Studenten in Graz, Auflösungsantrag, Graz 2.5.1934. Steiermärkisches Landesarchiv, 
LReg 206 Stu – 009, 1934, Verein Deutscher Studenten. 
381 Vgl. Verein Deutscher Studenten in Graz, Auflösung. Bescheid, Graz 19.5.1934. Steiermärkisches Landesarchiv, 
LReg 206 Stu -009, 1934, Verein Deutscher Studenten.  
382 Vgl. Berufung gegen den Bescheid vom 19.5.1934, Graz 8.6.1934. Steiermärkisches Landesarchiv, LReg 206 
Stu -009, 1934, Verein Deutscher Studenten.  
383 Vgl. Verein Deutscher Studenten in Graz, behördliche Auflösung, Berufung. Bescheid, Graz 1.9.1934. 
Steiermärkisches Landesarchiv, LReg 206 Stu -009, 1934, Verein Deutscher Studenten.  
384 Vgl. Antrags- u. Verfügungsbogen. Strafsache gegen A. U., Graz 18.2.1938. Steiermärkisches Landesarchiv, LGS 
Graz, Vr-718-1938. [Anm. d. A. Aufgrund der Anonymität werden auch in weiterer Folge nur die Initialen der 
Namen genannt.] 
385 Vgl. Strafsache gegen S. F., Steiermärkisches Landesarchiv, LGS Graz, Vr-668-1938. 
386 Vgl. Strafsache gegen S. F., Beschluss, Graz 5.2.1938. Steiermärkisches Landesarchiv, LGS Graz, Vr-668-1938. 
387 Dazu muss gesagt werden, dass die Akten nicht vollständig sind. Teilweise sind daher keine Angaben dazu zu 
finden. 
388 Vgl. Bestätigung, Hausdurchsuchung. Strafsache gegen W. F., Graz 1938. Steiermärkisches Landesarchiv, LGS 
Graz, Vr-718-1938. 
389 Vgl. Strafsache gegen S. F., Steiermärkisches Landesarchiv, LGS Graz, Vr-668-1938. 
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identifiziert werden, der NSDStB als Gruppe hingegen wies sich klar als für die Flugschrift 

verantwortlich aus. Angaben zu den AutorInnen der Beiträge finden sich keine. Grund dafür könnte 

die Angst vor Verfolgung sein, da es sich um illegale Erzeugnisse handelte390. Auch der Herstellungsort 

ist unbekannt. Auskunft über die Verbreitung geben nur der Auffindungsort Graz und die Angabe zum 

NSDStB Steiermark im Untertitel. Außerdem wird die Flugschrift im letzten Beitrag als „Bezirkszeitung 

für Steiermark“391 des NSDStB betitelt. 

In losen Zetteln im A4-Format verteilt sich der Inhalt der Flugschrift auf sieben Seiten. Der Text in der 

Flugschrift ist ohne aufwendige Formatierung und sehr aneinandergedrängt mit Schreibmaschine 

geschrieben. Überschriften sind, bis auf den Titel der Flugschrift, in gleicher Schriftgröße und gleichem 

Stil wie der Rest des Textes. Hervorhebungen im Text sind teilweise durch Unterstreichung von 

Wörtern oder Passagen gegeben. Teilweise ändert sich die Formatierung auch mitten im Text. So wird 

bei einem Beitrag am Beginn noch mit mehr Zeilenabstand geschrieben als in der zweiten Hälfte des 

Beitrags, was den Eindruck vermittelt als wäre die Formatierung aus Gründen des Platzmangels 

geändert worden. Lediglich auf der Titelseite wurde der Platz am Papier nicht komplett ausgenutzt. 

Illustrationen jeglicher Art finden sich in der gesamten Flugschrift nicht.  

Orthographische Fehler wurden im Nachhinein überschrieben oder gar nicht ausgebessert. Es finden 

sich einige Tippfehler in der gesamten Flugschrift. Untertitel und Angaben zur Ausgabe sind mit Hand 

hinzugefügt worden, so auch ein Hakenkreuz, das auf der Titelseite zu finden ist. Im Aufbau ist die 

Ausgabe damit in der Tradition der illegalen nationalsozialistischen Presse, die in dieser Phase noch 

sehr laienhaft gestaltet wurde. Klein gehaltene Überschriften, dicht aneinandergedrängter Text und 

laienhafte Formatierung lassen darauf schließen, dass es einerseits an Material fehlte und andererseits 

die HerstellerInnen keine professionellen AutorInnen oder Herausgeber waren.392  

Der Stil der Ausgabe zeichnet sich durch eine laute und kampflustige Art aus. Das Ziel der Flugschrift 

ist es, die LeserInnen zum Kampf für den Nationalsozialismus aufzufordern und bereitzuhalten. Darauf 

weist schon die Betitelung als „Kampfblatt“ hin. Das Wort „Kampf“ und damit assoziierte Begriffe wie 

„Helden“, „Opfermut“, „Mitkämpfer“, „Endkampf“ etc. ziehen sich durch die gesamte Ausgabe. In 

diesem Zusammenhang wirkt die Sprache in der Flugschrift stilistisch sehr geschwollen und 

aufgebauscht. So wird mit Sätzen wie „Nur im Süden des deutschen Volksraumes brennt noch die 

offene Wunde [sic!] mit fanatischem Glauben an unseren Führer kämpfen hier wir Deutsche 

Oesterreichs gegen die schwarze, rote Internationale um unser gesamtdeutsches Schicksal“ durch eine 

                                                           
390 Vgl. Spann, Flugschriftenpropaganda, S. 188. 
391 Aufbruch. Kampfblatt des nationalsoz. deutschen Studentenbundes f. Stm., April 34, Steiermärkisches 
Landesarchiv, LReg 206 Stu – 009, 1934, Verein Deutscher Studenten. (In weiterer Folge zitiert als: Aufbruch, 
April 1934.). 
392 Vgl. dazu Kapitel 5.3 Aufbau und Stil 
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enorm hochgestochene und bildlich aufgeladene Sprache die Emotionalität der LeserInnen 

angesprochen. Dazu tragen zahlreiche verstärkende Adjektive wie in diesem Fall „fanatisch“ bei. 

Begriffe wie „Schicksal“ vermitteln darüber hinaus den Eindruck, es gäbe keine Alternativen. Dass das 

Ansprechen der Emotionalität der Menschen wichtig war, beweist auch, dass Gedichte Einzug in die 

Ausgabe fanden. Innerhalb dieser Ausgabe sogar zwei, wovon eines den ganzen Platz der Titelseite 

beansprucht. Ist der Text ansonsten eher dicht, wurde hier den drei Versen sehr viel Platz gewidmet. 

Beim zweiten handelt es sich um ein Lied, dessen Text in der Flugschrift abgedruckt wurde.  

In der Flugschrift wird außerdem mit vielen Sprachbildern gearbeitet, die oft übertrieben hochtrabend 

wirken. So etwa, wenn die Rede von den „Marxistischen Parteibonzen“ ist, die „das Elend der Arbeiter 

brauchten und ausnutzten, um selbst mächtiger zu werden“ und so wurde für sie „diese Not der 

Nährboden für ihr eigenes Gedeihen“393.  

Sachlicheren Stil weisen jene Teile der Flugschrift auf, die einer Berichterstattung ähneln sollten, wie 

Neuigkeiten in der Wirtschaft. Von objektiver Berichterstattung kann aber dennoch nicht die Rede 

sein. So werden beispielsweise Informationen zur wirtschaftlichen Lage Deutschlands und Österreichs 

angegeben, ohne Referenzen, woher diese stammen. Außerdem ist auch dieser Bericht eindeutig 

politisch angehaucht und zum Zweck der Propaganda abgedruckt. 

6.1.2 Ausgaben 1937 

Die Zählung der Ausgaben beginnt hier wieder von vorne. So erschien die Ausgabe im November 1937 

im ersten Jahr in erster Folge394 und im Dezember 1937 im ersten Jahr in zweiter Folge395. Der Untertitel 

„Kampfblatt“ ist in den Ausgaben nicht mehr zu finden. Außerdem fehlt die Angabe zu eventuellen 

Herausgebern ganz. Die Flugschrift wurde somit komplett anonym herausgegeben. Die Identifizierung 

als nationalsozialistische Zeitschrift ist jedoch aufgrund des Inhaltes möglich. Aufgrund der Kontinuität 

der politisch-weltanschaulichen Haltung und des gleichen Titels kann davon ausgegangen werden, dass 

es sich um die gleiche Flugschrift handelt, wie jene aus dem Jahr 1934.396  

Im Format unterscheiden sich die Ausgaben von 1937 von jener von 1934. Die jüngeren Ausgaben sind, 

gedruckt auf ein gefaltetes A4-Blatt, kleiner und haben mit vier Seiten einen geringeren Umfang. Die 

Ausgaben von 1937 wirken in ihrer Gestaltung schon wesentlich professioneller als die Ausgabe von 

1934. Die Formatierung wirkt näher an der einer professionellen Zeitschrift. Absätze wurden gemacht, 

Überschriften sind durch Größe und Schriftstärke hervorgehoben. Die Schrift ist zwar, angepasst an 

                                                           
393 Aufbruch, April 34, S. 2. 
394 Der Aufbruch, 1. Jahr November 1937, 1. Folge. Steiermärkische Landesbibliothek, Mikroverfilmte 
Zeitschriften Nr. 279. 127729 II AX 590. (In weiterer Folge zitiert als: Der Aufbruch, November 1937.). 
395 Der Aufbruch, 1. Jahr Dezember 1937, 2. Folge. Steiermärkische Landesbibliothek, Mikroverfilmte 
Zeitschriften Nr. 279. 127729 II AX 590. (In weiterer Folge zitiert als: Der Aufbruch, Dezember 1937.). 
396 Vgl. zur Identifizierung der illegalen Presseerzeugnisse Lewonig, Publizistik, S. 85.  
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das Format, wesentlich kleiner, allerdings nicht so dicht aneinandergedrängt wie noch in der Ausgabe 

von 1934. Es wurde in den jüngeren Ausgaben außerdem nichts im Nachhinein ausgebessert oder 

handschriftlich hinzugefügt. Die Flugschrift wirkt wie ein professionell hergestelltes Druckerzeugnis.  

Dass die jüngeren Ausgaben nicht mehr mit „Kampfblatt“ betitelt wurden, ist auf zeithistorische 

Hintergründe zurückzuführen. Die nationalsozialistische Presse war zu diesem Zeitpunkt in ihrer Art 

nicht mehr so provokant. Der gemäßigte Teil der NSDAP verfolgt schon das Ziel, die Partei gewaltlos in 

die Legalität überzuführen, was sich auch in der Propaganda niederschlug.397 Die zweite Phase der 

nationalsozialistischen Propaganda war schon wesentlich sanfter und argumentativer.398 Zumindest 

Letzteres ist auch am Beispiel des „Aufbruchs“ zu sehen. Bis auf den Titel wird jedoch auch in den 

jüngeren Ausgaben die radikale Linie weiterverfolgt.  

Stoppacher vermutet, dass es sich bei der Flugschrift um ein Erzeugnis von Nationalsozialisten handelt, 

die mit der Führung unzufrieden waren und zum radikalen Teil der NSDAP gehörten, die den neuen, 

sanften Kurs der Partei nicht guthießen. Das schließt er daraus, dass der Stil und die Sprache um einiges 

radikaler wären, als in anderen Presseerzeugnissen der NSDAP, so etwa dem „Österreichischen 

Beobachter“. Es wird offen zum Kampf und zum selbstständigen Handeln, das nun nach dem 

Juliabkommen notwendig wäre, aufgefordert.399 Blatnik meint sogar, „in seiner radikalen 

Ausdrucksweise stelle die Flugschrift alle bisherigen NS-Zeitungen in den Schatten.“400 Mit fett 

gedruckten und unterstrichenen Ausrufen wie „Mit der ‚Befriedung‘ ist es also aus“401, „Terror kann 

nur durch Terror gebrochen werden!“402 oder Zitaten wie „ Widerstände sind nicht da, daß man vor 

ihnen kapituliert, sondern daß man sie bricht“403 wurde die radikale, kampflustige Tradition der frühen 

illegalen Jahre fortgeführt. Es wurde allerdings versucht, die Kampfansagen konkret zu machen und zu 

argumentieren. Anstatt auf einen undefinierten „Endkampf“ hinzuweisen, werden hier konkrete 

Beispiele genannt, gegen die sich der Kampf richten sollte. So wird etwa mit „Terror kann nur durch 

Terror gebrochen werden!“ konkret auf die Vaterländische Front angespielt, die, wie man der 

Auffassung war, terroristische Politik gegen die Nationalsozialisten betrieb.404 Aus diesem Grund wäre 

eine Bekämpfung dieser auch legitim. 

Dass die VerfasserInnen mit der neuen, ruhigeren Linie der Partei nicht konform gingen, zeigt auch ein 

überspitzter und zynischer Beitrag über die „wahren“ Österreicher, die die Ideale der NSDAP verraten 

                                                           
397 Vgl. dazu Kapitel 5.1.1 Entwicklung der illegalen NS-Presse. 
398 Vgl. Pauley, Weg, S. 117.  
399 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 236. 
400 Blatnik, NS-Kommunikationsnetze, S. 174. 
401 Der Aufbruch, November 1937, S. 1. 
402 Der Aufbruch, November 1937, S. 4.  
403 Der Aufbruch, Dezember 1937, S. 1. 
404 Vgl. Der Aufbruch, November 1937, S. 4. 
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hätten. So ist die Rede davon, dass die kämpferischen Jahre vorbei wären. „Das war nur früher einmal 

so üblich, wo da einer so ein Buch geschrieben hat: Mein Kampf. Das ist jetzt alles vorbei. Heute 

arbeitet man bei uns viel sanfter, nicht so aufregend.“405 Im scharfen, zynischen Ton wird hier die neue 

Linie des einen Teiles der Nationalsozialisten angegriffen. 

Des Weiteren wird argumentiert, warum die Nationalsozialisten die Vaterländische Front nicht 

unterwandern sollten und warum ein Kampf besser bzw. notwendig wäre.406 Auch in der Ausgabe von 

November 1937 wird argumentiert, warum sich die Nationalsozialisten nicht der Vaterländischen Front 

anschließen. Hier ist allerdings kein expliziter Appell zu finden. Es wird Einheit und Geschlossenheit 

innerhalb der Nationalsozialisten suggeriert, wenn aufgezählt wird, „warum wir nicht in die V. F. 

gegangen sind und niemals gehen werden […]“407. Ein weiteres Beispiel dafür ist eine genaue 

Interpretation einiger Punkte des Juliabkommens aus nationalsozialistischer Sicht und konkrete 

Anweisungen, wie damit umgegangen werden soll. Das Heraushalten Hitlers aus der österreichischen 

Politik wird so interpretiert, dass nun die österreichischen Nationalsozialisten unabhängig und ohne 

internationale Vorwürfe gegenüber dem Deutschen Reich den Nationalsozialismus in Österreich an die 

Macht bringen könnten und einen Anschluss bezwecken könnten.408 Viele Nationalsozialisten waren 

nach dem Juliabkommen frustriert und fühlten sich von Hitler im Stich gelassen. Die 

Argumentationsweise in diesem Beitrag war eindeutig eine Antwort darauf, mit der man versuchte, 

die Moral unter den Nationalsozialisten aufrechtzuerhalten.  

Die Sprache ist in den Ausgaben ebenso sehr ausschweifend und ausschmückend und bedient sich 

überhöhenden Begriffen. Es ist beispielsweise die Rede von Hitler als „Führer und Retter des deutschen 

Volkes“ der nicht nur „Befreier aus Sklaverei und Hoffnungslosigkeit“ ist, sondern auch „Begründer 

eines neuen Glaubens und einer neuen Idee“.409 Gemeint ist in dieser Passage die von Hitler und den 

Nationalsozialisten angestrebte Volksgemeinschaft. Der Führerkult wird generell fast zu einem eigenen 

Glauben erhoben. So wird auch am Ende der zuvor zitierten Passage, hervorgehoben durch eine 

versmäßige Formatierung und fettgedruckt, anmutend wie ein Glaubensbekenntnis geschrieben: „ Wir 

glauben an den deutschen Idealismus und an die Anständigkeit unseres deutschen Volkes! Wir glauben 

an unseren geliebten Führer Adolf Hitler und wir glauben an den ewigen Bestand des deutschen 

Volkes!“410 Schuschnigg hingegen wird beschrieben als „ehrlose[r] Volksverräter“ „Eid= und 

Verfassungsbrecher“, „gewaltsame[r] Unterdrücker“ und sogar als Mörder.411  

                                                           
405 Der Aufbruch, November 37, S. 3. 
406 Vgl. Der Aufbruch, Dezember 37, S. 4. 
407 Der Aufbruch, November 37, S. 2. 
408 Vgl. Der Aufbruch, Dezember 37, S. 2. 
409 Der Aufbruch, Dezember 37, S. 1. 
410 Der Aufbruch, Dezember 37, S. 1. 
411 Der Aufbruch, Dezember 37, S. 2. 
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Der Appellcharakter bleibt auch in den jüngeren Ausgaben bestehen. In fast jedem Beitrag der 

Flugschrift wird zu bestimmten Aktionen aufgefordert. Die Sätze enden im Allgemeinen sehr oft mit 

Ausrufezeichen. So auch, wenn Personen oder Gruppen direkt angesprochen werden. Seien das die 

„Parteigenossen!“, die „Deutschen Eltern!“ oder die „friedlichen Österreicher!“.412 Aufgefordert wird 

etwa dazu, sich dem System entgegenzustellen und die Vaterländische Front zu boykottieren. „Leistet 

dem System und seinen Kreaturen Widerstand wo ihr nur könnt! Gebt der V. F. [Anm. Vaterländischen 

Front] bei Versammlungen, Aufmärschen und dergleichen laut die gebührende Antwort! Zeigt der 

Welt, daß nicht ‚Ruhe und geordnete Verhältnisse‘ in Österreich herrschen!“413, ist nur eine von vielen 

beispielhaften Passagen, in denen die LeserInnen zu Handlungen aufgefordert werden.  

6.2 Themen und Inhalt 

6.2.1 Ausgabe 1934 

Die Ausgabe beginnt mit einem Gedicht, dessen Inhalt Programm ist. Die LeserInnen werden in ihm 

zum Warten und Durchhalten bis zum „Endkampf“ aufgefordert. Denn wie es dort heißt: „[…] höher 

als Drangsal als Elend und Not / Steht ehern und flammend des Führer’s Gebot: / „Durchhalten, zum 

Endkampf bereit!“414. Die Aufforderung zu einem Kampf, der am Ende mit Sicherheit kommen solle, 

zieht sich durch die gesamte Flugschrift. Sie folgt somit der Tradition der illegalen NS-Presse und –

Propaganda in den Monaten nach dem Verbot der NSDAP bis zum Juliputsch, in denen sie geprägt war 

von einer Kampfstimmung, die sich in der Propaganda, aber auch in Taten äußerte.415 

Es folgt ein Beitrag mit dem Titel „Christentum und deutsches Volk“, in welchem der Verfall des 

Christentums durch die „politischen Hetzpfaffen“, die „Steine geben statt Brot“ befürchtet wird. 

Stattdessen werden die „Deutschen“ als die wahren Christen betitelt, durch die im 

nationalsozialistischen Deutschland  

„Millionen Industriearbeiter mit ihren Familien […] wieder Arbeit und Brot [erhalten]. Millionen Bauern wurden 

befreit von der niederdrückenden Sorge um ihr nacktes Dasein und das gigantische Winterhilfswerk, das in die 

letzte Stube neue Zuversicht getragen hat, war eine Grosstat wahrhaft christlicher Gesinnung, wie sie die Welt 

in dem Ausmass noch nie erlebt hatte.“416 

Der Nationalsozialismus wird in diesem Beitrag schon fast zu einer eigenen Religion erhoben und 

Deutschland als moralisch überlegen dargestellt. Neuigkeiten sind wiederum nebensächlich, es geht 

darum, Österreich und sein „falsches Christentum“ anzuprangern und Deutschland in den höchsten 

                                                           
412 Der Aufbruch, Dezember 37, S. 4. Der Aufbruch November 37, S. 1, 3. 
413 Der Aufbruch, November 37, S. 1. 
414 Der Aufbruch, April 34, S. 1 
415 Vgl. dazu Kapitel 4. Illegale Tätigkeiten der NS-Studierenden und Kapitel 5. Exkurs: Illegale NS-Propaganda und 
Pressetätigkeit. 
416 Aufbruch, April, 1934, S. 2. 
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Tönen zu loben. Mit extrem starken Gegensätzen in der Sprache wird dabei gearbeitet. So wird die 

Situation in Österreich für den „deutschen Menschen“ als „hoffnungslos und verdrossen“ und als 

„finstere[s] Elend“ bezeichnet. Die nationalsozialistische Weltanschauung hingegen erwecke 

„wahrhaft lebenserhöhende Kräfte“ und erfülle die Menschen „mit einem schier wunderbaren 

Glaubensmut“.417 

Ein weiteres typisches Thema, das in der Flugschrift vorkommt, ist die wirtschaftliche Lage in 

Deutschland im Vergleich mit jener in Österreich. Es ist dies auch der einzige Beitrag, der 

Informationsgehalt hat und den Anschein erwecken könnte, Berichterstattung betreiben zu wollen. 

Mit den „Wirtschaftlichen Nachrichten aus dem Deutschen Reich“ wird ein vermeintlicher 

Nachrichtenbericht mit Neuigkeiten zur deutschen Wirtschaft in die Flugschrift aufgenommen. Es 

werden sogar konkrete Zahlen zur Entwicklung der deutschen Wirtschaft genannt. Eine Information, 

woher die Zahlen stammen, bleibt uns der Bericht allerdings schuldig. Es ist aber auch hier 

offensichtlich, dass der Beitrag dazu dient, in den LeserInnen das Gefühl der Überlegenheit 

Deutschlands zu erwecken oder zu verstärken. So wird geschildert, dass sich das Volkseinkommen in 

Deutschland seit der Machtergreifung Hitlers erhöht hätte, die Spareinlagen gestiegen wären und die 

Arbeitslosenzahl gesunken wäre.418 

Ein konkreter Vergleich zwischen Deutschland und Österreich erfolgt anhand des Kohlenbergbaues. 

Nur kurz wird erwähnt, dass der Kohlenbergbau in Österreich zurückgegangen sei, in weiterer Folge 

dann aber schon wieder ausführlicher darüber berichtet, dass der Bergbau in Deutschland von 1933 

bis 1934 die Produktion steigerte und mehr Arbeiter einsetzen konnte und somit „ein interessanter 

Beitrag zur Wiederbelebung der deutschen Wirtschaft“ sei.419 Im Zuge dieses Beitrages auch zu finden 

ist die Aussage „Der Arbeiter soll uns kennen lernen, wir den Arbeiter!“420. Das ist darauf 

zurückzuführen, dass speziell nach den Februarkämpfen von 1934 versucht wurde, die Arbeiterschaft 

für den Nationalsozialismus zu gewinnen.421 Das erklärt den Fokus des Beitrages auf die bessere 

Stellung der Arbeiterschaft in Deutschland seit der nationalsozialistischen Machtergreifung und die 

konkrete Aussage, die Arbeiter sollen den Nationalsozialismus kennenlernen, was in dieser Form 

allerdings fast wie ein Drohung anmutet.  

Es folgt ein weiteres Gedicht bzw. Lied auf der nächsten Seite, ein „Deutsches-Weihelied“. Wieder wird 

ein Zusammenhang hergestellt zwischen dem Glauben und dem Nationalsozialismus, indem es u. a. 

                                                           
417 Aufbruch, April 1934, S. 2. 
418 Vgl. Aufbruch, April 1934, S. 4. 
419 Vgl. Aufbruch ,April 1934, S. 5. 
420 Aufbruch, April 1934, S. 5. 
421 Vgl. dazu Kapitel 5.5 Funktion, Wirkung und Verbreitung 
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heißt „Herr Gott, den Führer sende / der unsern Kummer wende / mit mächtigem Gebot.“422 

Heldentum, Kriegsverehrung und Kampfbereitschaft sind ebenfalls Themen, die das Lied beinhaltet. 

Hochstilisiert zu religiösen Bestandteilen wird geschrieben: „Wir weihen Wehr und Waffen“423 oder 

„Erwecke uns den Helden / der stark in aller Not. / Sein Deutschland mächtig rühret / dein Deutschland 

gläubig führet / ins junge Morgenrot“424. 

Der Personenkult um den „Österreicher“ Adolf Hitler war in der nationalsozialistischen Propaganda ein 

oft verwendetes Mittel. Es wurde häufig zu dessen Geburtstag aufgegriffen. Damit sollte die 

Identifizierung der ÖsterreicherInnen mit dem Deutschen Reich erreicht werden.425 Diese Methode 

wurde im Beitrag „Zu unseres Führers Geburtstag“ verwendet. Österreich bzw. hier genannt die 

„Ostmark“ wird als ein Teil des Deutschen Reiches bezeichnet, „ob dies auch die Wiener Regierung 

begreift oder nicht begreifen will“426. Legitimiert wird dies mit der Aussage „seit Oesterreich den 

deutschen Adolf Hitler geboren hat, hat es jede Berechtigung verloren, in Zukunft ein zweiter 

deutscher Staat zu bleiben.“ Abermals wird der Kampf für ein „gesamtdeutsches Schicksal“ 

ausgerufen, welcher durch Hitler nun wieder Sinn hätte. Die Rede ist sogar davon, dass jeder 

Nationalsozialist eine „Sendung“ hätte, für das Ziel zu kämpfen, offiziell Teil des Deutschen Reiches zu 

werden.427  

Auf der letzten Seite findet sich ein Beitrag unter dem Titel „Weisungen des N.S.D.St.B. Bezirksführung 

für Steiermark“. Die Mitglieder des NSDStB werden in diesem Beitrag dazu aufgefordert, sich sowohl 

der NSDAP, der SA und dem Studentenbund anzuschließen.428 Nur dadurch sei gewährleistet, einen 

Beitrag im „Kampf“ leisten zu können, „den die Organisationen der Bewegung in der kommenden Zeit 

zu führen haben […]“429. 

Zu guter Letzt werden hier die Mitglieder des NSDStB dazu aufgefordert, das Rauchen einzustellen, da 

dadurch die österreichische Wirtschaft bekämpft werden könne. „[…] wer raucht, bezahlt also die 

Bluthunde und Volksverbrecher der Regierung.“430 heißt es hier. Im Winter 1933/34 gab es dazu einen 

Aufruf zu einem Rauchwarenboykott. Mit diesem wurde versucht, die staatliche österreichische 

Tabakindustrie zu schädigen. Er zeigte allerdings wenig Wirkung und blieb großteils ungehört.431 

                                                           
422 Aufbruch, April 34, S. 6. 
423 Aufbruch, April 34, S. 6. 
424 Aufbruch, April 34, S. 6. 
425 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 254. 
426 Aufbruch, April 34, S. 6. 
427 Vgl. Aufbruch, April 34, S. 6. 
428 Vgl. dazu Kapitel 4.1 Strukturelle Ebene. Wie dort schon erwähnt, ist diese Weisung dem Versuch geschuldet, 
mehr Einheit innerhalb der illegalen NSDAP zu schaffen. 
429 Aufbruch, April 34, S. 7. 
430 Aufbruch, April 34. S. 7. 
431 Vgl. Blatnik, NS-Kommunikationsnetze, S. 137. 
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Ebenso werden den Mitgliedern die Lotterie und die Förderung öffentlicher 

Wohltätigkeitseinrichtungen untersagt. 

Die Inhalte wirken sehr zusammengewürfelt, es gibt keine klar gekennzeichneten Rubriken oder 

Themen. Einzig die Aufforderung zum „Kampf“, die Moral aufrechtzuerhalten und nicht aufzugeben 

zieht sich durch die komplette Flugschrift. Die aggressive Propaganda, die ab dem Verbot der NSDAP 

bis zum Juliputsch 1934 verfolgt wurde, kommt dadurch zum Vorschein. Schon im Gedicht auf der 

Titelseite ist das das größte Thema. Aufforderung zum Kampf für den Nationalsozialismus und 

Aufforderungen, der Partei trotz Verbot treu zu bleiben. Die Nationalsozialisten waren in dieser Phase 

bereit, ihre Ziele mit Gewalt durchzusetzen. Terror und Gewalt standen an der Tagesordnung.  

Das Verhältnis zu Deutschland wird ganz klar ausgedrückt, man fühlt sich als ein Teil des deutschen 

Reiches. Damit einher geht, wie die Nationalsozialisten zu Österreich standen, das sie als eigenen Staat 

nicht anerkannten. Verdeutlicht wird dieser Standpunkt durch eine regelrechte Verherrlichung 

Deutschlands und Hitlers, die sich durch die ganze Flugschrift zieht und ein Schlechtmachen 

Österreichs, das ebenfalls in einem Großteil der Beiträge zu sehen ist. Klare Position wird dabei etwa 

gegenüber der österreichischen Kirche oder der österreichischen Wirtschaft im Vergleich zur 

deutschen bezogen. 

6.2.2 Ausgabe November 1937 

Die Form und der Stil änderten sich zwar in den Ausgaben von 1937. Themen und Ziele blieben aber 

mehr oder weniger die gleichen.  

Tagesaktuelle zeithistorische Themen werden in der Ausgabe zwar nicht aufgegriffen, allerdings auf 

einige Ereignisse angespielt. Teilweise aber auch auf solche, die schon einige Jahre zurückliegen. So 

beginnt die Ausgabe von November 1937 mit einem Beitrag, in dem auf den Hitlerputsch vom 9. 

November 1923432 angespielt wird. Ziel war es hier wiederum, die Moral der Nationalsozialisten 

aufrechtzuerhalten und zum Kampf aufzurufen. Bezüglich des Hitlerputsches zu lesen: „Sie kannten 

die Gefahr und wagten dennoch den Marsch durch die Stadt […]“433 oder: „Der Einsatzbereitschaft 

zahlloser Männer verdankt Deutschland seine Erhebung“434. Die gleiche Einsatzbereitschaft wurde nun 

auch von den österreichischen Nationalsozialisten gefordert.  

                                                           
432 Der Hitlerputsch vom 8. und 9. November 1923 war ein gescheiterter Putschversuch Hitlers, mit bewaffneten 
Truppen die Regierung von München aus zu stürzen. Vgl. dazu Koch Jörg, Der 9. November in der deutschen 
Geschichte. 1918 – 1923 – 1938 – 1989. Freiburg im Breisgau – Berlin – Wien 2009, S. 53-75. Piper Ernst, Das 
Deutsche Reich zwischen Revolution und Hitler-Putsch, in: Ernst Piper (Hrsg.), Das Zeitalter der Weltkriege 1914-
1945. Köln 2014, S. 172–181. 
433 Der Aufbruch, November 37, S. 1. 
434 Der Aufbruch, November 37, S. 1. 
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„Mit der ‚Befriedung‘ ist es also aus“435, heißt es bezüglich der Aufnahmesperre436 von 

Nationalsozialisten in die Vaterländische Front, und der Kampf stehe nun bevor. Was konkret zu tun 

wäre im Zuge dieses Kampfes, findet sich im Beitrag auch. So solle man nicht mehr auf Anweisungen 

Hitlers warten, da dieser nach dem Juliabkommen die Nationalsozialisten auf eigene Verantwortung 

gestellt hatte, jedoch in seinem Buch „Mein Kampf“ nachlesen, was zu tun wäre. Im Beitrag genannt 

werden das Stören von jeglichen Aktionen der Vaterländischen Front und das Säubern der eigenen 

Reihen. Konkret solle man jene Personen loswerden, die eine friedliche Linie des Nationalsozialismus 

verfolgten.437 Der Beitrag ist als Reaktion zu sehen einerseits auf das Juliabkommen von 1936, nach 

dem in der Presse versucht wurde, das Vorgehen Hitlers zu legitimieren, andererseits auf die neue 

Linie des einen Teils der Nationalsozialisten, der auf friedlichem Weg den Nationalsozialismus zurück 

in die Legalität führen wollte. Aus diesem Grund wird weiters argumentiert, weshalb die 

Nationalsozialisten nicht der Vaterländischen Front beitreten sollten bzw. werden. Hauptargument 

dabei ist, dass mit dem Beitritt zur V. F. der Staat Österreich und dessen System anerkannt worden 

wäre, was von den VerfasserInnen strikt abgelehnt wird. Deshalb heißt es: „In der V. F. an der 

Versklavung Österreichs mitzuhelfen heißt Verrat am deutschen Volk.“438, wobei die letzten Wörter 

sogar noch fettgedruckt hervorgehoben wurden. Das Ziel ist klar: „Wir wollen die Macht im Staate“439.  

Die Absage des Staates Österreichs und der österreichischen Regierung zieht sich in den Beiträgen 

weiter. Im nächsten Beitrag mit dem Titel „Wer ist ‚illegal‘?“ wird darüber diskutiert, dass die 

österreichische Regierung eigentlich illegal wäre und nicht die Nationalsozialisten. Argumentiert wird 

dies dadurch, dass die NSDAP rechtmäßig zustande gekommen wäre, im Gegensatz zur 

österreichischen Maiverfassung440. Die Nationalsozialisten wären „gegen alles Recht unterdrückt 

worden“. Es wird mit der unrechtmäßigen Entstehung der österreichischen Regierung argumentiert, 

die jegliche Gültigkeit dieser außer Kraft setzt. Die illegale nationalsozialistische Bewegung wird 

legitimiert mit: „Wir sind zu Unrecht verboten, nicht illegal“441. 

                                                           
435 Der Aufbruch, November 37, S. 1. 
436 Im „Gentlemen-Agreement“ des Juliabkommens wurde u. a. festgelegt, dass auch Nationalsozialisten der 
Vaterländischen Front beitreten dürfen. Die Verwirklichung von diesem Punkt wurde jedoch erst ab Juni 1937 in 
die Wege geleitet. Schuschnigg wollte jedoch mit 1. November 1937 eine Mitgliedersperre einführen, um eine 
straffere Organisation und mehr Übersicht innerhalb der Vaterländischen Front zu haben. Er wollte nur explizit 
Österreich Befürwortenden die Mitgliedschaft ermöglichen. Vgl. Bärnthaler Irmgard, Die Vaterländische Front. 
Geschichte und Organisation. Wien 1971, S. 120, 146.  
437 Vgl. Der Aufbruch, November 37, S. 1. 
438 Der Aufbruch, November 37, S. 2. 
439 Der Aufbruch, November 37, S. 2.  
440 Als Maiverfassung wird jene Verfassung bezeichnet, die in Österreich ab 1. Mai 1934 galt. Die Verfassung 
wurde unter Dollfuß eingeführt, nachdem dieser 1933 durch einen Staatsstreich die Regierung auflöste. Die 
Nationalsozialisten, wie auch andere Gruppierungen, erkannten die neue Verfassung nicht an. Bezüglich der 
Maiverfassung vgl. die Aufsätze in Neuhäuser Stephan (Hrsg.), „Wir werden ganze Arbeit leisten…“. Der 
austrofaschistische Staatsstreich 1934. Norderstedt 2004.  
441 Der Aufbruch, November 37, S. 2.  
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Es folgt ein Beitrag mit dem Titel „Ihr ‚wahren‘ Österreicher“, in dem über die ÖsterreicherInnen 

gespottet wird, die der Vaterländischen Front beigetreten sind und „geduldig darauf [warten], daß […] 

ein anderer die Kastanien aus dem Feuer holt“442. „Die Machtergreifung bringt euch schon einmal das 

Christkind. Und es herrscht Friede, süßer Friede!“, wird weiter angegriffen. Man richtete sich gegen 

jene, die zwar meinten, im „nationalen“ Lager zu stehen, jedoch keine kämpferischen 

Auseinandersetzungen zur Verwirklichung ihrer Ziele anstrebten.  

Die Justiz des Staates wird ebenfalls in Frage gestellt. „An einen Richter“ wird dieser Beitrag betitelt, 

der gleich zu Beginn versucht, den Eindruck zu erwecken, die Verurteilungen und Strafen der Richter 

wären willkürlich und ohne legitime gesetzliche Grundlage. Die von den Nationalsozialisten 

propagierte Unrechtmäßigkeit des österreichischen Staates und der österreichischen Regierung zieht 

sich also auch hier weiter. Konkret angegriffen wird in diesem Fall die Verurteilung eines Mädchens, 

das aufgrund der Betätigung für den B.D.M [Bund Deutscher Mädel] zu einem halben Jahr Haft 

verurteilt wurde. Gespielt wird hier vor allem mit der Opfer-Täter-Rolle. Hervorgehoben wird, dass 

dem Mädchen ein halbes Jahr ihres jungen Lebens gestohlen worden wäre. Die Richter hingegen 

werden als korrupt hingestellt. Sie würden nur aus dem Grund so urteilen, da sie von der Regierung 

bezahlt würden, was den Nationalsozialisten aufgrund ihrer finanziellen Notlage nicht möglich wäre. 

Dass die regierungstreuen Beamten der einzige Grund wären, warum die Regierung noch bestehen 

könne, wird hervorgehoben.443 Themenmäßig folgt die Flugschrift damit den traditionellen Themen 

der illegalen Presse, die sich auch an Beamte und Exekutive richtet.444 Kampflustig zeigen sich die 

VerfasserInnen auch hier, mit einer Drohung, die sich an den Richter richtet: „Herr Richter, das 

vergessen wir einfachen Leute des Volkes nicht. Das sammelt sich, das muß einmal heraus aus uns. Wir 

sind nicht so fein juristisch gebildet und gewissenlos wie Sie, daß wir das entschuldigen könnten.“445 

Auch der nächste Beitrag widmet sich der Frage, ob die Macht in Österreich friedlich oder mit Gewalt 

erlangt werden könne. Die Vaterländische Front wird erneut angegriffen als Organisation, deren 

einziger Zweck es wäre, den Nationalsozialismus zu unterdrücken. Für die VerfasserInnen wäre die 

Regierung nur gewaltsam zu bekämpfen, da sie nichts mehr mit Demokratie zu tun hätte und daher 

nicht auf friedlichem Weg aus dem Weg geschafft werden könnte. „Terror kann nur durch Terror 

gebrochen werden!“446, wird Adolf Hitler am Schluss des Beitrages zitiert.  

Zum Abschluss wird die Außenpolitik bezüglich Österreich zum Thema, wobei der Fokus auf Italien und 

den „Römischen Protokollen“ liegt. Die Angst vor einem Einmarsch Italiens, sollten die 
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443 Vgl. Der Aufbruch, November 37, S. 3. 
444 Vgl. dazu Kapitel 5.5 Funktion, Wirkung und Verbreitung 
445 Der Aufbruch, November 37, S. 4. 
446 Der Aufbruch, November 37, S. 4. 
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Nationalsozialisten in Österreich Schritte setzten, wird als unbegründet hingestellt. Italien würde sich 

an diese Abmachung nicht mehr halten. Die Flugschrift schließt aus diesem Grund mit dem Appell 

„Macht euch bereit! Die Stunde wird euch rufen. Denn wir haben die Aufgabe, uns die Ehre und 

Freiheit zu erkämpfen, niemand anderer.“447  

Der Kampf bleibt zwar dennoch ein Thema, um das Ziel der nationalsozialistischen Machtergreifung in 

Österreich zu erreichen. Die Argumentation wird allerdings deutlicher und griffiger. Im Gegensatz zur 

Ausgabe von 1934 werden hier konkrete Aktionen genannt, die zu tun wären, um das Ziel zu erreichen. 

Dass die Nationalsozialisten 1937 wieder öffentlicher auftreten konnten, wird darin spürbar. Die 

Haltung gegenüber Österreich und der österreichischen Regierung bleibt über die Jahre die gleiche. 

Der Staat wird nicht anerkannt und die „deutsche Volkszugehörigkeit“ betont. Die Ausgabe beschränkt 

sich darauf, Österreich, aber auch jene Nationalsozialisten, die Kompromisse mit der Regierung 

eingehen wollen, in allen Facetten schlecht zu machen. Die Radikalität der Aussagen bleibt dabei 

bestehen.  

6.2.3 Ausgabe Dezember 1937 

Auch die Ausgabe von Dezember 1937 beginnt kampflustig und zwar mit einem Zitat Hitlers, in dem es 

heißt: „Widerstände sind nicht da, daß man vor ihnen kapituliert, sondern daß man sie bricht.“448 Mit 

einer weiteren Weisung und Aufforderung zu Durchhaltevermögen und Kampfbereitschaft setzt sich 

die Ausgabe fort.  

Im Beitrag „Der Sinn der Volksgemeinschaft“ wird so ziemlich alles und jeder angegriffen, gegen das 

oder den die Nationalsozialisten Politik machten. Von der Regierung über die Habsburgermonarchie 

bis hin zu allen Religionen und den Ideen des Pazifismus. Allein Adolf Hitler als der „Führer und Retter 

des deutschen Volkes“ scheint gegen all die genannten Sachen von Bedeutung zu sein.449  

Das Thema Juliabkommen wird auch in dieser Ausgabe wieder aufgegriffen. Über Inhalt und Ziele des 

Abkommens wird im Frage-Antwort Stil diskutiert. Hauptsächlich geht es in dem Beitrag darum, das 

von einigen Nationalsozialisten verpönte Juliabkommen, durch welches sie sich verraten fühlten, in 

einem guten Licht darzustellen und dessen Vorteile herauszustreichen. Die Punkte, welche zu 

Frustration führten, wie etwa, dass Hitler die österreichischen Nationalsozialisten mit dem Abkommen 

im Stich gelassen hätte, werden herausgegriffen und interpretiert. Ziel sei es, den Nationalsozialismus 

nun auf eigene Faust an die Macht zu bringen.450  
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In Österreich nahmen im Dezember 1937 legitimistische Aktivitäten zu und die monarchistische 

Propaganda wurde verstärkt. Die Nationalsozialisten nutzten das, um verstärkt gegen den 

Legitimismus zu propagieren. Er stellte für sie ein Hindernis auf dem Weg zum „Anschluss" dar.451 

Dieser Entwicklung widmet man auch in der Dezemberausgabe des „Aufbruches“ einen Beitrag. Das 

Habsburgerreich, das „wie ein morsches Bretterdach zusammenfiel“ würde nun, da ein „neues 

Deutschland auferstand“ wieder beschworen und von dessen Feinden die „alten Lumpen aus der 

historischen Rumpelkammer wieder hervor[gezerrt] und auf den Markt [gebracht]“. Allen voran in 

dieser neuen Schiene seien der „politisierende katholische Klerus“ und das „Wiener Judentum“.452  

Auch in dieser Ausgabe kommt die Kritik an der Befriedungspolitik der Nationalsozialisten nicht zu kurz. 

Angegriffen werden hier im Beitrag „An alle Leisetreter“ vor allem Pembaur, der Leiter des 

Volkspolitischen Referats453, und Kanzler Schuschnigg. Pembaur, der ein Sympathisant der 

Nationalsozialisten454 war, war den AutorInnen offensichtlich nicht nationalsozialistisch genug und in 

seiner Politik zu sanft. Diese meinen, Schuschnigg zu beseitigen wäre ein nötiger Schritt, um dem Ziel 

des Anschlusses an Deutschland näher zu kommen, was jedoch Pembaur laut den VerfasserInnen nicht 

so sehen würde. Wie auch schon in den Ausgaben zuvor wird hier wieder hervorgestrichen: „wir 

kämpfen für ein nationalsozialistisches Österreich, das ein Teil des Deutschen Reiches ist!“455.  

Im gleichen Stil ist auch der letzte Beitrag mit dem Titel „Ihr besonders Schlauen“, in welchem wieder 

die innere Zerrissenheit der NSDAP zum Vorschein kommt. Jene Nationalsozialisten, die versuchen 

wollten, die Macht von innen heraus, und zwar durch die Unterwanderung der Vaterländischen Front, 

zu erlangen, werden in ihm verurteilt. Legitim wäre dies nur, wenn versucht würde, die Vaterländische 

Front von innen zu bekämpfen, denn „Ohne Kampf geht es eben nicht ab.“456.  

Zwischen diesen Angriffen auf die Regierung und die gemäßigten Nationalsozialisten findet sich noch 

ein Appell an „Deutsche Eltern“. Wieder ist die Hauptaussage des Beitrages, die Auflehnung gegen das 

„System“ mit all seinen Aspekten. Dieses würde nämlich versuchen, „durch Schule, Kirche und Vereine, 

eure Kinder zu willfährigen Werkzeugen seiner Knechtschaft zu erziehen“. An Stelle der „aufrechte[n] 

deutsche[n] Regung“ würde das System „Falschheit, Angeberei und Kriechertum“ fördern. Aus diesem 

                                                           
451 Vgl. Stoppacher, Anschluss-Propaganda, S. 237. 
452 Der Aufbruch, Dezember 1937, S. 3. 
453 Das Volkspolitische Referat wurde im Juni 1937 gegründet, um die „nationale“ Opposition der Vaterländischen 
Front näher zu bringen. Es sollte eine vermittelnde Instanz zwischen Staat und der illegalen 
Nationalsozialistischen Partei sein und dabei helfen, die innere Befriedung in Österreich voranzutreiben. Vgl. 
dazu Rosar Wolfgang, Deutsche Gemeinschaft. Seyss-Inquart und der Anschluß. Wien–Frankfurt–Zürich 1971, S. 
117-132. 
454 Der Innsbrucker Walter Pembaur wurde mit der Leitung des Volkspolitischen Referates beauftragt. Vgl. Rosar, 
Deutsche Gemeinschaft, S. 129.  
455 Der Aufbruch, Dezember 1937, S. 4. 
456 Der Aufbruch, Dezember 1937, S. 4. 
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Grund sollten die Eltern ihre Kinder zur Hitler-Jugend schicken. Die Einheit und Widerstandsfähigkeit 

des Nationalsozialismus im Untergrund wird hervorgestrichen, indem behauptet wird: „Trotz der 

schwersten Verfolgung ihrer Führer steht die Hitler-Jugend und ihre Untergliederungen, das Deutsche 

Jungvolk und der Bund deutscher Mädchen, geschlossen und estgefügt [recte: festgefügt] in ganz 

Österreich da.“457 

Das Verhältnis zu Deutschland ist in den Ausgaben von 1937 relativ distanziert. Immer wieder wird 

hervorgestrichen, dass die österreichischen Nationalsozialisten nun alleine für ihr Ziel kämpfen 

müssen, welches aber nach wie vor ist, Teil des Deutschen Reiches zu werden. Auch die ständige 

Aufforderung zum Kampf und dass die Ziele der Nationalsozialisten nur kämpferisch erreichen zu 

wären, zieht sich durch die gesamte Ausgabe. Die Themenvielfalt ist auch hier wieder relativ gering. 

Neben dem Angriff auf Regierung, Kirche und das ganze österreichische „System“ kommt es wiederum 

zur Glorifizierung Hitlers. Es überwiegen jedoch die Kritik und angriffslustige Artikel auch gegen die 

eigenen Reihen.  

6.3 Funktion und Wirkung 

Der Hinweis auf den illegalen Presseerzeugnissen, „Lesen und sofort weitergeben“, weist darauf hin, 

dass die Erzeugnisse in einer geringen Auflage erschienen. Die Verbreitung ist aus diesem Grund auch 

schwer zu erfassen, da ein Blatt oft von mehreren Personen gelesen wurde.458 Die Aufforderung, 

Flugschriften schnell weiterzugeben, hatte aber auch den Grund, Verfolgung und Strafe abzuwenden. 

Die Nationalsozialisten forderten daher dazu auf, belastendes Material nicht zu Hause aufzubewahren, 

um bei polizeilichen Kontrollen nicht aufzufallen.459 

Die Ausgabe von 1934 hatte nach eigenen Angaben die Funktion, „Schulungsnachrichten und 

Propagandawesen“ zu dienen. Die Studierenden sollten in die Arbeit der Partei eingegliedert werden. 

Ansonsten scheint die Funktion stark in der Linie der zeitgenössischen illegalen Presse zu liegen. Der 

Eindruck von Präsenz und Einheit wird vermittelt, ein ständiger Kampf simuliert und eine revolutionäre 

Stimmung erzeugt. Die österreichische Führung wird in Frage gestellt. Der durchgehende Versuch, die 

Moral der Nationalsozialisten im Untergrund aufrechtzuerhalten, ist ebenso eine stark spürbare 

Tendenz.  

Die Informationsfunktion ist nebensächlich. Kaum Neuigkeiten kommen in der Ausgabe vor. Wenn 

dennoch welche auftauchen, wie es etwa bei den wirtschaftlichen Nachrichten aus Deutschland und 

Österreich der Fall ist, dann ist die Funktion dennoch eine politische. Es wird damit wiederum ein 

                                                           
457 Der Aufbruch, Dezember 1937, S. 4. 
458 Vgl. dazu Kapitel 5.5 Funktion, Wirkung und Verbreitung 
459 Vgl. Seifried, Publizistik, S. 71. 
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bestimmtes Deutschland- und Österreichbild vermittelt. Der Informationsgehalt ist dabei nur deshalb 

relevant, weil er die eigene Sichtweise bestätigt und verstärkt.  

Gleiches gilt für die Ausgaben von 1937. In ihnen werden mehr oder weniger aktuelle Themen 

angesprochen (von tagesaktuell, wie es für eine Zeitung üblich wäre, kann jedoch nicht die Rede sein), 

wie etwa die momentane politische Vorgehensweise der eigenen Partei oder das Juliabkommen, 

welches in beiden Ausgaben ein Thema ist. Die Funktion scheint aber wiederum nicht zu sein, die 

LeserInnen zu informieren, sondern ihre Meinungen zu formen.  

Eine weitere Funktion, nämlich die des Aufrechterhaltens des Kontaktes zwischen Führung und 

Anhängerschaft, ist vor allem in der Ausgabe von 1934 spürbar. Von der Leitung des NSDStB wird von 

den Mitgliedern „[…] vorbildliche Disciplin und Gefolgschaft der Weisungen der politischen Führer 

gegenüber[…]“460 gefordert. Durch „seine Bezirkszeitung für Steiermark ‚der Aufbruch‘“ unterstütze 

der NSDStB die Arbeit der Partei und offensichtlich sah sich der NSDStB auch als vernetzende Instanz 

zwischen Führern und Anhängern, was durch die Weisungen in der Flugschrift zum Vorschein kommt.  

Dass die Presseerzeugnisse dazu gedacht waren, direkt weitergegeben zu werden bzw. direkt 

weitergegeben wurden, wird durch den Zusatz „Lesen und sofort weitergeben Pflicht!“461 auf der 

jeweils letzten Seite der Blätter ersichtlich. In der Ausgabe von 1934 wird noch eindringlicher in 

dreifacher Wiederholung „Lesen, weitergeben!“ und „Helft zur Volksgemeinschaft!!“462 dazu 

aufgefordert, sich an der Verbreitung der Flugschrift zu beteiligen.  

Die Verbreitung und Wirkung lässt sich sehr schwer einschätzen. War sie wirklich nur für den Kreis der 

Studierenden an den steirischen Hochschulen gedacht, ist dieser ein relativ kleiner. Bei der Aushebung 

der Flugschrift beim „Verein Deutscher Studenten“ wurden von der Ausgabe von 1934 zwei Mal 310 

Stück gefunden. Es ist dies aber die einzig auffindbare Information zur Auflage. Wie viele davon 

tatsächlich verteilt worden wären und wie viele in den Ausgaben davor und eventuellen Ausgaben 

danach gedruckt und verteilt worden wären, lässt sich nicht sagen. In der Ausgabe von 1934 wird 

jedoch dezidiert angegeben, dass die Flugschrift als „Bezirkszeitung für Steiermark“ gedacht ist, das 

heißt, der geplante Verbreitungsraum auf die steirischen Hochschulen eingeschränkt werden kann. 

Obwohl auch hier in einem Beitrag konkret die Arbeiterschaft angesprochen wird. Das heißt, zusätzlich 

könnte hier das Ziel verfolgt worden sein, eine neue Zielgruppe anzusprechen und neue Mitglieder zu 

rekrutieren.  

                                                           
460 Aufbruch, April 1934, S. 7. 
461 Der Aufbruch, November 1937, S. 4. Der Aufbruch, Dezember 1937, S. 4. 
462 Aufbruch, April 1934, S. 5. 
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Zu den Ausgaben von 1937 fehlen derartige Hinweise. Die Privatpersonen, bei denen die Flugschrift 

jeweils gefunden wurde, waren aus Graz und keine Studenten. Personen und Gruppen, die in der 

Flugschrift angesprochen werden, lassen darauf schließen, dass der Kreis der AdressatInnen 

ausgedehnt wurde. 

6.4 Vergleich 

Der Aufbau der Flugschrift änderte sich, wie zuvor schon angeführt, sehr. Aber auch inhaltlich weisen 

die verschiedenen Ausgaben Unterschiede auf. Es gibt jedoch auch inhaltliche und thematische 

Kontinuitäten.  

Inhaltlich weist sowohl in der Ausgabe von November 1937 als auch in der Ausgabe von Dezember 

1937 nichts mehr darauf hin, dass es sich um ein studentisches Erzeugnis handelt. Dies ist in der 

Ausgabe von 1934 schon dem Titel zu entnehmen und wird zusätzlich in einem eigenen Beitrag noch 

einmal aufgegriffen. In diesem wird einerseits noch einmal darauf hingewiesen, dass die Flugschrift ein 

Organ des NSDStB war und andererseits werden die Studenten auch konkret angesprochen. Derlei 

Hinweise sind in den jüngeren Ausgaben nicht auszumachen. Wenn hier die „Deutschen Eltern“ 

angesprochen werden, die ihre Kinder zur Hitler-Jugend geben sollen, kann sogar mit ziemlicher 

Sicherheit davon ausgegangen werden, dass die AdressatInnen in diesem konkreten Fall keine 

Studierende waren.  

Die Themen blieben im Prinzip die gleichen, auch wenn sie anders aufgearbeitet wurden. Der Staat 

wird angegriffen, das Ziel, Österreich zu einem Teil Deutschlands zu machen, immer wieder betont und 

zu kämpferischen Aktionen aufgefordert. Durch welche Inhalte und Formen diese Themen 

aufgearbeitet wurden, unterscheidet sich jedoch. Informationen zur wirtschaftlichen Situation, um ein 

bestimmtes Bild von Österreich und Deutschland zu vermitteln, finden sich zum Beispiel nur in der 

Ausgabe von 1934, auch wenn dies eine typische Vorgehensweise war, um Österreich schlecht 

dastehen zu lassen. In den jüngeren Ausgaben wird zu diesem Zweck der Staat Österreich und seine 

Entstehung angegriffen und alle Organe, die mehr oder weniger mit dem Staat verbunden sind. So 

auch die Kirche oder die Behörden und ihre Beamten. 

Kritik an der eigenen Partei und den eigenen Reihen findet sich erst in den jüngeren Ausgaben. Das hat 

den Hintergrund, dass die Partei erst zu diesem Zeitpunkt so gravierend gespalten war und 

unterschiedliche politische Linien verfolgte.  

Antisemitische Aussagen halten sich in allen Ausgaben in Grenzen. Viel eher richtet sich die meiste 

Aufmerksamkeit auf die österreichische Regierung und den gewünschten Anschluss an Deutschland. 

In den Ausgaben von 1937 scheint aber nicht mehr wichtig zu sein, zu verdeutlichen, dass die NSDAP 

auch im Untergrund weiterbesteht; dies scheint selbstverständlich. Es finden sich zwei Aussagen zum 
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Judentum, wobei die Verankerung des Antisemitismus bei der Leserschaft selbstverständlich und 

vorausgesetzt zu sein scheint. Es wird mit bestimmten Codes, wie „Judenpresse“ gearbeitet oder 

erwähnt, die Habsburger wären die Beschützer des Judentums463. Dass dies als etwas Schlechtes galt, 

brauchte nicht näher erklärt werden.  

Die Argumentation bezüglich der Illegalität veränderte sich von 1934 auf 1937. In den jüngeren 

Ausgaben wird wiederholt betont, die Nationalsozialisten wären nicht illegal bzw. zu Unrecht verboten, 

weshalb man gegen diese Ungerechtigkeit ankämpfen müsse. In der älteren Ausgabe ist der Kampf 

einzig und allein Mittel dazu, Österreich zu einem Teil Deutschlands zu machen. Die Illegalität wird 

nicht angesprochen.  

Die Funktion und die Ziele, die die VerfasserInnen verfolgten, blieben gleich. Die Moral sollte 

aufrechterhalten werden, Präsenz sollte gezeigt werden. Außerdem ist die Meinungsmache zentral. 

Der Propagandazweck ist in allen drei Ausgaben Hauptziel. So bleibt auch der Appellcharakter in den 

Ausgaben bestehen. Informationscharakter hat keine der drei in erster Linie. Informationen zu 

zeithistorischen Ereignissen werden lediglich zu Propagandazwecken verwendet, nicht, weil die 

Berichterstattung Ziel der Flugschrift gewesen wäre.  

Ebenfalls gleichbleibend in den Ausgaben sind die Kampfansagen gegen das „System“ und für das Ziel 

der Machtergreifung in Österreich und des Anschlusses an Deutschland. Die Radikalität, mit der diese 

Dinge gefordert wurden und durchgesetzt werden sollten, blieb dabei die gleiche. Einzig die 

Argumentationsweise ändert sich von 1934 auf 1937. So sind die jüngeren Ausgaben viel konkreter, 

gehen auf spezielle Ereignisse ein und geben eindeutigere Hinweise, wie und wo kämpferisch 

eingegriffen werden sollte. Die ältere Ausgabe beschäftigt sich zwar sehr damit, den Kampf 

hochzustilisieren, das Vorhaben bleibt aber eher abstrakt. Auch Gedichte und Lieder fehlen in den 

Ausgaben von 1937 komplett.  

  

                                                           
463 Der Aufbruch, Dezember 1937, S. 3. 
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7. Zusammenfassung 

Ziel der Arbeit war es zu zeigen, dass der Nationalsozialismus unter den Grazer Studierenden und an 

den Grazer Hochschulen schon vor dem „Anschluss“ 1938 präsent war und dass diese Präsenz auch 

während der Jahre, in der die NSDAP verboten war, angehalten hat. Es sollte außerdem untersucht 

werden, welche Rolle die Universität und die Personen in ihr in der Verbreitung des 

Nationalsozialismus einnahm. Es wurde gezeigt, dass Antisemitismus, Deutschnationalismus und 

Antidemokratismus schon viel früher ideologische Tendenzen an den Grazer Hochschulen waren und 

dass diese als Wegbereiter für den Nationalsozialismus gesehen werden können. Außerdem waren vor 

allem die Hochschulen Vorreiter, was diese Entwicklungen betrifft. Dies zeigt sich einerseits in 

verschiedenen geplanten und durchgesetzten Gesetzen, wie etwa der Forderung eines Numerus 

clausus für „nicht-deutsche“ Studierende, oder etwa in der Entwicklung der studentischen 

Interessensvertretung auf Hochschulboden, konkret der DSt. Diese war spätestens seit den 1930er-

Jahren nationalsozialistisch.  

Bezüglich der Rolle der Universität in der Verbreitung des Nationalsozialismus wurde gezeigt, dass 

Universitäten ein einflussreiches Gebilde in der Gesellschaft darstellten. Ein an den Universitäten 

relativ autonom entwickeltes und ausgebildetes Gedankengut wurde z. B. durch Uniabsolventen, die 

in einflussreichen Positionen in der ganzen Steiermark tätig waren, verbreitet. Weiters wurde durch 

das öffentliche Auftreten und der Präsenz vieler Akademiker in einem weit verzweigten Vereinsnetz 

nationalsozialistisches Gedankengut weitergereicht.  

Von Bedeutung für die Entwicklung des Nationalsozialismus auf Hochschulboden war die schleichende 

Radikalisierung der Grazer Studierenden. Diese zeigt sich im radikaler werdenden Gedankengut und in 

der Radikalisierung bezüglich gewalttätiger Ausschreitungen. So kam es an den Grazer Hochschulen 

vor allem am Beginn der 1930er-Jahre zu gewaltvollen Ausschreitungen zwischen Studierenden 

verschiedener politischer Einstellungen. Dies war ein Auslöser dafür, dass sich der Staat vermehrt in 

die Hochschulpolitik einzumischen begann. Jegliche politische Tendenz und alles, was sich gegen die 

autoritäre Regierung richtete, sollte unterdrückt werden. Die Maßnahmen bewirkten jedoch das 

Gegenteil und führten zu weiteren Ausschreitungen seitens der Studierenden und zu noch extremeren 

Haltungen. Außerdem kann die damit einhergehende „Säuberung“ der Hochschulen als Vorarbeit 

gesehen werden für die „Säuberung“ durch die Nationalsozialisten nach dem „Anschluss“. 

Es wurde weiters die Entwicklung des Nationalsozialismus unter den Studierenden gezeigt und die 

Rolle verschiedener Akteure diesbezüglich. Den Studierenden wird dabei eine besondere Anfälligkeit 

für nationalsozialistisches Gedankengut zugesprochen. Gründe dafür waren etwa die Wirtschaftskrise 

oder das verloren gegangene Elitebewusstsein der AkademikerInnen. Studierende waren 
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beispielsweise in der NSDAP überrepräsentiert und vor allem die wehrhaften Korporationen waren 

seit ihren Gründungen deutschnational und antisemitisch eingestellt und gingen im Laufe der 1930er-

Jahre komplett im nationalsozialistischen Lager auf. Sie waren außerdem auch in 

nationalsozialistischen Organisationen außerhalb der Universität organisiert. Durch ihre Dominanz in 

der DSt hatten sie großen Einfluss auf die Hochschulpolitik. Dadurch, dass ihr Ziel die Schaffung einer 

Führungselite war und viele Mitglieder später tatsächlich in einflussreichen Positionen tätig waren, 

kann den Mitgliedern der wehrhaften Korporationen auch eine Rolle in der Verbreitung zugesprochen 

werden.  

Die DSt trug insofern zu einer Verstärkung nationalsozialistischer Tendenzen bei, als dass sie 

beispielsweise alle „nicht-deutschen“ Studierenden ausschloss. Durch Verwaltung und Presse und als 

einzige behördlich anerkannte Studentenschaft hatte sie außerdem großen Einfluss an den Grazer 

Hochschulen. Sie war mit dem Wendepunkt des 14. Deutschen Studententags von 1931 die erste 

soziale Gruppierung, die nationalsozialistisch dominiert wurde. War der NSDStB in seinen Anfängen an 

den Grazer Hochschulen noch eine relativ kleine Gruppe, wurde er spätestens zu diesem Zeitpunkt ein 

bedeutender Machtfaktor.  

Betrachtet wurde außerdem der Einfluss der Studierenden nach ihrer Zeit an den Grazer Hochschulen. 

Dazu wurde veranschaulicht, dass vor allem Hochschulabsolventen nach dem „Anschluss“ (aber auch 

schon davor in der illegalen Phase) Führungspositionen in der NSDAP und in nationalsozialistischen 

Organisationen einnahmen. Dass während der Studienzeit ein soziales Netzwerk ausgebaut wird, in 

dem die Studierenden sozialisiert werden und welches auch nach den Jahren an den Hochschulen noch 

anhält, ist dabei ein bedeutender Faktor. Die sogenannte „Kriegsjugendgeneration“, welche nach 1900 

geboren wurde, und in ihr jene, die einen akademischen Titel erworben hatten, war in verschiedenen 

Führungspositionen besonders stark vertreten. Die Personen, die zu ihr gehörten, waren in der 

Steiermark oft in der Illegalität tätig.  

Zur Frage der Präsenz des Nationalsozialismus an den Grazer Hochschulen in der Illegalität wurde 

gezeigt, dass sie auf verschiedene Art und Weise gegeben war. Strukturell wurde die SA zur 

bedeutendsten Organisation. Es blieben zwar auch inneruniversitäre Strukturen, wie etwa der NSDStB 

und diverse ideologisch angelehnte Korporationen, bestehen, sie verloren allerdings an Bedeutung. 

Für die Nationalsozialisten hatten sie dennoch wichtige Funktionen, da diverse Räumlichkeiten als 

Verstecke etc. genutzt werden konnten. Versucht wurde daher, legale Organisationen zu 

unterwandern und durch diese zu agieren. Es wurde somit auf alten Strukturen aufgebaut. Daneben 

organisierten sich die Nationalsozialisten jedoch auch in neuen Strukturen. Die Studierenden in Graz 

hatten relativ freie Hand, da sie selten für nationalsozialistische Aktionen oder Mitgliedschaften in 

nationalsozialistischen Organisationen belangt wurden.  
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Aktionen auf Hochschulboden waren zu einem großen Teil jenen außerhalb der Hochschulen ähnlich. 

Es kam zum Druck nationalsozialistischer Flugblätter und anderem Propagandamaterial. Auch 

Demonstrationen und Schmieraktionen fanden statt. Daneben wurden Anschläge mit Böllern oder 

Rauch- und Stinkgefäßen verübt, außerdem kam es zu gewaltsamen Ausschreitungen gegen Personen. 

Außerhalb der Hochschulen kann die Agitation der Studierenden z. B. an deren Präsenz in 

nationalsozialistischen Organisationen gemessen werden. So waren sie in diesen beispielsweise an den 

Aktionen rund um den Juliputsch 1934 beteiligt. Studierende waren außerdem tätig als Kuriere und 

Propagandisten in den steirischen Provinzen.  

Im Hinblick auf die Analyse und Interpretation der Flugschrift „Der Aufbruch“ wurde ein allgemeines 

Kapitel zur illegalen NS-Propaganda und Pressetätigkeit verfasst. Gezeigt wurden hier zuerst die 

Maßnahmen der autoritären Regierung, um die Verbreitung politischer oder regierungsfeindlicher 

Ideen innerhalb der Presse zu unterdrücken. Zahlreiche Gesetze, die einer Zensur gleichkamen, 

wurden dafür eingeführt. Die nationalsozialistische Presse operierte somit spätestens nach dem 

Verbot der NSDAP in der Illegalität. Unterschieden werden hier verschiedene Phasen der Presse- und 

Propagandaarbeit. Die erste Phase bis zum Juliputsch war gekennzeichnet durch ihre provokante und 

laute Art und durch eine Vielfalt an unterschiedlichen Erzeugnissen. Das änderte sich nach dem 

Juliputsch und es wurde versucht, die Presse zentral zu steuern und zu vereinheitlichen, was schließlich 

in einer dritten Phase ab spätestens 1936 großteils gelang.  

Neben periodischen Blättern gab es auch Flugblätter und Flugschriften. Korrespondenzen, 

Informationsbriefe und Rundschreiben werden ebenso als Arten der illegalen Presseerzeugnisse 

angesehen. Daneben wurde jedoch auch in legalen Zeitungen nationalsozialistisches Gedankengut 

verbreitet. Innerhalb der illegalen Erzeugnisse war vor allem die politische Zeitschrift von Bedeutung. 

Ihr Ziel war es, Politik als Handeln zum Machterwerb zu gebrauchen. Äußerlich unterschieden sich die 

verschiedenen Erzeugnisse sehr voneinander, Stil und Inhalt ähnelten sich jedoch meist sehr. Allen 

gleich war, dass durch den Stil versucht wurde, die Gefühle der LeserInnen anzusprechen. 

Wahrheitsgehalt oder Aktualität der Aussagen waren daher nebensächliche Komponenten. Immer 

wiederkehrende Themen waren Angriffe auf die österreichische Regierung und Zunichtemachen der 

österreichischen Souveränität. Damit verbunden eine subtile „Anschlusspropaganda“, die Deutschland 

in einem besonders guten Licht dastehen ließ. Dafür wurde oft auf wirtschaftliche Vergleiche 

zurückgegriffen. Die ständige Aufforderung zum Kampf ist ebenso eine Konstante in den 

verschiedenen Erzeugnissen.  

Ziel der Presse war es nicht, zu informieren, sondern Meinungen zu formen. Wurden dennoch Berichte 

mit vermeintlichem Informationscharakter abgedruckt, dann nur, wenn sie der eigenen 

Argumentationsweise dienlich waren. Primär sollte die Moral aufrechterhalten werden und der 
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Eindruck von Präsenz trotz des Verbotes vermittelt werden. Bezüglich Wirkung und Verbreitung lassen 

sich kaum Aussagen treffen. Die Blätter erschienen unregelmäßig und da sie illegal waren, wurden sie 

oft unter der Hand weitergegeben. Die Auflagenzahl sagt nicht viel über die Verbreitung aus. Sie war 

oft abhängig von vorhandenen Ressourcen und ein Blatt wurde auch an mehrere Personen 

weitergegeben. 

Diese eben genannten Probleme traten auch bei der Arbeit mit der Flugschrift „Der Aufbruch“ auf. Zu 

Wirkung und Verbreitung konnte im Laufe der Recherche kein aussagekräftiges Material eruiert 

werden. Die einzige Zahl zur Auflage fand sich zur Ausgabe von 1934, wobei auch hier nicht gesagt 

werden kann, wie viel davon wirklich verbreitet worden wäre und welche Wirkung das Erzeugnis auf 

die LeserInnen gehabt hätte oder hat. Aus diesem Grund beschränkten sich die Ausführungen 

hauptsächlich auf Aufbau, Stil und Inhalt der Flugschrift und deren Veränderung von 1934 bis 1937. 

Dabei wurde festgestellt, dass die Inhalte in den Ausgaben die gleichen blieben und diese auch 

konform gingen mit jenen der restlichen nationalsozialistischen Presse. So wurde etwa versucht, den 

Kampfgeist aufrechtzuerhalten oder Österreich im Vergleich zu Deutschland schlecht zu machen. 

Hauptthema war in allen drei Ausgaben der Angriff auf die österreichische Regierung und alles, was 

man mit ihr verband. Neuigkeiten waren nebensächlich, wie es der Tradition der illegalen NS-Presse 

entspricht. Auch die Funktion scheint dieser zu entsprechen. So wurde versucht, den Kampfgeist und 

die Moral zu stärken, Meinungen zu verbreiten und Präsenz zu zeigen. Die Radikalität der Aussagen 

blieb dabei ähnlich. Waren jedoch in der Ausgabe von 1934 die Themen noch vielfältiger, beschränkten 

sich die jüngeren Ausgaben zum großen Teil auf das Schlechtmachen Österreichs und auf die Kritik an 

den gemäßigten Nationalsozialisten.  

Unterschiedlich war jedoch der Aufbau. Die Ausgaben von 1937 sind in ihrer Gestaltung 

professioneller. Auch die Aussagen wurden konkreter und argumentativer. Gleich blieb hier allerdings 

die bildlich aufgeladene und aufgebauschte Sprache. Außerdem unterscheidet sich, dass in der 

Ausgabe von 1934 noch Bezug genommen wurde auf den NSDStB und konkret Studierende 

angesprochen wurden. Das ist in den Ausgaben von 1937 nicht mehr zu finden, die 

AdressatInnengruppe wird allgemeiner.  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass der Nationalsozialismus auch schon vor dem „Anschluss“ 

eine bedeutende Rolle auf Hochschulboden spielte. Verschiedene Strukturen, Akteure und Ereignisse 

begünstigten dessen Entwicklungen. Der Nationalsozialismus wurde außerdem von den Universitäten 

aus in die Gesellschaft getragen. Die nationalsozialistischen Studierenden spielten dabei insofern eine 

Rolle, als dass sie in gesellschaftlich einflussreichen Positionen tätig waren. Sie beteiligten sich 

außerdem an illegalen nationalsozialistischen Aktionen, wie etwa der Herausgabe einer eigenen 
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Flugschrift „Der Aufbruch“, welche, was Funktion, Aufbau, Stil und Inhalte betrifft, großteils in der 

Tradition der restlichen illegalen nationalsozialistischen Presse steht.   
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